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Streikbereit 

ln der Metalltarifrunde gingen hunderttausende 
vor die Betriebstore, bei der Telekom laufen die 
Verhandlungen an. 
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Verstümmelung des Streikrechts 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes, das unter 
anderem eine Verstümmelung des Streikrechts vor¬ 
sieht, zeigt Syriza einmal mehr ihr wahres Gesicht. 
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Thema der Woche 


Dobrindt und die Neocon-Revolte 

CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt 
will neuerdings mehr sein als das Verkehrs¬ 
kasperle der untergehenden Regierungskoali¬ 
tion: Er versucht sich als Ideologe. Der AfD hin¬ 
terherhechelnd fordert er eine „konservative 
Revolution“, die aufräumt mit „linker Ideolo¬ 
gie“ , die aus seiner Sicht die bürgerliche Mit¬ 
te umerzogen hat, mit sozialdemokratischem 
Etatismus und grünem Verbotismus“. Will 
heißen, mit zivilisatorischen Errungenschaf¬ 
ten der letzten 50 Jahre. 

Seiten 


Sozialpolitik im Konjunktiv 

CDU/CSU und SPD hängen ihren Wunschzettel in den Wind 



Das ist die Realität - Wunschzettel sieht anders aus 


D as Sondierungspapier, von den 
Unionsparteien mit der SPD 
ausgehandelt, ist fast durchgän¬ 
gig im Konjunktiv geschrieben. Stän¬ 
dig ist die Rede davon, was eine neue 
Koalition so alles wollen will, nur an 
einigen wenigen Stellen wird es etwas 
konkreter. Lang und breit geht es um 
Europa, genauer, um die Europäische 
Union, verständlich, denn die führen¬ 
de Rolle des BRD-Kapitalismus soll 
nicht nur gewahrt, sondern gefestigt 
und weiter ausgebaut werden. Der Be¬ 
reich, wo die Parteien nicht nur Absich¬ 
ten äußern, sondern schon genau wis¬ 
sen, was sie umsetzen werden, ist die 
„Sicherheitspolitik“ die Modernisie¬ 
rung der Streitkräfte, die Fortführung 
der Auslandseinsätze. Da geht es deut¬ 
lich zur Sache. Hier wollen die CDU/ 
CSU und SPD über 15 000 neue Stel¬ 
len schaffen und einen „Pakt für den 
Rechtsstaat“ schaffen. 

Die bereits bekannten Überschüs¬ 
se im Bundeshaushalt, die bei „anhal¬ 
tend guter Konjunktur“ auch für die 
nächsten Jahre zu erwarten sind, wer¬ 
den nicht angesprochen. Bürgerinnen 
und Bürger könnten ja auf den Ge¬ 
danken kommen, mit diesen aus Steu¬ 
ern und Abgaben gewonnenen Milli¬ 
arden soziale Probleme wie Altersar¬ 
mut, Kinderelend, asoziale Miet- und 
Wohnverhältnisse, prekäre und unsi¬ 
chere Arbeitsverhältnisse anzupacken. 

Als Erfolg wollen die Parteien uns 
jetzt schon weismachen, dass sie das 
Rentenniveau auf dem unerträglich 
niedrigen Satz von 48 Prozent zu „sta¬ 
bilisieren“ gedenken. Eine Ohrfeige 
sowohl für die Beschäftigten wie auch 
für diejenigen, mit deren bescheidenen 
Renten kein Auskommen möglich ist. 

Die Situation auf dem „Woh¬ 
nungsmarkt“ wollen die Parteien da¬ 
durch verbessern, dass bis zu 1,5 Mil¬ 
lionen neue Wohnungen über freie 
Finanzierung bei öffentlicher För- 


Am vergangenen Sonntag demons¬ 
trierten über zehntausend Linke zur 
Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin, 
um der Ermordung von Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht zu geden¬ 
ken. Die beiden Führer der KPD wur¬ 
den vor 99 Jahren von Angehörigen 
der Gardekavallerie-Schützendivision 
ermordet. Ihr Kommandant Waldemar 
Pabst hatte sich die Morde vorher von 
seinem Vorgesetzten, dem SPD-Poli- 
tiker Gustav Noske, absegnen lassen. 

Neben DKP und SDAJ, die zu die¬ 
sem Gedenken mit aufgerufen hatten, 
nahmen auch Mitglieder der Partei 
„Die Linke“, die VVN-BdA sowie re¬ 
volutionäre Organisationen aus dem 
In- und Ausland an der Demonstrati¬ 
on teil. Im internationalen Block wa¬ 
ren unter anderem Fahnen der Kom¬ 
munistischen Partei Griechenlands 
(KKE), der österreichischen PdA und 
der Kommunistischen Partei Venezue¬ 
las (PCV) zu sehen. 

Am Vortag hatten sich viele der 
Demonstrationsteilnehmerinnen be¬ 
reits auf der XXIII. Internationa¬ 
len Rosa-Luxemburg-Konferenz der 
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derung entstehen sollen. Das wür¬ 
de nichts anderes bedeuten, als dass 
sich Investoren die Hände reiben und 
diese Fördermittel einstreichen. Auch 
das für die arbeitende Bevölkerung 
so wichtige Thema „sichere und dau¬ 
erhafte Arbeitsplätze“ steht auf dem 
Wunschzettel. Langatmige Versiche¬ 
rungen, das Ziel sei Vollbeschäftigung, 
die Leiharbeit zu „evaluieren“ und das 
Recht auf Teilzeitarbeit und Rückkehr 
in die Vollbeschäftigung nach engen 
Maßstäben zu gewähren, deuten 
schon an, dass sich hier an der Situa¬ 
tion der Millionen, die keine oder nur 
eine schlecht bezahlte Beschäftigung 
haben, nichts verbessern wird. Dafür 
will man den Solidaritätszuschlag zu¬ 
rückfahren, ja sogar abschaffen - das 


Tageszeitung „Junge Welt“ versam¬ 
melt, die unter dem Motto „Amand- 
la! Awethu! Die Machtfrage stellen“ 
stand. Der nigerianische Dichter und 
Träger des Alternativen Nobelpreises 
Nnimmo Bassey sprach über den Res¬ 
sourcenreichtum seines Landes und 
die Armut seiner Bewohner. Multina¬ 
tionale Konzerne ruinierten in Afrika 
Mensch und Natur. Außerdem traten 
unter anderen der Historiker und Phi¬ 
losoph Achille Mbembe, die ehemali¬ 
ge Sozialministerin der Elfenbeinküste 
Clotilde Ohouochi und der kubanische 
Journalist Enrique Ubieta auf. Bei der 
„Manifestation Solidarität mit Vene¬ 
zuela“ wurde eine Resolution der Teil¬ 
nehmerinnen der Konferenz beschlos¬ 
sen (dokumentiert auf Seite 7). 

Beim Abendpodium diskutierte 
jW-Chefredakteur Stefan Huth mit 
Selma Schacht von der österreichi¬ 
schen Partei der Arbeit und Günter 
Pohl, Sekretär für Internationales der 
DKP, sowie Vertreterinnen der Partei 
„Die Linke“ und der Grünen. Schacht 
hob die soziale Frage im Kampf ge¬ 
gen Rassismus hervor: „Als Marxis- 


Bundesverfassungsgericht hatte es der 
Regierung in einem Urteil so aufge¬ 
tragen. 

Der ganze Text dieses Papiers ist 
nicht nur im Geist, sondern zum Teil 
im Wortlaut abgeschrieben von den 
Vorgaben, die die entscheidenden In¬ 
dustrieverbände wie BDI, Automo¬ 
bilverband, der Bauernverband und 
andere in den letzten Wochen und 
Monaten formuliert haben. Deren 
Vorstellungen, z.B. „qualifizierte in¬ 
ternationale Fachkräfte“ ins Land zu 
holen, soll durch ein Fachkräfteein¬ 
wanderungsgesetz nachgekommen 
werden. Über die rechtliche und sozi¬ 
ale Lage der Geflüchteten, ihre Stel¬ 
lung in der Gesellschaft nur hehre 
Worte, wichtiger ist den Parteien, ei¬ 


ten ist es unsere Aufgabe zu erklären, 
dass Rassismus nur bekämpft werden 
kann, wenn wir es schaffen, unsere ge¬ 
meinsamen Interessen zu formulieren.“ 
Günter Pohl antwortete auf die Frage, 
wie die DKP es mit der Flüchtlings¬ 
frage halte: „Wir sind solidarisch mit 
den Fliehenden, die zu uns kommen, 
wir wollen aber auch nicht, dass diese 
Konkurrenzsituation auf dem Rücken 
der Arbeiterklasse ausgetragen wird. 
Die Milliardenüberschüsse im Haus¬ 
halt zeigen, es ist genügend Geld vor¬ 
handen. Wir brauchen Investitionen im 
Wohnungsbau, im Gesundheitsbereich 
und im Bildungsbereich. Grundsätzlich 
steht jedoch die Frage, wie gelingt es 
uns, dieses System abzuschaffen“ 

Insgesamt nahmen 2 700 Besuche¬ 
rinnen an der Konferenz teil. 

Auch beim LLL-Treffen, dem Jah¬ 
resauftakt der DKP, das einige Räume 
weiter stattfand, war der Saal mit 400 
Teilnehmerinnen voll. Der DKP-Vor¬ 
sitzende Patrik Köbele stimmte die An¬ 
wesenden auf ein Jahr ein, in dem sei¬ 
ne Partei den 50. Jahrestag ihrer Neu¬ 
konstituierung, den 100. Jahrestag der 


nen wirksamen Schutz der europäi¬ 
schen Außengrenzen zu propagieren 
und Frontex zu einer funktionieren¬ 
den Grenzschutzpolizei weiterentwi¬ 
ckeln. Die im Vorfeld so aufgeregte 
Debatte zwischen den „C“-Parteien 
und der SPD über Obergrenzen wird 
entschärft durch eine „von-bis“-For- 
mulierung: 180 000 bis 220 000 Flücht¬ 
linge pro Jahr dürfen es demnach sein. 

Schöne Konjunktivsätze gibt es zu 
den Themen Bildung, Gesundheit und 
Pflege, Klima und Umwelt, Landwirt¬ 
schaft und Kultur. Unter dem Dik¬ 
tat von Industrie und Finanzkapital 
scheint die SPD sich von allen Versu¬ 
chen, soziale Vorhaben zumindest vor¬ 
zutäuschen, verabschiedet zu haben. 

Herbert Becker 


Gründung der KPD, den 200. Geburts¬ 
tag von Karl Marx, das 20. Pressefest 
und den 22. Parteitag der DKP auf dem 
Terminplan stehen hat. Angesichts der 
damit verbundenen Aufgaben machte 
er einen recht entspannten Eindruck 
(Auszug aus der Rede auf der Seite 8). 

Den anstehenden Jahrestagen trug 
auch Erich Schaffner Rechnung, der 
Lieder und Texte aus der Zeit der No¬ 
vemberrevolution bzw. Gründung der 
KPD bis zu den 68ern bzw. Neukonsti¬ 
tuierung der DKP vortrug. Die Konti¬ 
nuität des Kampfes gegen Ausbeutung 
und Krieg wurde in den Texten von 
Tucholsky bis Degenhardt, Süverkrüp 
und Stütz sehr deutlich. 

Ebenfalls auf dem LLL-Treffen der 
DKP sprachen Adel Amer, Generalse¬ 
kretär der Kommunistischen Partei Is¬ 
raels, und Ramön Ripoll, Botschafter 
der Republik Kuba (siehe Bericht Sei¬ 
te 7), sowie eine Vertreterin der SDAJ, 
die auf den 50. Jahrestag der SDAJ- 
Gründung am Geburtstag von Karl 
Marx (5. Mai) und den bevorstehenden 
SDAJ-Bundeskongress hinwies. 

Lars Mörking 


1818 Marx 2018 



Es versteht sich ganz von 
selbst, dass, um überhaupt 
kämpfen zu können, die Ar¬ 
beiterklasse sich bei sich zu 
Haus organisieren muss als 
Klasse, und dass das Inland 
der unmittelbare Schauplatz 
ihres Kampfs. Insofern ist ihr 
Klassenkampf, nicht dem In¬ 
halt, sondern, wie das „Kom¬ 
munistische Manifest“ sagt, 
„der Form nach“ national. 
Aber der „Rahmen des heu¬ 
tigen nationalen Staats“, 
z. B. des Deutschen Reichs, 
steht selbst wieder ökono¬ 
misch „im Rahmen des Welt¬ 
markts“, politisch „im Rah¬ 
men des Staatensystems“. 
Der erste beste Kaufmann 
weiß, dass der deutsche Han¬ 
del zugleich ausländischer 
Handel ist. 

Karl Marx„Kritik des Gothaer Programms“, 
1875 (MEW Band 19) 

Unsere Epoche, die Epo¬ 
che der Bourgeoisie, zeich¬ 
net sich jedoch dadurch aus, 
daß sie die Klassengegensät¬ 
ze vereinfacht hat. Die gan¬ 
ze Gesellschaft spaltet sich 
mehr und mehr in zwei große 
feindliche Lager, in zwei gro¬ 
ße, einander direkt gegen¬ 
überstehende Klassen: Bour¬ 
geoisie und Proletariat. 

„Manifest der Kommunistischen Partei“ 
(MEW 4, S.463) 


Herzlichen Dank 

an die vielen Helferinnen und Hel¬ 
fer aus den Reihen der DKP und der 
SDAJ, die die Hauptlast zum Gelin¬ 
gen des LLL-Wochenendes am ver¬ 
gangenen Wochenende getragen 
haben. Eine Menge Arbeit habt 
ihr großartig geleistet, an den Ver¬ 
kaufs- und Infoständen von UZ und 
DKP, an den Versorgungsständen 
im Cafe K, im Bereich der Sicher¬ 
heit, bei der Dekoration, dem Auf- 
und Abbau und den vielen anderen 
notwendigen Tätigkeiten. Wir mei¬ 
nen, das wareine prima Übung für 
das Pressefest 2018. Wir wünschen 
uns, euch alle dort wieder dabei zu 
haben! 

Parteivorstand der DKP 
und UZ-Redaktion 


Volles Programm 

Über 10 000 demonstrieren in Berlin - Rosa-Luxemburg-Konferenz und DKP-Jahresauftakt gut besucht 
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Warnstreik der IG Metall am 9. Januar in Ludwigsfelde: Es geht auch um mehr Zeit 


Schwung in der Tarifrunde Metall 

Warnstreiks mit mehreren hunderttausend Kollegen zeigen ihre Entschlossenheit 


Lego kooperiert in 
China mit Tencent 

Der dänische Spielzeughersteller 
Lego arbeitet mit dem chinesischen 
Internetunternehmen Tencent zu¬ 
sammen, um Online-Spiele zu ent¬ 
wickeln und ein „soziales Netzwerk“ 
für chinesische Kinder. Tencent ist an 
der Börse Asiens wertvollstes Unter¬ 
nehmen mit einer Marktkapitalisie¬ 
rung von umgerechnet ungefähr 540 
Mrd. Dollar. Lego hat auf dem Spiel¬ 
zeugmarkt Chinas etwa drei Prozent 
Marktanteil und betreibt ein Werk 
in Jiaxing. Der durch seine bunten 
Plastikklötzchen bekannte Famili¬ 
enkonzern hat nach dem ersten Um¬ 
satzrückgang seit mehr als einem 
Jahrzehnt im vergangenen Jahr um¬ 
fassende Sparmaßnahmen eingelei¬ 
tet und 1 400 der 18 200 Stellen ge¬ 
strichen. 

Auch C&A zieht 
es nach China 

Die Textilkaufhauskette C&A prüft 
die Expansion nach China, teilte die 
Schweizer Familienholding Cofra mit 
und reagierte damit auf einen Pres¬ 
sebericht, wonach die Eigentümerfa¬ 
milie Brenninkmeijer einen Verkauf 
des Unternehmens nach China pla¬ 
ne. C&A hatte zuletzt mit sinkenden 
Umsätzen zu kämpfen. C&A habe 
die Geschwindigkeit, mit der sich 
der Modehandel in Richtung Inter¬ 
net verlagere, unterschätzt, hatte vor 
mehr als einem Jahr der damalige 
Europa-Chef Philippe Brenninkmei¬ 
jer eingeräumt. 

Steuerbescheid an 
Bankhaus Warburg 

Im Steuerskandal der so genannten 
„Cum-Ex“-Geschäfte hat das Bun¬ 
desfinanzministerium Ende vergan¬ 
genen Jahres den Hamburger Fiskus 
angewiesen, gegen die dort ansässi¬ 
ge Privatbank M.M. Warburg vorzu¬ 
gehen. Das Ministerium befürchtete, 
Forderungen gegen Warburg könn¬ 
ten verjähren. Der Hamburger Fis¬ 
kus, der den Fall seit Langem unter¬ 
sucht, schickte erst nach der Weisung 
aus Berlin einen Steuerbescheid an 
die Privatbank. Warburg und deren 
Partner sollen Aktiengeschäfte dazu 
genutzt haben, sich eine einmal an 
die Finanzbehörden gezahlte Steu¬ 
er auf Dividenden mehrmals erstat¬ 
ten zu lassen. Auf diese Weise sollen 
auch zahlreiche andere Banken jah¬ 
relang die Staatskasse ausgeraubt ha¬ 
ben. Staatsanwälte und Steuerfahn¬ 
der untersuchen 417 Verdachtsfälle, 
in denen es um 5,3 Mrd. Euro geht. 

Inbev verkauft Diebels 
und Hasseröder 

Der größte Brauereikonzern der 
Welt, der belgisch-brasilianische 
Konzern Inbev verkauft die Braue¬ 
rei Hasseröder in Wernigerode und 
die Altbierbrauerei Diebels mit Sitz 
in der niederrheinischen Stadt Issum 
für bis zu 200 Mio. Euro. Laut einem 
Bericht der „Magdeburger Volks¬ 
stimme“ soll es sich bei dem neuen 
Eigentümer um einen Finanzinves¬ 
tor aus Deutschland handeln. Der 
Beschluss zum Verkauf fiel im Zuge 
der Fusionierung von Inbev mit dem 
US-Braukonzern Sab-Miller. Hasse¬ 
röder und Diebels setzen zusammen 
etwa 140 Mio. Euro um. 

EU-Rechnungshof 
kritisiert EZlf 

Die zentrale Aufsicht über mehr als 
100 systemrelevante Banken in Eu¬ 
ropa weist nach einem Bericht des 
Europäischen Rechnungshofs Män¬ 
gel auf. Bei der für die Kontrolle zu¬ 
ständigen Europäischen Zentralbank 
(EZB) fehlten objektive Kriterien 
zur Beurteilung, wann eine Bank sich 
in einer Krisensituation befinde, kri¬ 
tisierten die Rechnungsprüfer in Lu¬ 
xemburg. Die EZB habe sich zudem 
geweigert, einige vom Rechnungshof 
angeforderte Dokumente und Unter¬ 
lagen herauszugeben. Dadurch sei es 
letztlich nicht möglich gewesen, die 
Effizienz des EZB-Krisenmanage- 
ments umfassend einzuschätzen. Laut 
geltendem Recht hat die EZB die ge¬ 
meinsame Aufsicht über die rund 120 
größten Banken der Eurozone. 


D ie Tarifrunde der IG Metall hat 
in der zweiten Januarwoche 
Schwung bekommen. Über 376 
000 Beschäftigte aus rund 1 900 Be¬ 
trieben haben sich seit Ende der Frie¬ 
denspflicht bis 15. Januar bundesweit 
an kurzzeitigen Arbeitsniederlegun¬ 
gen, Kundgebungen und Frühschluss¬ 
aktionen beteiligt. Allein in Baden- 
Württemberg waren es bis 16. Januar 
über 120 000 Warnstreikende. Neben 
der Erhöhung der Entgelte um 6 Pro¬ 
zent wird gefordert, dass die indivi¬ 
duelle Arbeitszeit befristet auf bis zu 
28 Stunden verringert werden kann. 
Wird wegen Kindererziehung oder 
Pflege die Arbeitszeit gesenkt, soll es 
einen Teillohnausgleich geben, eben¬ 
so für besonders belastete Beschäf¬ 
tigtengruppen wie in Schicht Arbei¬ 
tende. Die letzten Tarifrunden haben 
gezeigt, dass qualitative Forderungen 
immer einen zusätzlichen Schwung in 
Tarifrunden bringen. Kollektive Ar¬ 
beitszeitverkürzungen mit Lohnaus¬ 
gleich (nicht nur individuelle mit Teil¬ 
ausgleich) hätten die Dynamik sicher 


Die Heinrich-Böll-Stiftung, der Bund 
für Umwelt und Naturschutz Deutsch¬ 
land (BUND) sowie die Zeitung Le 
Monde Diplomatique haben in der 
vergangenen Woche in Berlin den 
„Fleischatlas 2018 - Rezepte für eine 
bessere Tierhaltung“ veröffentlicht. Mit 
dem nun vierten Fleischatlas veröffent¬ 
lichen die Herausgeber zahlreiche Da¬ 
ten, Fakten und Grafiken zu den drän¬ 
gendsten Problemen der industriellen 
Fleischproduktion in Deutschland. 
Enthalten sind auch konkrete Lösungs¬ 
ansätze für eine bessere Tierhaltung. 

Der BUND und die Heinrich-Böll- 
Stiftung werfen der Bundesregierung 
Handlungsunwilligkeit vor. Denn ein 
ökologischer Wandel in der Tierhaltung 
sei nur mit neuen politischen Strategi¬ 
en, aber auch einem geschärften Be¬ 
wusstsein bei Verbrauchern möglich, 
so die Organisationen. So empfehlen 
sie beispielsweise eine verpflichtende 


noch weiter erhöht, hat doch die jahr¬ 
zehntelange „Enthaltsamkeit“ beim 
Thema Arbeitszeit die real geleiste¬ 
te Arbeitszeit um mehrere Stunden 
verlängert. Sie liegt zur Zeit ca. fünf 
Stunden über dem Tarifniveau, was die 
abhängig Beschäftigten mit ihrer Ge¬ 
sundheit bezahlen. 

Der bisherige Druck war allerdings 
noch nicht groß genug, um ein vernünf¬ 
tiges Angebot von Südwest-Metall zu 
bekommen. In der dritten Verhand¬ 
lungsrunde für Baden-Württemberg 
am 11. Januar gab es lediglich minima¬ 
le Zugeständnisse. So soll eine Exper¬ 
tenkommission eingerichtet werden, 
die bis zu den nächsten Verhandlungen 
am 24. Januar Lösungsvorschläge aus¬ 
arbeiten soll. Diese soll „das Verhältnis 
von Zeitsouveränität der Beschäftig¬ 
ten zu den Flexibilitätsansprüchen der 
Unternehmen durchdeklinieren“. Wo¬ 
hin Südwestmetall will ist klar: Sie will 
die Quote der 40-Stünder ausweiten, 
also längere Arbeitszeiten, die Ruhe¬ 
zeiten von elf Stunden verringern und 
die täglichen Höchstarbeitszeitgrenzen 


Kennzeichnung bei Fleisch einzufüh¬ 
ren - vergleichbar der Eier-Kennzeich- 
nung, die dazu geführt habe, dass Eier 
aus Käfighaltung ausgelistet wurden. 

Viele Deutsche essen bereits weni¬ 
ger Fleisch, heißt es im Fleischatlas, und 
88 Prozent der Deutschen würden einer 
repräsentativen Umfrage zufolge auch 
mehr Geld dafür ausgeben, wenn dies 
die Umwelt schone und es den Nutztie¬ 
ren wie Schweinen, Rindern und Hüh¬ 
nern besser gehen würde. Die Umfra¬ 
ge habe zudem ergeben, dass mehr als 
zwei Drittel der Befragten strengere 
Vorschriften zur artgerechten Haltung 
von Nutztieren wünschten. Vier von 
fünf Befragten würden eine gesetzli¬ 
che Kennzeichnungspflicht für alle tie¬ 
rischen Lebensmittel bejahen, aus der 
die Form der Haltung hervorgehe. 

Initiativen der Agrarwirtschaft und 
des Bundeslandwirtschaftsministers 
Christian Schmidt (CSU) sind dage- 


von zehn Stunden aufweichen. Dies gilt 
es zu verhindern. 

Die Wucht der Warnstreiks hat der 
Kapitalseite gezeigt, dass sie mit ihrer 
Androhung, die Streiks seien rechts¬ 
widrig, weil die Forderung rechtswid¬ 
rig sei, die Kolleginnen und Kollegen 
nicht einschüchtern konnte. Stefan 
Wolf, Vorsitzender von Südwestme¬ 
tall, ruderte deshalb zurück und mein¬ 
te, dass man eine „vernünftige inhaltli¬ 
che Auseinandersetzung“ suchen wol¬ 
le. „Es macht keinen Sinn, dass wir uns 
in ellenlange Rechtsdiskussionen und 
Rechtsstreitigkeiten begeben.“ Damit 
vollzog er eine komplette Wende unter 
dem Druck der Aktionen. 

Bei Porsche in Stuttgart-Zuffen¬ 
hausen fanden bereits drei Warnstreiks 
statt. Auf der dritten Kundgebung am 
15. Januar sagte Uwe Hück, Gesamtbe¬ 
triebsratsvorsitzender der Porsche AG: 
„Der Geiz des Arbeitgeberverbandes 
regt die Belegschaft granatenmäßig auf. 
Wenn bis Ende Januar kein ordentli¬ 
ches Ergebnis vorliegt, erhöhen wir den 
Druck. Wie bei einer Zahnpasta-Tube: 


gen äußerst schwach. So hatte Schmidt 
im Januar 2017 ein eigenes Tierwohlla¬ 
bel mit zwei Stufen angekündigt. Die 
Kriterien der Eingangsstufe sind - ab¬ 
gesehen von etwas mehr Platz - kaum 
höher als beim gesetzlichen Standard. 
Die Premiumstufe erfordert für jedes 
Schwein einen Quadratmeter Platz, 
Auslauffläche und Beschäftigungsma¬ 
terial und schließt das Kupieren der 
Schwänze aus. Doch auch hier sind 
die Kriterien zu schwach. Und weil die 
Teilnahme an dem Label für die Ag¬ 
rarindustrie freiwillig sein soll, ist kaum 
damit zu rechnen, dass es größere Teile 
der Agrarwirtschaft binden wird. Wirk¬ 
liche Transparenz beim Fleischkauf zu 
gewährleisten kann nach Ansicht der 
Herausgeber des Fleischatlasses nur 
eine staatliche Kennzeichnung schaf¬ 
fen, die verpflichtend sei. 

Ein anderes zentrales Problem der 
industriellen Tierhaltung ist die sehr 


Man muss unten drücken, damit oben 
etwas rauskommt. Die Belegschaft hat 
heute öffentlich für die 24-Stunden- 
Streiks gestimmt, wenn sich am Ver¬ 
handlungstisch nichts tut. Dann geht 
für mindestens einen Tag gar nichts 
mehr.“ Das gibt die Stimmung auch 
in anderen Betrieben wieder. Die auf 
dem Gewerkschaftstag 2015 beschlos¬ 
sene zusätzliche Eskalationsstufe von 
bezahlten Ganztagesstreiks (ohne Ur¬ 
abstimmung) ist in vielen Betrieben 
bereits geplant, und die Kollegen bren¬ 
nen darauf, diese Tagesstreiks auch um¬ 
zusetzen, um Südwestmetall auf Trab 
zu bringen. So unverschämte Aussa¬ 
gen wie von R. Dulger, Präsident des 
Arbeitgeberverbands Gesamtmetall, 
„Mehr Geld für Nichtstun wird es mit 
uns nicht geben“ bringen die Kollegen 
zusätzlich auf die Palme und sie wollen 
es „denen da oben“ mal wieder deut¬ 
lich zeigen, wer hier die Werte schafft. 
Es wird noch eine ordentliche Schip¬ 
pe drauf gelegt werden müssen, um die 
Forderungen durchzusetzen. 

chou 


hohe Stickstoffbelastung des Grund¬ 
wassers. Große Mengen von Gülle und 
Mist, die in der industriellen Tierhal¬ 
tung anfallen, sind dafür die Haupt¬ 
ursache. Als sogenannter Wirtschafts¬ 
dünger werden sie in den Boden ein¬ 
gebracht. Wird zu viel gedüngt, dringt 
der in Gülle und Mist enthaltene Stick¬ 
stoff tief in den Boden ein und gelangt 
als Nitrat ins Grundwasser. Dagegen 
könne laut BUND und Heinrich-Böll- 
Stiftung nur eine Abgabe auf Stick¬ 
stoffüberschüsse und eine konsequen¬ 
te Begrenzung der Tiermengen pro 
Hektar helfen. Der Richtwert dürfe 
zwei Großvieheinheiten pro Hektar 
nicht überschreiten, was zwei Rindern 
oder zehn ausgewachsenen Schweinen 
entspricht. Vor allem Gemeinden wie 
Vechta oder Cloppenburg in Nieder¬ 
sachsen müssten ihre Bestände massiv 
abbauen. 

Bernd Müller 


Ein Fleischatlas 

BUND und grüne Böll-Stiftung fordern strengere Vorschriften bei der Tierhaltung 
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Auf Warnstreiks 
vorbereitet 

Bei der Telekom steigen die Arbeitsbelastung der Kollegen und der 
Gewinn des Konzerns 



Ursache für die ernorme Belastung der Kolleginnen und Kollegen bei der Telekom ist der Ausbau des Breitbandnetzes und 
vor allem aber der Personalabbau der letzten Jahre. 


Die UZ sprach mit Rainer Keil und Bernd Blümmel über die Tarifrunde bei der 
Telekom. Rainer Keil ist Vertrauensmann und Vorsitzender der ver.di-Betriebs- 
gruppe Telekom Südhessen. Bernd Blümmel ist ver.di-Vertrauensmann bei der 
Telekom und Vorsitzender des ver.di-Bezirksfachbereiches Telekommunikation/ 
IT Südhessen. 


UZ: Mit welcher Entgeltforderung geht 
ihr in die Verhandlungen und wie be¬ 
gründet ihr sie? 

Bernd Blümmel: Wir fordern als ver. 
di-FachbereichTelekommunikation/IT 
eine Entgelterhöhung von 5,5 Prozent 
bei einer Laufzeit von 12 Monaten. Für 
Auszubildende und dual Studierende 
fordern wir eine Erhöhung der Vergü¬ 
tung um 75 Euro. 

Der Vorstand der Telekom hat 
mehrmals die Prognose für das Ge¬ 
schäftsergebnis 2017 angehoben. Der 
bereinigte Konzernüberschuss soll um 
19,6 Prozent auf 1,2 Mrd. Euro gewach¬ 
sen sein. 

Gleichzeitig ist die Arbeitsbelas¬ 
tung der Kolleginnen und Kollegen auf 
Rekordniveau gestiegen. Der Ausbau 
des Breitbandnetzes, vor allem aber der 
Personalabbau der letzten Jahre und 
Jahrzehnte sind die Ursachen dieser 
enormen Belastung. Dabei sind die Le¬ 
benshaltungskosten, unter anderem die 
Fahrtkosten auf Grund der Schließung 
von Standorten, in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen. Steigende Ausgaben 
für Lebensmittel, Mieten und Mobilität 
wirken sich vor allem bei den unteren 
Einkommen aus. Die sinkenden Preise 
beispielsweise bei der Unterhaltungs- 
elektronik beschönigen zwar die Infla¬ 
tionsrate, Flachbildschirme und Spie¬ 
lekonsolen haben aber nur einen sehr 
begrenzten Nährwert. Davon lässt sich 
keine Familie ernähren. Eine deutliche 
Erhöhung der Einkommen ist also not¬ 
wendig. 

UZ: Wie ist die Forderung innerhalb 
von ver.di entwickelt worden? 

Rainer Keil: In Südhessen haben die 
Vertrauensleute mit den Kolleginnen 
und Kollegen in ihren Bereichen über 
die Forderungen geredet. Tarifrunde 
und Forderungen sind seit letztem Ok¬ 
tober Thema in den Betrieben der Te¬ 
lekom. Unsere Vertrauensleute haben 
dann eine Forderungsempfehlung für 
unseren Bereich entwickelt, die auf ei¬ 


ner Mitgliederversammlung diskutiert 
wurde. In Darmstadt haben sich über 
80 Mitglieder aus allen Bereichen und 
auch aus allen Entgeltgruppen an die¬ 
ser Versammlung beteiligt. Dort wur¬ 
de dann nach intensiven Diskussionen 
mit großer Mehrheit eine Festbetrags¬ 
forderung beschlossen. Hintergrund 
ist, dass die Mitglieder der Meinung 
sind, der Abstand zwischen den einzel¬ 
nen Entgeltgruppen dürfe sich nicht 
weiter vergrößern, zumal gerade die 
Mitglieder im unteren Entgelt-Drittel 
diejenigen sind, die unsere Forderun¬ 
gen in der Regel mit Arbeitskämpfen 
durchsetzen. 

Die Forderungen aus den einzelnen 
Bezirken wurden dann auf der hessi¬ 
schen und schließlich auf der Bundes¬ 
ebene zusammengefasst. In Hessen war 
die Forderung nach einem Festbetrag 
noch mehrheitsfähig, auf Bundesebene 
dann aber nicht mehr. 

UZ: Gab es in der Vorbereitung auch 
Stimmen in der Gewerkschaft, die eine 
Verkürzung der Arbeitszeit gefordert 
haben. Und was ist daraus geworden? 

Bernd Blümmel: Das Thema Verkür¬ 
zung der Wochenarbeitszeit ist in Süd¬ 
hessen regelmäßig Bestandteil der 
Forderungsdiskussion und wurde auch 
immer wieder als Antrag auf Kongres¬ 
se und Delegiertenversammlungen 
gebracht. Aktuell gibt es eine Verein¬ 
barung zwischen ver.di und der Tele¬ 
kom, die eine Verkürzung auf 36 Wo¬ 
chenstunden bei Teillohnausgleich ab 
2019 vorsieht. Allerdings wurde dies 
nicht im Arbeitskampf erreicht, son¬ 
dern über einen „Deal“. Beim laufen¬ 
den Breitbandausbau steht die Tele¬ 
kom unter erheblichem Druck. Das 
notwendige Personal fehlt. Der Deal 
ist, dass die Wochenarbeitszeit in eini¬ 
gen Bereichen befristet erhöht werden 
kann, um den Ausbau zu stemmen. Die¬ 
se Bereiche sollen dann auch 2019 von 
der Arbeitszeitverkürzung proütieren. 

In Südhessen hatten wir uns eine 
Auseinandersetzung um die Verkür¬ 


zung der Wochenarbeitszeit, die wir 
für dringend notwendig halten, etwas 
anders vorgesteht. 

UZ: Wie ist die Stimmung innerhalb des 
Betriebes, für die Forderungen auch auf 
die Straße zu gehen? 

Rainer Keil: Die ist sehr unterschied¬ 
lich. In den Service-Bereichen, das 
sind die Kolleginnen und Kollegen, die 
beispielsweise die Kabel verlegen und 
die Anschlüsse schalten, oder die Stö¬ 
rungsmeldungen entgegen nehmen, ist 
die Bereitschaft, sich an Warnstreiks zu 
beteiligen, hoch. Dort haben wir auch 
einen hohen gewerkschaftlichen Orga¬ 
nisationsgrad. In Bereichen Marketing, 
Vertrieb, IT, Finanzen und allen ande¬ 
ren Querschnitts- und zentralen Be¬ 
reichen ist die Streikbereitschaft doch 
eher überschaubar. In Darmstadt ha¬ 
ben wir in den letzten Tarifrunden al¬ 
lerdings eine deutliche Steigerung der 
Beteiligung an Warnstreiks gerade in 
diesen Bereichen erreicht. Unser Ziel 
ist es natürlich, dass diese Entwicklung 
auch bundesweit einsetzt. 

UZ: Wie geht es jetzt weiter in eurem 
Tarifkampf? 

Bernd Blümmel: Die Entgelt-Tarifver¬ 
träge sind gekündigt und im Frühjahr 
endet die Friedenspfhcht. Wir gehen 
davon aus, dass es nach dem zweiten 
Verhandlungstermin zu Warnstreiks 
kommen wird. Die werden auch not¬ 
wendig sein. In den letzten Jahren lag 
das Angebot des Managements immer 
deutlich unter unserer Forderung. Die 
Vertrauensleute und viele Kollegin¬ 
nen und Kollegen bereiten sich auf die 
Warnstreiks vor. 

Im ver.di-Bezirk Südhessen ist es 
außerdem Tradition, dass sich die Ar¬ 
beitskampfleitungen der verschiedenen 
Fachbereiche im Vorfeld zusammenset¬ 
zen und Möglichkeiten gemeinsamer 
Aktionen diskutieren. So gab es schon 
gemeinsame Streikversammlungen 
und Demonstrationen mit den Kolle¬ 
ginnen und Kollegen des Öffentlichen 
Dienstes. Für die Streikenden sind sol¬ 
che Aktionen natürlich etwas Beson¬ 
deres, an die man sich noch lange er¬ 
innern wird. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Manfred Dietenberger zum Entgelttransparenzgesetz 


Gewollt wirkungslos 


Frauen verdienen im real existieren¬ 
den Kapitalismus der BRD im glei¬ 
chen Job im Durchschnitt 21 Prozent 
weniger als Männer. Seit dem 6. Janu¬ 
ar haben Beschäftigte nach dem Ge¬ 
setz mit dem sperrigen Namen Ent¬ 
gelttransparenzgesetz (EntgTranspG) 
das Recht, von ihrem Boss Auskunft 
darüber zu verlangen, was ihre Kol¬ 
leginnen und Kollegen mit gleicher 
oder gleichwertiger Tätigkeit an Ent¬ 
gelt/Lohn erhalten. 

Nicht einmal die Idee des Ge¬ 
setzes ist löblich. Zu Entgeltgleich¬ 
heit führt das Gesetz schon gar nicht. 
Kurz und konkret: Das von vielen als 
„Gesetz für mehr Lohngerechtigkeit“ 
gefeierte Gesetz hilft denen, die Hil¬ 
fe am dringendsten bräuchten, über¬ 
haupt nicht. Und die, denen es helfen 
könnte, müssen nach wie vor sehr viel 
Courage aufbringen, um davon etwas 
zu haben. Damit das so ist, hat sich 
die Regierung - sprich die Geschäfts¬ 
führung der Deutschland AG - vom 
Parlament ein Gesetz absegnen las¬ 
sen, das die Hürden hoch legt. 

Das Gesetz gilt nur für Beschäf¬ 
tigte, die in einem Betrieb mit min¬ 
destens 200 Angestellten arbeiten, 
und nur dann, wenn es mindestens 
sechs Kolleginnen oder Kollegen des 
jeweils anderen Geschlechts gibt, die 
eine vergleichbare Tätigkeit ausüben. 
Durch diese Einschränkungen blei¬ 
ben Beschäftigte in kleinen und mit¬ 
telständischen Unternehmen faktisch 
ausgesperrt. Denn genau in diesem 
Bereich ist die Entgeltgeltdiskrimie- 
rung am höchsten. Schließlich arbei¬ 
ten zwei Drittel aller erwerbstätigen 
Frauen in diesem unserem Lande in 
kleinen und Kleinstbetrieben und 
sind von diesem Gesetz ausgenom¬ 
men. 

Das Auskunftsrecht ist nur ein in¬ 
dividuelles Recht und damit für den, 
der es für sich in Anspruch nimmt, 


oft mit einem hohen Risiko verbun¬ 
den. Deckt eine Kollegin tatsächlich 
am Ende eine Entgeltdiskriminie¬ 
rung auf, muss sie sich vermutlich 
warm anziehen. Die stellvertreten¬ 
de DGB-Bundesvorsitzende Elke 
Hannack umschreibt das so: „Ich 
würde Frauen immer erstmal raten, 
zu schauen: Gibt es einen Betriebs¬ 
rat im Betrieb, der sich wirklich in¬ 
tensiv für die Interessen und Belange 



der Beschäftigten einsetzt. Ansons¬ 
ten ist es natürlich schwierig“. Aber 
die allermeisten von Lohndiskri¬ 
minierung betroffenen Frauen ar¬ 
beiten eben nicht in Betrieben mit 
Betriebsrat. Und selbst dort, wo es 
einen Betriebsrat gibt, gilt nur bei 
15 Prozent dieser Betriebe ein Ta¬ 
rifvertrag. Wenn Betriebe auch wei¬ 
terhin permanent Grundgesetz, Be¬ 
triebsverfassungsgesetz und Tarifver¬ 
träge unbelästigt und ohne Strafen 
befürchten zu müssen, unterlaufen 
können, ist das also kein Versehen, 
sondern gewollt. 


Übersicht derTarifrunden 2018 

Beginn 

Bereich Anzahl Beschäftigte 

Dezember 2017 

Metall- und Elektroindustrie 

Holz und Kunststoff verarbeitende Industrie 

3499200 


Niedersachsen/Bremen, Westfalen-Lippe, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, 
Bayern, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Sachsen 

177800 

Januar 2018 

Deutsche Post AG 

130000 


Volkswagen AG West 

110000 


Telekom Deutschland 

63000 

Februar 2018 

Öffentlicher Dienst Bund und Gemeinden 

2480200 


Bauhauptgewerbe 

699000 

März 2018 

Maler- und Lackiererhandwerk 

114300 


Privates Verkehrsgewerbe Baden-Württemberg 

87200 

April 2018 

Hotel- und Gaststättengewerbe Bayern 

144700 


Fleischerhandwerk Bayern 

25700 

Mai 2018 

Kautschukindustrie 

42700 

Juni 2018 

Fleischerhandwerk Baden-Württemberg 
Öffentlicher Dienst, Sparten-TV 

18700 


„Nahverkehr“ Berlin 

12500 

Juli 2018 

Chemische Industrie Nordrhein, Hessen, 
Rheinland-Pfalz 

249900 


Hotel- und Gaststättengewerbe 
Nordrhein-Westfalen 

118100 


D achdeckerhandwerk 

89 400 

August 2018 

Chemische Industrie Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Niedersachsen, Bremen, Westfalen, 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin-West 

281600 


Druckindustrie 

138000 

September 2018 

Deutsche Bahn AG 

134000 


Privates Verkehrsgewerbe Bayern 

119500 

Oktober 2018 

Privates Verkehrsgewerbe 

Nordrhein-Westfalen 

160200 


Papier und Pappe verarbeitende Industrie 

73200 

November 2018 

Kunststoff verarbeitende Industrie Ost 

35500 

Dezember 2018 

Öffentlicher Dienst Länder 

Bewachungsgewerbe (o. Sonderbereiche) 
Schleswig-Holstein (Arb.), Hamburg (Arb.), 
Bremen (Arb.), Nordrhein-Westfalen, 

906200 


Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 

Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt 

130700 


Eisen- und Stahlindustrie Niedersachsen, 
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Ost 

96200 
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Neue Bewegung 

Die Linkspartei erlebt einen unruhigen Jahresauftakt 


A usgerechnet am LL-Wochenen¬ 
de, auch für die Partei „Die Lin¬ 
ke“ traditioneller Jahresauftakt, 
gab es Zoff. Als führende Politiker der 
Partei - unter ihnen die Vorsitzenden 
Katja Kipping und Bernd Riexinger, 
und die der Bundestagsfraktion, Sahra 
Wagenknecht und Dietmar Bartsch - 
und ihre Gäste wie jedes Jahr am 
Sonntagmorgen in der Gedenkstätte 
der Sozialisten der von Freikorps er¬ 
mordeten Revolutionäre, vor allem 
Rosa Luxemburgs und Karl Lieb¬ 
knechts, gedachten, zeigte man noch 
Einigkeit. Am Nachmittag fehlten die 
Parteivorsitzenden bei einer Veran¬ 
staltung im Berliner Kino „Kosmos“ 
auf der u.a. Wagenknecht und Lafon¬ 
taine sprachen. Kipping und Riexinger 
hatten bereits am Freitag und Sonn¬ 
abend auf einem Empfang und auf 
Gremienberatungen der Partei ihre 
Positionen dargelegt. 

Und das aus gutem Grund. Sahra 
Wagenknecht hatte nämlich in einem 
vorab bekannt gewordenen „Spiegel“- 
Interview die Forderungen ihres Ehe¬ 
mannes Oskar Lafontaine nach Grün¬ 
dung einer linken Sammlungsbewe¬ 
gung aufgegriffen. „Wir brauchen eine 
linke Sammlungsbewegung, eine Art 
linke Volkspartei, in der sich Linke, Tei¬ 
le der Grünen und der SPD zusammen¬ 
tun“, hatte Lafontaine erklärt. In der 
„Neuen Osnabrücker Zeitung“ stellte 
er klar, was gemeint ist: Sie soll „nicht 
nur die klassischen Parteien, sondern 
auch Gewerkschafter, Sozialverbände, 
Wissenschaftler, Kulturschaffende und 
andere umfassen“. 

Nun folgte der nächste Vorstoß in 
diese Richtung. Auf die Frage des In¬ 
terviewers „wollen Sie eine Neuord¬ 
nung des Parteiensystems und eine 
linke Sammlungsbewegung wie Ihr 
Mann“ antwortet Sahra Wagenknecht: 
„Wir sehen doch, dass die traditionel¬ 
len Parteien an Akzeptanz verlieren. 



L 


Foto: Maximilian Bühn/wikimedia/CC BY-SA 4.0 


Ein schönes Paar mögen sie wohl abgeben, aber was die beiden dazu bewegt, 
solche politischen Ideen zu propagieren, erschließt sich nicht unbedingt. Der 
Film „Der junge Marx“, den sie sich bei der Premiere in Berlin anschauten, kann 
sie bei ihrem neuesten Vorstoß nicht unterstützt haben. 


In dem Augenblick, wo etwas Neues 
entsteht, wachsen die Chancen auf 
andere Mehrheiten. In Frankreich hat 
Macron die Präsidentschaftswahl ge¬ 
wonnen. Aber noch bemerkenswer¬ 
ter war: Der Linke Jean-Luc Melen- 
chon hat mit 
seiner Be¬ 
wegung ,La 
France insou- 
mise’ aus dem 
Stand knapp 
20 Prozent erreicht.“ Und auf die fol¬ 
gende Frage „Warum kann die Linke 
als Partei diese Rolle nicht überneh¬ 
men?“ entgegnet Wagenknecht: „Mit 
der Linken hat sich erstmals links von 
der SPD eine relevante Kraft etabliert. 
Aber wir stehen bei zehn Prozent. Das 
reicht nicht, um Politik wirklich zu 
verändern. Um eine linke Volkspartei 
zu werden, müssten wir noch viel an 
Breite und Akzeptanz gewinnen. Das 
wäre auch ein Weg, aber er würde län¬ 
ger dauern.“ 

Offensichtlich hat da jemand kei¬ 
ne Geduld, diesen wahrscheinlich län¬ 
geren, gewiss aber schwierigeren Weg 
weiterzugehen, mit und in der eigenen 
Partei um linke Bündnisse zu ringen? 
Die Kommunistische Plattform, zu der 
Wagenknecht vor vielen Jahren gehör¬ 
te, erklärte am Sonntagabend: „Wir 
sind bereit, diesen längeren Weg zu 
gehen, uns den Mühen der Ebenen zu 
stellen. Für einen Erfolg gibt es keine 
Garantie. Spaltung allerdings ist wohl 
auch kein Weg nach vorn.“ Oder hat 
der Vorstoß von Lafontaine und Wa¬ 
genknecht politische Gründe? Geht es 
um einen Machtkampf, wie die bürger¬ 
lichen Medien meinen? Oder um eine 
Neuorientierung? Von beiden gab es 
in den vergangenen Monaten Äusse¬ 
rungen, die im Widerspruch zur bis¬ 
herigen internationalistischen, solida¬ 
rischen Flüchtlingspolitik der eigenen 
Partei stehen. 


Wagenknecht meint - wie auch La¬ 
fontaine - zudem, dass man eine sol¬ 
che neue Bewegung oder „Volkspar¬ 
tei“ von „oben“ gründen kann: „Am 
Ende kann es nur funktionieren, wenn 
prominente Persönlichkeiten mitma¬ 
chen, die den 
Menschen die 
Hoffnung zu¬ 
rückgeben, 
dass sich po¬ 
litisch etwas 
in ihrem Sinne bewegt.“ Solche Illusi¬ 
onen sollten diesen erfahrenen Poli¬ 
tikern eigentlich fremd sein. Und die 
Vorsitzende der Linkspartei, Katja 
Kipping, hat Recht, wenn sie in ihrer 
Neujahrsrede erklärte: „Erfolgreiche 
Neugründungen entstehen nicht als 
Idee im Interview, sondern aus gesell¬ 
schaftlichen Bewegungen.“ 

Der Zeitpunkt des Wagenknecht- 
Interviews war, von wem auch immer, 
gut gewählt, um möglichst große Un¬ 
ruhe - und das nicht nur in der Links¬ 
partei - zu erzeugen. Die mediale Auf¬ 
merksamkeit war Wagenknecht auch 
jetzt garantiert. Und das Ganze wirkte 
wie eine Inszenierung. 

Wie auch ihr Auftritt am Sonntag¬ 
nachmittag im Kino „Kosmos“. „Ich 
finde das wirklich merkwürdig und 
teilweise abenteuerlich, was da so ge¬ 
schrieben und diskutiert wird ... Und 
am groteskesten ist der Vorwurf, ich 
hätte den Wunsch die Linke zu spal¬ 
ten.“ Es gehe doch darum, „dass wir 
größer werden.“ Und „natürlich geht 
es auch darum, dass wir die Linke als 
Partei stärken“. 

Einst lief Sahra Wagenknecht am 
zweiten Sonntag im Januar mit an der 
Spitze der alljährlichen Luxemburg- 
Liebknecht-Demonstration. Sie galt 
als die wichtigste Vertreterin der kom¬ 
munistischen Linken in der Partei. - 
Das ist schon lange Geschichte. 

Nina Hager 


Die mediale Aufmerksamkeit war 
Wagenknecht auch jetzt garantiert. Und 
das Ganze wirkte wie eine Inszenierung. 


Am Abgrund entlangtaumeln 

SPD vor dem Sonderparteitag 


Bundeswehr-Propaganda 

Auslandseinsätze werben für Jobs und 
die politische Richtung 


Wird sich die Mehrheit des SPD-Par- 
teivorstandes auf dem Sonderpartei¬ 
tag am Sonntag in Bonn gegen Geg¬ 
ner und Kritiker durchsetzen? Über¬ 
redungskunst, viele Versprechungen 
von Martin Schulz, die Theatralik von 
Andrea Nahles sowie eine geschickte 
Parteitagsregie könnten dafür sorgen. 
Sollte das geschehen, steht den Koali¬ 
tionsverhandlungen mit den Unions¬ 
parteien nichts mehr im Wege - auch 
wenn dann am Schluss die SPD-Basis 
über eine erneute Regierungsbeteili¬ 
gung abstimmen soll. 

Noch ist der Unmut in der SPD 
groß, die Ergebnisse der Sondierungs¬ 
gespräche mit CDU und CSU werden 
kontrovers diskutiert. Was hat die SPD 
bei den angeblich „ergebnisoffenen 
Sondierungen“ erreicht? Hatte And¬ 
rea Nahles, die noch kurz zuvor in der 
Opposition knallhart kämpfen wollte, 
auf dem vorhergehenden Sonderpartei¬ 
tag nicht harte Verhandlungen mit den 
Unionsparteien angekündigt? „Das 
wird ganz schön teuer. Bätschi!“ Die 
Ergebnisse sind für nicht wenige in der 
Partei enttäuschend. Der Parlamentari¬ 
sche Geschäftsführer der Bundestags¬ 
fraktion, Carsten Schneider, versuchte 
am Montag zu beschwichtigen: Das Re¬ 
sultat der Sondierungen bedeute „deut¬ 
liche Verbesserungen im Leben vieler 
Menschen“. Angesichts eines Wahler¬ 
gebnisses von knapp 20 Prozent könne 
die SPD aber nicht damit rechnen, 100 
Prozent ihres Wahlprogramms durch¬ 
zusetzen. 

Doch das Schönreden und Relati¬ 
vieren hilft nicht: In für viele Mitglieder 
wichtigen Themen hat sich die SPD in 
den Sondierungen nicht durchgesetzt. 
Man ist „umgefallen“. Alles soll weiter¬ 
gehen wie bisher. In der Flüchtlingspo¬ 
litik hat sie zudem ihre Positionen völ¬ 
lig aufgegeben. Für die Bundeswehr soll 


mehr Geld ausgegeben werden. Eine 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes wird 
es nicht geben. Eine Vermögenssteuer 
für Superreiche stand erst gar nicht auf 
der Forderungsliste. Eine B Überversi¬ 
cherung soll nicht eingeführt werden. 
Die Festlegung der Verhandlungspart¬ 
ner, man wolle bis 2025 das Rentenni¬ 
veau von 48 Prozent halten und dann 
„weitersehen“, ist eh eine Mogelpa¬ 
ckung. Das Verbot „sachgrundloser Be¬ 
schäftigungen“ stieß - ganz im Interesse 
der Unternehmer - auf den Widerstand 
von CDU und CSU. Die SPD-Vertreter 
knickten ein. Berlins Regierender Bür¬ 
germeister Michael Müller kritisierte 
im ZDF, die großen Sozialthemen fehl¬ 
ten bisher „praktisch noch komplett“. 
Die SPD wollte auch massive Änderun¬ 
gen bei der Mietpreisbremse durchset¬ 
zen, die aus ihrer Sicht wirkungslos ist. 
Im Sondierungspapier heißt es nun le¬ 
diglich, die Mietpreisbremse solle auf 
ihre „Wirksamkeit“ überprüft werden. 
Die SPD-Linke Hilde Mattheis, Bun¬ 
destagsabgeordnete und Vorsitzende 
des SPD-Forums Demokratische Lin¬ 
ke, sprach sich am Montag im ZDF- 
Morgenmagazin gegen eine Neuaufla¬ 
ge der Großen Koalition aus. Mit dem 
Sondierungsergebnis könne die Schere 
zwischen Arm und Reich nicht wieder 
zusammengeführt werden. Auch zum 
Problem der Altersarmut enthalte das 
Papier von Union und SPD keine Ant¬ 
worten. 

In Teilen der Partei wächst die 
Furcht in einer erneuten Koalition mit 
den Unionsparteien erneut „unter die 
Räder“ zu kommen und dieses Mal 
endgültig in die Bedeutungslosigkeit 
abzustürzen. Der Bundestagsabgeord¬ 
nete Marco Bülow aus Dortmund er¬ 
klärte: „Man kann nicht ein drittes Mal 
sehenden Auges in den Abgrund steu¬ 
ern.“ Bereits am Sonnabend sprach sich 


eine hauchdünnen Mehrheit der Dele¬ 
gierten des Landesparteitags der SPD 
Sachsen-Anhalts gegen eine Neuauf¬ 
lage der Großen Koalition aus. Vorher 
hatten die Thüringer dagegen votiert. 
Doch beide Landesverbände stellen 
nur wenige Delegierte. Am Montag 
beklagten Delegierte des Sonderpar¬ 
teitages aus dem größten Landesbe¬ 
zirk NRW vor einer Aussprache mit 
Martin Schulz und Andrea Nahles, 
dass die Vertreter ihrer Partei in den 
Sondierungsverhandlungen wichtige 
Positionen aufgegeben hätten. In Ber¬ 
lin entschied sich am Montag der SPD- 
Landesvorstand mit 21 zu 8 Stimmen 
gegen eine erneute Koalition mit CDU 
und CSU - in Brandenburg und in an¬ 
deren Landesorganisationen ist man 
dafür. Kurz nachdem die Resultate der 
Verhandlungen bekannt wurden, wand¬ 
ten sich auch einflussreiche SPD-Politi¬ 
ker gegen die Sondierungsbeschlüsse, 
forderten Nachbesserungen. Während 
solche Nachverhandlungen in der CSU 
prompt abgelehnt wurden, kommen aus 
der CDU vermittelndere Töne. 

Am Montag ging SPD-Fraktions- 
chefin Andrea Nahles in die Offensive. 
Sie sei zuversichtlich, dass auf dem Son¬ 
derparteitag am 21. Januar eine Mehr¬ 
heit Koalitionsverhandlungen zustim¬ 
men werde. Im „Deutschlandfunk“ warf 
sie den Kritikern in der Partei vor, das 
Ergebnis der Sondierungen „mutwillig“ 
schlechtzureden - einige seien, „egal, 
was wir verhandelt hätten, gegen die 
GroKo“. „Das akzeptiere ich nicht, da 
werde ich dagegenhalten.“ 

Dagegenhalten werden aber auch 
jene Teile der Parteilinken und die Ju¬ 
sos, die nach wie vor eine Beteiligung 
ihrer Partei an einer neuen Koalition 
mit CDU und CSU ablehnen. Ob ihre 
Überzeugungskraft und ihre Argumen¬ 
te aber reichen? nh 


Im Dezember fand die zweite von der 
deutschen Armee produzierte Inter¬ 
net-Serie „Mali“ ein Ende. Mit viel 
Geld wurde dabei versucht, die Men¬ 
schen für ihren Auftrag zu gewinnen. 
Dabei kollidiert die Bundeswehr im¬ 
mer mehr mit ihrer im Grundgesetz 
formulierten Aufgabenstellung. 

Was, wenn die einzige Medienquel¬ 
le für einem Militäreinsatz das Militär 
selbst ist? Kann sich die Bevölkerung 
des Staates, welches das Militär ent¬ 
sandt hat, dann noch eine unabhängi¬ 
ge Meinung über den Einsatz bilden? 
Von Oktober bis Dezember 2017 gab 
die Bundeswehr auf ihrem YouTube- 
Kanal einen Einblick in ihre Militär¬ 
mission im nordafrikanischen Mali - 
„Mali“, so heißt die weiterhin abrufba¬ 
re, 40-teilige Serie dann auch. Mal wird 
das Leben im Feldlager gezeigt, mal 
eine Patrouille begleitet - als einfach 
wird der Einsatz nicht präsentiert, aber 
als nötig. Die deutschen Soldatinnen 
und Soldaten helfen den Menschen im 
Land und sorgen für Sicherheit. Die 
eigentlichen - politischen - Einsatz¬ 
gründe werden nicht thematisiert: Die 
Bekämpfung von Migration nach Eu¬ 
ropa, der Zugang zu Rohstoffen bzw. 
Handelswegen (vor allem für die fran¬ 
zösischen Bündnispartner nach Niger) 
und durchaus auch die eigene militäri¬ 
sche Machtdemonstration. Den meist 
sehr jungen Zuschauerinnen und Zu¬ 
schauern wird ein durchweg positi¬ 
ves Bild des deutschen Engagements 
in Nordafrika präsentiert. Und da in 
dem Land kaum unabhängige Jour¬ 
nalistinnen und Journalisten zugegen 
sind, wird dieses Bild auch nicht ge¬ 
trübt: Was genau in Gefechten vor¬ 
geht - ob bei dem Bundeswehr-Ein¬ 
satz auch schon Zivilistinnen und Zivi¬ 
listen zu Schaden kamen - kann nicht 


überprüft werden. Skandale werden 
schlicht nicht bekannt - auch weil Me¬ 
dien kein Geld mehr für Ausländskor¬ 
respondenten haben. Das finanzkräfti¬ 
ge Militär sieht die Lücke und füllt sie 
mit einseitigen Darstellungen: 2 Mil¬ 
lionen Euro kostet die „Mali“-Serie, 
für weitere 4,5 Millionen Euro wird 
sie beworben - von Plakaten über On- 
line-Werbung bis hin zu einer eigenen 
Smartphone-App. Zumindest von der 
Reichweite her lohnte sich die Serie 
für die Bundeswehr: Zwischen 60 000 
und 790 000 Aufrufe haben die fünf 
bis zehn Minuten dauernden Folgen 
bereits. Doch darf sich das Militär so 
umfassend und aufwendig darstellen? 
Immerhin ist Staatsfernsehen - im 
Gegensatz zu öffentlich-rechtlichem 
Rundfunk - in Deutschland verboten. 
Und in „Mali“ verbreitet die Bundes¬ 
wehr eigene politische Sichtweisen: 
Deutsche Auslandseinsätze sind et¬ 
was Gutes - immerhin will die Armee 
mit der Serie ja vor allem neue Rek- 
rutinnen und Rekruten werben. Mit 
dem, was das Bundesverfassungsge¬ 
richt 1977 für die Informationsarbeit 
der Bundeswehr festgeschrieben hat, 
scheint die heutige Propaganda nicht 
mehr vereinbar: „Eine verantwor¬ 
tungsvolle Teilhabe der Bürger an der 
politischen Willensbildung des Volkes 
setzt voraus, dass der Einzelne von 
den zu entscheidenden Sachfragen, 
von den durch die verfassten Staats¬ 
organe getroffenen Entscheidungen, 
Maßnahmen und Lösungsvorschlä¬ 
gen genügend weiß, um sie beurteilen, 
billigen oder verwerten zu können.“ 
Heute schlägt die militärische Propa¬ 
ganda eine unabhängige Information. 
Was wissen wir alles nicht vom Einsatz 
in Mali und andernorts? 

Michael Schulze von Glaßer 
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Gefährliches Eigenleben 

Verschleierung und Aggression sind Zielvorgaben der Bundeswehr 


D ie Bundeswehr gerät zunehmend 
außer Kontrolle. Rechte Skanda¬ 
le, sadistische und erniedrigende 
Ausbildungsmethoden gehören seit je¬ 
her zu den Schlagzeilen, die die deut¬ 
sche Armee produziert. Daran dürfte 
auch der neue Traditionserlass, dessen 
Entwurf Ende November öffentlich 
wurde, nichts ändern. Ganz der soge¬ 
nannten Extremismustheorie verpflich¬ 
tet wird darin klargestellt, dass weder 
Nationale Volksarmee der DDR, noch 
die Wehrmacht Vorbild für die Bundes¬ 
wehr sein könnten. „Die NVA war mit 
ihrer Aufstellung fest in das Bündnis¬ 
system der sozialistischen Staaten, den 
Warschauer Pakt, integriert. Ihr Ethos 
orientierte sich an der Staatsideolo¬ 
gie der DDR. Traditionsverständnis 
und Fahneneid der NVA leiteten sich 
aus ihrem Selbstverständnis als sozia¬ 
listische Klassen- und Parteiarmee ab. 
Die NVA wurde von der SED geführt, 
handelte im Sinne ihrer Politik und trug 
maßgeblich zu ihrer Herrschaftssiche¬ 
rung bei“ heißt es in dem UZ vorliegen¬ 
den Entwurf. Dem ist nichts hinzuzufü¬ 
gen und tatsächlich dürfte die übergro¬ 
ße Mehrheit der DDR-Armee stolz auf 
ihr Wirken sein. Schließlich ging von 
den Streitkräften der DDR im Gegen¬ 
satz zu denen der BRD niemals Krieg 
aus. Während es in dem Erlassentwurf 
bezüglich der faschistischen Wehr¬ 
macht heißt, dass diese „dem national¬ 
sozialistischen Unrechtsregime“ diente 
und „in dessen Verbrechen schuldhaft 
verstrickt“ war, „die in ihrem Ausmaß, 
in ihrem Schrecken und im Grad ihrer 
staatlichen Organisation einzigartig in 
der Geschichte sind“ scheinen hochran¬ 
gige Bundeswehrhistoriker wie Micha¬ 
el Wolffsohn selbst damit Schwierigkei¬ 
ten zu haben. Konfrontiert mit seiner 
Aussage, dass auch Wehrmachtssolda¬ 
ten als Vorbilder dienen könnten, äu¬ 
ßerte er am 11. Januar dieses Jahres 
gegenüber dem „Donaukurier“ dass 
nicht das ganze Leben eines Soldaten 
oder überhaupt von Menschen Vorbild 
sei, sondern nur einzelne Handlungen 
in bestimmten Lebenssituationen. „So 
gab es in der Wehrmacht Soldaten, die 
sich moralisch absolut inakzeptabel 
verhalten haben, die aber rein hand¬ 
werklich und militärisch leider als Vor¬ 
bild zu verstehen sind. Entscheidend 
ist, wie die Soldaten sich in einzelnen 
Situation verhalten haben. Einige wa¬ 
ren Mitläufer, waren später vielleicht 
sogar an Kriegsverbrechen beteiligt 
und haben erst dann das Verbrecheri¬ 
sche des Nationalsozialismus erkannt. 


Der Deutsche Städte- und Gemein¬ 
detag hat eine - für seine Verhältnisse 
scharfe - Darstellung zum Thema „In¬ 
vestitionsstau der Kommunen“ veröf¬ 
fentlicht. Das Fazit: Die Kommunen 
sind mehrheitlich mittlerweile nicht 
nur krank. Die „Ärzte“ in Berlin und 
in den Landesregierungen haben ihnen 
längst die Beatmungsluft abgestellt. 

Über den Haushalt der nur schein¬ 
bar reichen Stadt Düsseldorf wurde vor 
kurzem neun Stunden lang im Rathaus 
debattiert. Es ging um die „Deckung“ 
des Etats, um Schulden und Investitio¬ 
nen. Um zur „Deckung“ zu kommen, 
bedurfte es einiger rechnerischer und 
politischer Tricks. Einer davon: Die 
Stadt verkauft das Kanalnetz für 600 
Millionen Euro plus 200 Millionen 
Euro für die Rücklage an den Stadt¬ 
entwässerungsbetrieb. Der Betrieb ist 
aber ein städtischer Eigenbetrieb. Das 
Geld wird somit nur von einem städ¬ 
tischen Konto auf ein anderes umge¬ 
bucht. Dass diese Tricks nicht viel brin¬ 
gen, wurde bei der Auseinandersetzung 
um die Straßenunterhaltung deutlich. 
Die CDU wollte 1,5 Millionen Euro 
mehr ausgeben. Die Düsseldorfer Am¬ 
pel von SPD, Grünen und FDP sah die 
Löcher in den Straßen nicht und lehn- 


Viele von ihnen haben für ihren spä¬ 
ten Widerstand mit dem Leben bezahlt. 
Das muss man anerkennen, darin liegt 
eine moralische Selbstrehabilitierung, 
die bewundernswert und vorbildlich 
ist“ behauptete er. 

Auf die Frage, ob für Soldaten der 
Bundeswehr andere Werte gelten als 
für Zivilisten gelten müssten, verstieg 
er sich zu der Aussage, dass Soldaten 
anders als Zivilisten im Krieg Extrem¬ 
situationen ausgesetzt seien. „Dort 
heißt die Maxime: Du musst - wenn 
es sich um den Einsatz demokratisch 
legitimierter Streitkräfte handelt - tö¬ 


ten, um das Morden zu beenden“, so 
Wolffsohn. Dass die mit maßgeblicher 
Unterstützung der Bundeswehr geführ¬ 
ten Angriffskriege gegen Jugoslawien 
und Afghanistan „demokratisch legiti¬ 
miert“ waren, dürfte wohl mit Fug und 
Recht bezweifelt werden. 

Fernab der politischen Positionie¬ 
rung der Bundeswehr in Geschichtsfra¬ 
gen, dürfte in den kommenden Mona¬ 
ten und Jahren damit zu rechnen sein, 
dass die Bundeswehr sich noch aggres¬ 
siver an sogenannten Auslands- und 
Kriegseinsätzen beteiligen wird. Dafür 
spricht auch die geplante Erhöhung des 
Bundeswehretats, über die der Links¬ 
partei-Bundestagsabgeordnete Tobi¬ 
as Pflüger am Dienstag dieser Woche 
berichtete. „Offensichtlich haben sich 
die Sondierungsteams von CDU/CSU 
und SPD auf 10 Milliarden Euro mehr 
für die Bundeswehr verständigt, diese 
Summe verteilt sich wohl, da an ande¬ 
rer Stelle im Sondierungspapier der 51. 


te ab. So „einfach“ geht das, wenn das 
Geld nicht reicht. 

Der Deutsche Städte- und Ge¬ 
meindebund (DStGB) sieht nicht 
nur die Löcher in Düsseldorfs Stra¬ 
ßen und Haushalt. Bundesweit lautet 
die Bilanz: „Der kommunale Investi¬ 
tionsrückstand beträgt allein 126 Mil¬ 
liarden Euro. Vielfach gelingt es nicht 
einmal, bestehende Infrastrukturen zu 
erhalten und zu sanieren.“ Der DStGB 
weist ergänzend ausdrücklich darauf 
hin, dass Mittel zur Luftverbesserung 
dabei noch nicht berücksichtigt wur¬ 
den. Fahrverbote in den Innenstädten 
drohen weiterhin, die sie dummerwei¬ 
se aber gar nicht vollstrecken können. 
Dazu müsste erst der Bund die Vor¬ 
aussetzungen schaffen. Zum Beispiel 
mit einer eigenen Plakette für saubere 
Autos. Auch Düsseldorf liegt mehrfach 
über den Grenzwerten. 

Die höchste Pro-Kopf-Verschul- 
dung gibt es mit 3.733 Euro im Saar¬ 
land, gefolgt von Rheinland-Pfalz mit 
3133 Euro und Nordrhein-Westfalen 
mit 3095 Euro. Bei den Kommunen 
führt Pirmasens mit nahezu 8 000 Euro 
bei den Kassenkrediten. 

Um aus dem Dilemma herauszu¬ 
kommen, fordert der DStGB von der 


Finanzplan zugrunde gelegt wird, auf 
4 Jahre“, so Pflüger. Damit würde der 
Militärhaushalt dann 2018 auf 38,4 Mil¬ 
liarden Euro, 2019 auf 39,6 Milliarden 
Euro, 2020 auf 40,9 Milliarden Euro 
und 2021 auf 42,3 Milliarden Euro 
steigen, macht zusammen 161,2 Mil¬ 
liarden Euro, das sind dann 10,2 Mil¬ 
liarden Euro, oder 6,8 Prozent mehr 
als im 50. Finanzplan festgeschrieben 
waren. Konzentriert werden solle sich 
vor allem auf „rüstungsinvestive Aus¬ 
gaben“, sprich Beschaffungsprojekte. 
„Damit ist klar, dass die geplante Koa¬ 
lition aus CDU/CSU und SPD weiter¬ 


raus fliegen und Sensoren zur Erken¬ 
nung von Kampfmitteln oder Spreng- 
fallen mitführen. Zuerst will jedoch 
die Marine Hubschrauberdrohnen für 
die Ausrüstung ihrer neuen Korvetten 
einkaufen. In zwei Wochen soll hierzu 
eine Entscheidung fallen, warnte der 
Bundestagsabgeordnete. „Anstatt ei¬ 
nes neuen Konjunkturprogramms für 
die Rüstungsindustrie fordern wir die 
streng zivile Nutzung von Drohnen. 
Trotzdem bin ich skeptisch, wenn auch 
die Bundespolizei Hubschrauberdroh¬ 
nen auf ihren Patrouillenbooten testet. 
Ich sehe darin einen weiteren Versuch, 


den zivilen Sicherheitsmarkt mit mili¬ 
tärischer Technologie zu fluten“, kriti¬ 
sierte er. 

Hinzu kommt, dass sich die Rüs¬ 
tungsindustrie offensichtlich zuneh¬ 
mend weniger um Gesetze schert. So 
soll der Waffenkonzern Rheinmetall 
laut Presseberichten gezielt deutsche 
Rüstungsexportgesetze umgehen, in¬ 
dem der Konzern im Ausland Waffen 
für Krisenregionen bauen lässt. Auch 
von der DKP erhobene Forderungen 
nach einem Waffenexportverbot und 
einer radikalen Kürzung des Rüs¬ 
tungsetats mögen aktuell alles andere 
als politisch durchzusetzen sein, falsch 
werden sie jedoch dadurch keineswegs. 
Wer es nicht bei der zum Allgemeingut 
verkommenen Phrase „Fluchtursachen 
bekämpfen“ zu wollen belassen will, 
muss zuallererst für die Zerschlagung 
der Rüstungsindustrie und eine Entmi¬ 
litarisierung der BRD streiten. 

Markus Bernhardt 


Der Deutsche Städtetag sieht ein 
besonderes Gefälle zwischen „reichen“ 
und armen Kommunen. Es müsse in 
Berlin und von den Bundesländern 
„eine Lösung für die Altschulden der 
Kommunen“ vorgelegt werden. Eine 
fromme Forderung. Selbst die Bertels¬ 
mann-Stiftung kommt in ihrem kom¬ 
munalen Finanzreport zu dem Schluss, 
„dass finanzschwache Kommunen ihre 
Kassenlage aus eigener Kraft kaum 
verbessern können“. 

Die DKP hat weitergehende For¬ 
derungen: Die Haushaltsumschich¬ 
tung weg von den Kanonen und rein 
in die Kommunen. Sie erinnert daran, 
dass Verteidigungsministerin Ursula 
von der Leyen (CDU) schon vor zwei 
Jahren forderte, dass sie 130 Milliarden 
Euro mehr bräuchte, um sie in die mili¬ 
tärische Ausrüstung zu stecken. Jüngst 
wurde der Auslandseinsatz der Bun¬ 
deswehr in Afghanistan, Mali, Irak und 
im Mittelmeer bis Ende April von der 
deutlichen Mehrheit der Parlamentari¬ 
er im Bundestag verlängert. Das unaus¬ 
gesprochene Motto lautete „Bomben 
statt Schulbücher“. Diese Umschich¬ 
tung brächte weitere Milliarden Euro. 
Doch diese Forderung findet sich beim 
DStGB nicht. Uwe Koopmann 


Weniger Flüchtlinge 

Die „Festung Europa“ zeigt Wir¬ 
kung. Laut dem Bundesinnenmi¬ 
nisterium haben nur noch 186 644 
Menschen in Deutschland um Asyl 
ersucht. 2016 waren es noch rund 
260 000 und 2015 890 000 Menschen. 
Innenminister Thomas de Maiziere 
(CDU) unterstrich, dass die Verfah¬ 
rensdauer deutlich reduziert werden 
konnte. Von den 433 000 offenen 
Fällen zu Beginn 2017 seien heute 
noch 68 000 Fälle anhängig. Von den 
13 082 Asylsuchenden im Dezem¬ 
ber 2017 waren die beiden größten 
Gruppen Syrer und Iraker. Die Ab¬ 
schiebungen sind im Vergleich zum 
Vorjahr von 28 000 auf 26 000 Fälle 
zurückgegangen. Der Rückgang ist 
nach de Maiziere darauf zurückzu¬ 
führen, dass die Abschiebungen in 
die Westbalkanstaaten weitestge¬ 
hend abgeschlossen worden seien. 
Abschiebungen in andere Länder 
gestalteten sich als schwierig, sagte 
der Bundesinnenminister. 

In Bayern haben sich zum Jah¬ 
reswechsel mehrere afghanische 
Flüchtlinge aus Angst vor einer 
möglichen Abschiebung das Leben 
genommen. Das bayrische Innen¬ 
ministerium sieht eine Mitschuld 
bei Gruppen wie dem Bayrischen 
Flüchtlingsrat, da dieser nach An¬ 
sicht des Ministeriums gezielt Angst 
vor Abschiebungen schüre. Derwei¬ 
len kritisiert der Paritätische Wohl¬ 
fahrtsverband die restriktive Aner¬ 
kennungspraxis, nach der hundert¬ 
tausende Asylbewerber voreilig und 
zu Unrecht abgelehnt werden oder 
ihnen voller Schutz vorenthalten 
wird. 

Militaristen wollen mehr 

Hans-Peter Bartels, Wehrbeauftrag¬ 
ter des Bundestages, verkündete, die 
im Sondierungspapier von Union 
und SPD vorgesehene Etaterhöhung 
für die Bundeswehr reiche „hinten 
und vorne“ nicht aus. Das Sondie¬ 
rungspapier sieht eine Steigerung 
von 2 Milliarden Euro bis 2021 vor. 
Auch der Deutsche Bundes wehrver¬ 
band kritisiert die Ergebnisse der 
Sondierungsgespräche und fordert 
eine entschiedene Erhöhung des 
Wehretats, wie die von der NATO 
geforderten 2 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts. 

Mehr Bomben 

Der größte deutsche Rüstungskon¬ 
zern, Rheinmetall AG, will sich von 
den deutschen Rüstungsexport¬ 
regeln unabhängig machen. Über 
Umwege exportiert die Rheinme¬ 
tall AG Bomben und komplette 
Munitionsfabriken in Länder wie 
Ägypten oder Saudi-Arabien und 
in die Vereinigten Arabischen Emi¬ 
rate. Standorte in Ländern mit laxe¬ 
ren Exportregeln sind Teil des stra¬ 
tegischen Zieles von Rheinmetall, 
um unabhängig von deutschen Ex¬ 
portregeln zu sein, wie es in einer 
Präsentation des Konzerns heißt. 

Klage gegen zu 
wenig Bücher 

Das Landessozialgericht Nieder¬ 
sachsen-Bremen hat entschieden, 
dass Jobcenter die Kosten für Schul¬ 
bücher von Hartz-IV-Empfängern 
tragen müssen. Geklagt hatte eine 
Schülerin der gymnasialen Ober¬ 
stufe. Sie hatte die Erstattung von 
135,65 Euro für den Kauf von 
Schulbüchern als Zusatzleistung 
zum Regelbedarf gefordert. Das 
Jobcenter bewilligte mit dem soge¬ 
nannten Schulbedarfspaket insge¬ 
samt 100 Euro pro Schuljahr und 
verwies auf die vorgesehene Pau¬ 
schale. Laut Gerichtsbeschluss sind 
Bücher nicht Teil der Pauschale für 
Schulbedarf und müssen aus dem 
Regelbedarf bezahlt werden. Dieser 
sieht für Bücher bislang allerdings 
nur rund 3 Euro im Monat vor. 
Das Gericht urteilte, das sei „eine 
planwidrige Regelungslücke“, weil 
der Gesetzgeber das gesamte men¬ 
schenwürdige Existenzminimum 
einschließlich der Kosten des Schul¬ 
besuchs sicherstellen müsse. Diese 
Lücke müsse geschlossen werden. 
Eine Revision wurde zugelassen. 


Keine Knete für das Nötigste 

ln den Kassen der Kommunen fehlen Milliarden 



hin anstrebt, das Zwei-Prozent-Ziel der 
NATO umzusetzen, interessanterweise 
im Gegensatz zu den Vereinbarungen 
bei Jamaika“, kritisierte Pflüger. 

Der Bundestagsabgeordnete An¬ 
drej Hunko, der ebenfalls der Links¬ 
partei angehört, warnte vor einer Be¬ 
schaffungsoffensive der Bundeswehr 
an Drohnen. Nach der Marine könnte 
nun auch das Heer unbemannte Hub¬ 
schrauber beschaffen. Damit steige das 
Verteidigungsministerium in eine neue 
Gewichtsklasse von Drohnen ein. „Ich 
befürchte, dass sich der Bundeswehr- 
Bestand von derzeit rund 800 Droh¬ 
nen in naher Zukunft deshalb drastisch 
erhöht“, so Hunko. Die Bundeswehr 
habe eine Machbarkeitsstudie für ein 
neues Drohnenprojekt beendet. Das 
Heer interessiere sich für unbemann¬ 
te Hubschrauber zur Erkundung von 
Landeplätzen von Kampf- und Trans¬ 
porthubschraubern. Die Drohnen 
könnten außerdem einem Konvoi vo- 


neuen Bundesregierung einen „Mas¬ 
terplan Investitionsoffensive“ und 
ein „Gesamtkonzept Mobilität“ mit 
mehr ÖPNV und Elektromobilität. 
Nicht nur der Staat, auch die Auto¬ 
mobilbauer seien in der Pflicht. För¬ 
dermaßen des Bundes müssten um¬ 
gehend umgesetzt werden. 

Eine gefährliche Entwicklung 
entdeckt der DStGB auch bei der 
Entwicklung der Kosten für die So¬ 
zialpolitik: „Während die Ausgaben 
der Kommunen für soziale Leistun¬ 
gen immer weiter ansteigen, stagnie¬ 
ren die Investitionen.“ Häufig stehe 
das Geld einfach nicht zur Verfü¬ 
gung, da Städte und Gemeinden im¬ 
mer mehr Geld für Sozialausgaben 
aufwenden müssen. Hier sei ein Um¬ 
steuern notwendig. Mehrfach hat der 
DStGB auf das Konnexitätsprinzip 
verwiesen: Wer bestellt, der zahlt! 
Aufgabenübertragungen vom Bund 
und den Ländern auf die Kommunen 
müssten durch eine Finanzierungs¬ 
sicherheit garantiert sein. Darüber 
können die Finanzdezernenten in 
den Rathäusern nur lachen, denn ih¬ 
nen sitzen die Bezirksregierungen im 
Nacken und drohen mit dem Spar¬ 
kommissar. 
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Es kracht an der Akropolis 

Angriff auf das Streikrecht in Griechenland 



Arbeiter der PAME im Arbeitsministerium in Athen 


W ie zu erwarten haben alle 
153 Abgeordneten von Syri- 
za und ANEL am Montag im 
griechischen Parlament der Gesetzes¬ 
vorlage, die unter anderem Gewerk¬ 
schaftsrechte stark beschneidet, zuge¬ 
stimmt. Eine weitere Abgeordnete, die 
vor einigen Monaten die Zentrums¬ 
union verlassen hatte und fraktionslos 
wurde, kam noch hinzu. Diese Abgeord¬ 
nete wurde von Tsipras nach der Ab¬ 
stimmung in die Syriza-Fraktion auf¬ 
genommen. 141 Abgeordnete stimm¬ 
ten gegen das Gesetz. In den Straßen 
Athens gab es ganztägig eindrucksvol¬ 
le Massenproteste. Die Polizei ging mit 
Tränengas und Wasserwerfern gegen 
die Protestierenden vor. 

Das „Reformpaket“, das mehre¬ 
re 100 Seiten umfasst, dient der För¬ 
derung der Kapitalinteressen und der 
Unterdrückung und Ausbeutung der 
Arbeiterklasse einschließlich der Aus- 
hebelung des Streikrechts. So müssen 
zum Beispiel mindestens 51 Prozent der 
Gewerkschaftsmitglieder bei der Ab¬ 
stimmung über einen Streik persönlich 
anwesend sein und zustimmen. 

Es handelt sich damit um ein soge¬ 
nanntes Mammut-Gesetz. Der Entwurf 
beinhaltet 400 Paragraphen auf 630 Sei¬ 
ten Gesetzestext und weitere 900 Sei¬ 
ten Begleittext. Das Streikrecht ist nur 
ein - wenn auch ein kritischer - Punkt. 
Es geht zudem um die Änderung der 
Kriterien für das ohnehin ärmliche 
Kindergeld, die Möglichkeit, Zwangs¬ 
versteigerungen zugunsten von Banken 
und Finanzkassen elektronisch durch¬ 
zuführen sowie weitere Regelungen wie 
die Lizensierung von Spielhallen, Maut¬ 
stellen für die Egnatia-Autobahn usw. 


So einfach ist - zumindest in Grie¬ 
chenland - der Verrat an der Arbeiter¬ 
klasse aber nicht, denn die wehrt sich 
unter anderem gegen die Zerschla¬ 
gung des Streikrechts. Nach mehreren 
Demonstrationen und einem Gene¬ 
ralstreik am 14. Dezember zogen am- 
Dienstag vor einer Woche rund 500 
klassenbewusste Arbeiterinnen und 
Arbeiter, vornehmlich in der PAME 
organisiert, vor das Athener Arbeits¬ 


ministerium, erstürmten das Foyer 
und gelangten schließlich direkt in 
das Büro von Arbeitsministerin Efi 
Achtsioglu, wo sie ihre Forderungen 
vortrugen. In der kapitalorientierten 
Schreibe des „Handelsblattes“ heißt 
es: „Dort brüllten sie die zu diesem 
Zeitpunkt anwesende Politikerin an.“ 
Dem SZ-Korrespondenten soll die 
Ministerin anvertraut haben, dass die 
Sparvorgaben „nicht nötig“ gewesen 


seien. Aber sie ist trotzdem ein willi¬ 
ges Rad in der Umsetzung der „Re¬ 
formen“. Die „Süddeutsche Zeitung“ 
hat anlässlich der von Tsipras orga¬ 
nisierten Personalrochade im Minis¬ 
terium hinter den Vorhang geschaut: 
„Es sah so aus, als würde nur jemand 
gebraucht, um die Schmutzarbeit zu 
Ende zu bringen, eine Vollstrecke¬ 
rin.“ Schließlich sollen insgesamt 256 
Milliarden Euro, mit denen sich der 


Kapitalismus in Griechenland retten 
ließ, wieder bei den Verleihern landen. 
Ohne Schuldenschnitt, wie Wolfgang 
Schäuble immer wieder verlangte und 
auch durchsetzte. 

Am vergangenen Freitag wurden 
die Aktionen fortgesetzt. Aufgerufen 
hatten 14 regionale Gewerkschaftsver¬ 
bände unter anderem aus Piräus, Ioan- 
nina und Larissa, die Branchengewerk¬ 
schaften Ernährung, Textilindustrie 
Bau, Pharma, Druck und Papier, der 
Steuerberater, Krankenhausärzte, Ver¬ 
kehrsbetriebe und Seeleute. Der Ge¬ 
werkschaftsbund GSEE rief nicht zur 
Teilnahme am Generalstreik auf. 

Tsipras behauptet, mit dem „Re¬ 
form- und Sparpaket“ das „Hilfspro¬ 
gramm“ von EU und IWF, Europä¬ 
ischem Stabilitätsfonds (ESM) und 
Europäischer Zentralbank (EZB) 
überwinden zu wollen. Die Euro- 
Gruppe will 5,5 Milliarden Euro vor¬ 
strecken. Die dienen aber nur dazu, be¬ 
reits bestehende Schulden „abzubau¬ 
en“. Das Diktat des Kapitals wird nicht 
aufgehoben. Viele Griechen sehen sich 
daher zu individuellen „Lösungen“ ge¬ 
zwungen: 500 000 - vielfach gut quali¬ 
fiziert - haben das Land in den letzten 
zehn Jahren verlassen. 

Um an das Geld derer, die geblie¬ 
ben sind, zu kommen, will Tsipras sei¬ 
ne Landsleute mit dem neuen Gesetz 
in die Knie zwingen. Offensichtlich 
hat der „Syriza-Sozialist“ Tsipras ver¬ 
standen, wie er, außer mit ständigen 
Steuererhöhungen, so gegen die Ar¬ 
beiterklasse vorgehen kann, dass es 
weh tut. Jetzt will er der Gewerkschaft 
vorschreiben, wann gestreikt werden 
kann. Uwe Koopmann 


Keine Ruhe in Nordsyrien Ein bisschen Psychoterror gefällig? 

Türkei setzt auf Drohgebärden Raketenalarm und Olympia-Diplomatie 


USA und Türkei führen Krieg in Sy¬ 
rien, gegen den IS und gegen Syrien, 
offen und verdeckt und immer gegen 
den Willen der syrischen Regierung 
und ohne Legitimation durch die UN. 
Türkische Truppen stehen im Norden 
Syriens und Anfang Januar drohte der 
türkische Präsident Erdogan einen 
Militäreinsatz gegen die kurdisch do¬ 
minierten Regionen Afrin und Man- 
bidsch an. 

Die Gebiete Afrin und Manbidsch 
sind sehr unterschiedlich. Afrin liegt 
im Nordwesten Syriens, Kurden bilden 
dort die größte ethnische Gruppe. Es 
gibt keine Erkenntnisse darüber, ob 
US-Soldaten in Afrin stationiert sind. 
Vermutlich gibt es dort aber russische 
Militärpolizei. 

Manbidsch liegt weiter im Osten 
gehört zum kurdisch dominierten Teil 
Nordsyriens. Doch die Einwohner von 
Manbidsch sind überwiegend Ara¬ 
ber. Zumindest vordergründig haben 
sich die YPG zurückgezogen und die 
Kontrolle liegt in der Hand von loka¬ 
len Stämmen, die als Teil der SDF mit 
den USA verbündet sind. 

Im August 2016 hatten die SDF 
den Islamischen Staat aus der Stadt 
Manbidsch vertrieben. Der Versuch, 
die gesamte Region Manbidsch zu 
kontrollieren, endete jedoch mit der 
türkischen Operation „Schutzschild 
Euphrat“. Das offizielle Ziel dieser 
Operation war, den Islamischen Staat 
(IS) von der türkischen Grenze zu ver¬ 
drängen. Zugleich ging es darum, den 
kurdischen Einfluss im Norden Syriens 
zu begrenzen und die zwei kurdisch 
kontrollierten Gebiete um Afrin und 
Manbidsch zu trennen. 

Seitdem betonte Erdogan immer 
wieder, die türkische Armee werde die 
„Terroristen“ der kurdischen YPG aus 
der Region vertreiben. Und der Kom¬ 
mandeur der SDF in Manbidsch er¬ 
klärte, seine Truppen würden jeden 
Versuch der Türkei, das Gebiet zu 
übernehmen, bekämpfen. 

Doch so weit kam es nicht. Die 
Kommandeure der russischen und der 


US-Streitkräfte trafen sich und einig¬ 
ten sich auf festgelegte Interessenge¬ 
biete. Der Kampf um Rakka war da¬ 
mals in vollem Gange, hatte Priorität 
und sollte nicht durch Sonderaktionen 
gestört werden. Die Türkei musste ein- 
sehen, dass ohne Zustimmung Russ¬ 
lands und der USA eine Militäraktion 
gegen Manbidsch nicht möglich war. 

US-Soldaten wurden in Manbidsch 
stationiert, kurdische Einheiten zogen 
sich aus einigen Dörfern der Region 
zurück und ihre Positionen übernah¬ 
men Einheiten der syrischen Armee. 

Der Kampf gegen den IS in Syri¬ 
en ist entschieden und dominiert nicht 
mehr die Aktionen der Beteiligten. 
Für die Türkei könnte damit die Ge¬ 
legenheit günstig erscheinen, weiter 
gegen das autonome kurdische Gebiet 
in Syrien vorzugehen. 

Immer wieder wurde in den letz¬ 
ten Monaten über den bevorstehen¬ 
den Angriff berichtet. Immer wieder 
gab es Scharmützel und immer wieder 
kehrte Ruhe ein. 

Vielleicht ist für die Türkei die 
Drohung mit dem Angriff als Ver¬ 
handlungsposition effektiver als ein 
wirklicher Angriff. Und womöglich ist 
auch für die YPG eine solche Drohung 
eine günstige Gelegenheit, mehr Un¬ 
terstützung zu verlangen. 

Doch mit dem einseitigen Be¬ 
schluss, eine kurdische Grenzsiche¬ 
rungstruppe aufzubauen, arbeiten die 
USA nun weiter an der Spaltung Syri¬ 
ens. Die Truppe soll das kurdisch do¬ 
minierte Gebiet im Norden gegen die 
Türkei und am Euphrat gegen die sy¬ 
rische Regierung abgrenzen. 

Statt, wie der Türkei zugesagt, die 
Unterstützung der YPG zu reduzie¬ 
ren, soll sie gerade den Kern der neuen 
Truppe bilden. Die kurdische Grenz¬ 
sicherung ist für die Türkei inakzep¬ 
tabel. 

Erdogan erklärte erneut, die „Ope¬ 
ration Schutzschild Euphrat“ werde in 
wenigen Tagen auf die Region Afrin 
ausgedehnt - und verlangte die Un¬ 
terstützung der USA. Manfred Ziegler 


Samstagmorgen, ab 8.07 Uhr war Ha¬ 
waii im Atomkrieg. Über die Bildschirme 
der Massenmedien, auf allen Smartpho- 
nes kam die Warnung: „Das US-Pacific 
Command hat eine Raketenbedrohung 
für Hawaii entdeckt. Die Rakete wird 
binnen Minuten an Land oder zur See 
einschlagen. DAS IST KEINE ÜBUNG. 
(...) Suchen Sie sofort Schutz in einem 
Gebäude. (...) Handeln Sie sofort.“ Die 
Warnung kam vom „Integrated Public 
Alert & Warning System“ (IPAWAS) 
des Heimatschutzministeriums, war also 
amtlich. 

Was im Ernstfall passiert ist tausend¬ 
fach geübte Routine. Es geht um Sekun¬ 
den. Zielerfassung. Das Abfangarsenal 
muss sofort abschussbereit sein, der Ge¬ 
genschlag sofort gestartet werden, die 
Doomsday-Maschine des US-Präsiden- 
ten Donald Trump und seine Notfallcrew 
an Bord nehmen usw. 

Soweit bekannt, passierte nichts der¬ 
gleichen. Nach 38 Minuten Atomkriegs¬ 
alarm soll irgendjemandem aufgefallen 
sein, dass da wohl „jemand den falschen 
Knopf gedrückt“ hat. Natürlich weiß 
nicht nur das Pentagon, was im Ernstfall 
zu passieren hat. Chinesen, Russen und 
Nordkoreaner wissen es auch. Bis zum 
möglichen Gegenschlag auf ihr Territo¬ 
rium kann es sich um Minuten handeln. 

Die Situation erinnert an das Nato- 
Manöver „Able Archer“ im Jahr 1983, 
welches in der Phase der massiven ato¬ 
maren Aufrüstung unter Ronald Re¬ 
agan derartig provokativ-realistisch den 
Atomkrieg - genauer gesagt, den atoma¬ 
ren Erstschlag - simulierte, dass die so¬ 
wjetische Seite jederzeit mit einem rea¬ 
len Angriff rechnen musste. Nach einem 
Fehlalarm des sowjetischen Frühwarnsys¬ 
tems war es nur dem besonnenen, aber 
regelwidrigen Handeln des Oberstleut¬ 
nants Stanislaw J. Petrow zu verdanken, 
dass die menschliche Spezies in der heuti¬ 
gen Form und Ausdehnung noch existiert. 

Das alles dürfte auch der südkoreani¬ 
schen Führung bewusst sein. Sollte aus ei¬ 
nem Fehlalarm Ernst werden, steht nicht 
nur die Existenz der demokratischen 
Volksrepublik (KDVR), sondern auch 


Südkoreas auf dem Spiel. In der Ver¬ 
gangenheit hatte es wiederholt Versuche 
beider Seiten zur Entspannung der Lage 
gegeben. Die „Sonnenscheinpolitik“ des 
Südens war allerdings von George W. 
Bush so nachhaltig ruiniert worden - die 
KDVR fand sich 2001 auf der „Achse 
des Bösen“ wieder -, dass Pjöngjang an¬ 
gesichts der Ereignisse in Irak und Af¬ 
ghanistan keinen anderen Ausweg mehr 
sah, als sein zwischenzeitlich stillgelegtes 
Atomprogramm erneut hochzufahren. 

Nun, da Pjöngjang hat glaubhaft ma¬ 
chen können, dass es über entsprechen¬ 
de weitreichende Fähigkeiten verfügt, 
scheint der KDVR-Führung die Zeit für 
einen neuen Versuch reif zu sein. In sei¬ 


ner Neujahrsansprache hatte Kim Jong- 
un sich für eine Entspannung der inner¬ 
koreanischen Konfrontation, für den 
Willen und das Ziel zur Wiedervereini¬ 
gung ausgesprochen und die Teilnahme 
von KDRV-Athleten an den Winterspie¬ 
len 2018 in Pyeongchang signalisiert. Se¬ 
oul hatte umgehend reagiert und binnen 
kürzester Zeit hatten die in Panmunjeon 
geführten Gespräche insofern Erfolg, als 
dass sie überhaupt stattgefunden haben. 


Zum ersten mal seit zwei Jahren. Ob es 
tatsächlich zum Einsatz von KD RV-Ath¬ 
leten oder beispielsweise der bekannten 
Moranbong-Band („My Country is the 
best!“) kommt, hängt nicht nur von bei¬ 
den koreanischen Staaten ab. 

Die USA und auch Deutschland so¬ 
wie weitere Staaten des „Freien Westens“ 
machen sich für eine Steigerung des öko¬ 
nomischen und militärischen Drucks ge¬ 
gen „den Irren von Pjöngjang“ stark. 
Trotz oder vielleicht auch wegen der in¬ 
nerkoreanischen Annäherung. Hier dürf¬ 
te auch „der falsche Knopf“ angesiedelt 
sein. Selbst wenn die gigantischen Mi¬ 
litärmanöver der USA und Südkoreas 
während der Spiele ausgesetzt werden 


sollen, stellen die Armada der drei Flug¬ 
zeugträger-Kampfgruppen, die strategi¬ 
schen Bomber, U-Boote und die Einkrei¬ 
sung durch US-Stützpunkte ein schwer 
erträgliches Damoklesschwert für die 
KDRV dar. Die zunehmend verschärfte 
ökonomische Strangulierung tut ihr Üb¬ 
riges. Inwieweit Kims Olympia-Diploma¬ 
tie Erfolg haben kann, wird entscheidend 
auch von der Haltung Pekings und Mos¬ 
kaus abhängen. Klaus Wagener 
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Friedensgespräche 

ausgesetzt 

Kolumbiens Präsident Juan Ma¬ 
nuel Santos ordnete am 10. Janu¬ 
ar den Rückzug seiner Delegation 
von den Friedensverhandlungen 
mit der Guerrillaorganisation ELN 
an. Nach dem Auslaufen des bila¬ 
teralen Waffenstillstands gab es ei¬ 
nen Anschlag auf eine Öl-Pipeline 
im Departement Casanare, darauf¬ 
hin kündigte Santos den soforti¬ 
gen Abzug des Chefunterhändlers 
Gustavo Bell an. Die nun eigent¬ 
lich anstehende fünfte Runde der 
Friedensverhandlungen in der ecu- 
adorianischen Hauptstadt Quito 
wird somit bis auf Weiteres ausge¬ 
setzt. Seit über einem Jahr gibt es 
Verhandlungen zwischen der ko¬ 
lumbianischen Regierung und der 
ELN, am 1. Oktober 2017 trat ein 
bilateraler, zeitlich begrenzter Waf¬ 
fenstillstand in Kraft, der nach 101 
Tagen am 9. Januar planmäßig en¬ 
dete. In der fünften Runde der Ver¬ 
handlungen sollte zunächst ein er¬ 
neuter Waffenstillstand diskutiert 
werden. Santos macht die ELN für 
den Anschlag verantwortlich. Die 
ELN beschuldigte die Regierung, 
sich nicht an die Bedingungen des 
Waffenstillstands gehalten zu haben. 

KP fordert Verstaat¬ 
lichung der Banken 

Die Kommunistische Partei Vene¬ 
zuelas forderte in einer Pressekon¬ 
ferenz die sofortige Verstaatlichung 
der Banken. Um der momentanen 
Krise zu begegnen, müsse die Regie¬ 
rung die Kontrolle über den Handel 
mit Fremdwährungen übernehmen 
und die Banken zu verstaatlichen. 
Die Banken seien während des ge¬ 
samten bolivarischen Prozesses die 
größte Quelle der Bereicherung für 
die nationale Bourgeoisie gewesen. 
Die Regierung von Präsident Ma- 
duro solle außerdem ein agrar-in¬ 
dustrielles Programm zur Priorität 
machen, um vor allem die Probleme 
in der Versorgung mit Lebensmitteln 
anzugehen. „Solange wie das Land 
nicht in der Lage ist zu produzieren 
was wir konsumieren, werden wir im¬ 
mer von anderen Staaten abhängig 
sein.“ sagte der Sprecher der KP Ve¬ 
nezuelas, Abreu Nieves, auf der Pres¬ 
sekonferenz. Die lückenlose kosten¬ 
lose Gesundheitsversorgung müsse 
ebenso wieder gewährleistet werden 
wie der öffentliche Nahverkehr. 

Abbas: Oslo ist tot 

Palästinenserpräsident Mahmoud 
Abbas sagte, Israel habe das Osloer 
Abkommen getötet. In einer am ver¬ 
gangenen Sonntag gehaltenen Rede 
bezeichnete er die Jerusalem-Ent¬ 
scheidung als einen „Schlag ins Ge¬ 
sicht“ und kündigte an „Wir werden 
Zurückschlagen“. Er kritisierte außer¬ 
dem, dass die Verhandlungen um ei¬ 
nen Frieden in Palästina nie wirklich 
begonnen haben. Künftige Verhand¬ 
lungen würden nun nur noch unter 
der Beteiligung der internationalen 
Völkergemeinschaft stattfinden. Pa¬ 
lästina werde eine US-amerikanische 
Führung in den Verhandlungen nicht 
länger akzeptieren. Ob Israel auf sei¬ 
nen engsten Verbündeten als Führer 
der Verhandlungen verzichten wird, 
ist allerdings fraglich. 

Telefonat abgehört 

In den israelischen Medien wird 
intensiv über neue Enthüllungen 
über die Familie von Regierungs¬ 
chef Netanjahu berichtet. So wurde 
der Mitschnitt eines Telefonats von 
Netanjahus Sohn veröffentlicht, in 
dem er sich ausführlich über seine 
Bordellbesuche auslässt. Das Pikan¬ 
te: hingefahren wurde er im Dienst¬ 
wagen, begleitet von Personenschüt¬ 
zern, die aus der Staatskasse bezahlt 
werden. Benjamin Netanjahu dürf¬ 
te allerdings eher darüber erschüt¬ 
tert sein, dass sein Sohn in dem Ge¬ 
spräch ausplauderte, sein Vater habe 
dem Öl-Milliardär Kobi Maimon ein 
20-Milliarden-Dollar-Geschäft mit 
Naturgasfeldern im Mittelmeer „zu¬ 
geschanzt“. Der Versuch, vor Gericht 
ein Publikationsverbot für die Bän¬ 
der durchzusetzen, blieb erfolglos. 


Solidarität statt Schwarz-Blau 


Solidarität kennt keine Grenzen 

Internationale Stimmen am LLL-Wochenende in Berlin 


Großdemonstration gegen die neue Regierung in Wien 


la, Carolus Wimmer, Internationaler 
Sekretär der kommunistischen Partei 
Venezuelas, und Luis Britto Garcia, 
Essayist und Publizist aus Venezuela, 
teilnahmen. Per Akklamation verab¬ 
schiedete die Konferenz die „Berliner 
Erklärung“, in der die Konferenz ihre 
uneingeschränkte Solidarität mit dem 
bolivarischen Venezuela bekräftigte 
(siehe Kasten auf Seite 9 ). 

Die DKP konnte bei ihrer Abend¬ 
veranstaltung viele internationale 
Gäste begrüßen, neben Adel Amer, 
Generalsekretät der KP Israels, nah¬ 
men Ramön Ripoll, Botschafter der 
Republik Kuba, Chu Thu Hang, Sekre¬ 
tärin der Botschaft der Sozialistischen 
Republik Vietnam, Selma Schacht, 
Stellvertretende Vorsitzende der Par¬ 
tei der Arbeit Österreichs, und die be¬ 
reits auf der Konferenz aufgetretene 
Delegation Venezuelas teil. Auch die 
griechische KKE, die Türkische Kom¬ 
munistische Partei und die Portugiesi¬ 
sche Kommunistische Partei waren mit 
Genossinnen und Genossen vertreten. 
Adel Amer ging in seiner Rede auf die 
sich zuspitzende Situation in Israel ein 
und betonte, dass nur in einem solida¬ 
rischen Miteinander mit den Palästi¬ 
nensern Frieden in der Region mög¬ 
lich sein wird. Auch Ramön Ripoll 
setzte in seinem Grußwort den Fokus 
auf Solidarität - und zeigte sich ver¬ 
wundert, dass in Deutschland Frauen 
weniger verdienen als Männer. „Sol¬ 
che eklatanten Menschenrechtsverlet¬ 
zungen haben wir in Kuba lange über¬ 
wunden.“ 

MD 


A m 13. Januar fand in Wien nach 
einigen kleineren Protestaktio¬ 
nen die erste größere Mobilisie¬ 
rung gegen die neue Rechtsregierung 
aus Konservativen (ÖVP) und rechten 
Demagogen (FPÖ) statt. Die Teilneh¬ 
merzahl wurde auf 50 000 bis 70 000 
Menschen geschätzt und übertraf alle 
Erwartungen. 

Diese Regierung ist nicht nur 
rechtsorientiert, sie ist auch eine „Rei¬ 
chenregierung“. Teils wurden Formu¬ 
lierungen der Industriellenvereinigung 
wortwörtlich ins Regierungsprogramm 
übernommen. Sie lieferte in nicht ein¬ 
mal einem Monat ihrer Amtszeit genug 
Anlass zu Protest. Die Flüchtlingspoli¬ 
tik wird verschärft, weitere Zuwande¬ 
rung ist unerwünscht. Den bereits im 
Land befindlichen Flüchtlingen wird 
die staatliche Unterstützung auf ein 
Minimum zusammengestrichen und als 
semantische Draufgabe, wie die künf¬ 
tige Politik beschaffen sein soll, sprach 
Innenminister Kickl von der FPÖ da¬ 
von, die Flüchtlinge in Großlagern zu 
„konzentrieren“. Eine Wortwahl, die 
Empörung auslöste. 

Für die derzeit 167 000 Menschen 
in der staatlichen „Notstandshilfe“, ei¬ 
ner Sozialleistung, auf die all jene An¬ 
spruch haben, die kein Arbeitslosen¬ 
geld mehr beziehen können, soll eine 
österreichische Variante von Hartz IV 
verordnet werden - mit Zugriff auf 
Vermögen, Haus und Wohnung. 

Das sind nur zwei Beispiele für 
eine Reihe von Maßnahmen, die So¬ 
zial- und Demokratieabbau, Rück¬ 
schritte in der Bildungspolitik und 
Geschenke an die Reichen bedeuten. 
Nach der eindrucksvollen Demonst¬ 
ration vom 13. Januar wird die Regie¬ 
rung aber mit weiterem Widerstand 
gegen ihre Politik rechnen müssen. 
Die Demonstration selbst war ein 
deutliches Signal, wie breit der Wider¬ 
stand schon ist. Zu den Organisatoren 
und Unterstützern der Demonstrati¬ 
on zählten Bündnisse gegen Rechts, 
Flüchtlingsinitiativen und viele Or¬ 
ganisationen aus dem linken Spekt¬ 
rum, so auch die Partei der Arbeit, die 
Kommunistische Jugend, der Kommu- 


Der kubanische Journalist und Phi¬ 
losoph Enrique Ubieta brachte es in 
seiner Rede über kubanische Ein¬ 
sätze in Afrika auf den Punkt: „Re¬ 
volutionen können nicht exportiert 
werden, aber genauso wenig kann 
Solidarität begrenzt werden auf ei¬ 


nen Stadtteil, eine Region oder ein 
Land.“ 

Dass Solidarität keine Grenzen 
kennt, zeigte sich in den Wortbeiträ¬ 
gen der Rosa-Luxemburg-Konferenz, 
in den Gesprächen zwischen den Teil¬ 
nehmern, in der Jahresauftaktveran¬ 


staltung der DKP und natürlich auf 
der traditionellen Demonstration. Ei¬ 
nen der Höhepunkte der Konferenz 
bildetet die „Manifestation Soldarität 
mit Venezuela“, an der William Cas- 
tillo, Stellvertretender Außenminister 
der Bolivarischen Republik Venezue- 


DKP-Vorsitzender Patrik Köbele im Gespräch mit Adel Amer (Mitte), Generalsekretär der israelischen KP, und Ramön Ripoll, 
Botschafter der Republik Kuba (rechts) 


nistische Studentinnenverband und 
die kämpferische Gewerkschaftsor¬ 
ganisation KOMintern, die gemein¬ 
sam mit Arbeiterorganisationen aus 
dem türkisch-kurdischen Bereich ei¬ 
nen „internationalistischen Block“ 
bildeten. Das Bemerkenswerteste an 
dieser wirklich großen und eindrucks¬ 
vollen Demonstration war die über¬ 
wiegende Mehrzahl unorganisierter, 
vor allem junger Menschen und Ei¬ 
geninitiativen etwa von Eltern, Schü¬ 
lern und Lehrern gegen die reaktio¬ 
nären Vorhaben im Bildungsbereich. 
So viele Menschen, die es für notwen¬ 
dig und richtig befunden haben, gegen 
diese Regierung auf die Straße zu ge¬ 
hen, sollte niemand für sich reklamie¬ 
ren. Sie wären vermutlich gekommen, 


ganz egal wer jetzt zu dieser Demons¬ 
tration aufruft. Das ist eine völlig neue 
Qualität des Protestes. 

Wichtig ist aber auch, zu sehen, 
wer sich an der Großdemonstration 
nicht beteiligt hat. Obwohl seitens der 
SPÖ-Wien, der mächtigsten sozialde¬ 
mokratischen Teilorganisation, eini¬ 
ge Tage davor zur Teilnahme an der 
Demonstration aufgerufen worden 
ist, war die sozialdemokratische Be¬ 
teiligung überschaubar: Einige Ab¬ 
geordnete, eine Abordnung der So¬ 
zialistischen Jugend und eine kleine¬ 
re Gruppe von sozialdemokratischen 
Gewerkschaftern nahmen an der De¬ 
monstration teil. Die Spitzen der Ge¬ 
werkschaften beschränken sich auf die 
Rolle des kommentierenden Zuschau¬ 


ers, anstatt Akteur zu sein. Dabei wäre 
Widerstand bitter nötig: Die Angriffe 
auf die sozialen Rechte werden eben¬ 
so weitergehen, wie Angriffe auf die 
Interessenvertretung der Werktätigen. 
So soll der Beitrag zur Arbeiterkam¬ 
mer, der jedem Beschäftigten vom 
Lohn abgezogen wird, halbiert wer¬ 
den. Das würde harte Einschnitte für 
die gesetzliche Interessenvertretung 
bedeuten. Die Arbeiterkammer über¬ 
nimmt u. a. eine kostenlose Vertretung 
für alle Beschäftigten, die von Firmen 
nicht korrekt bezahlt oder anderwei¬ 
tig geprellt werden und liefert wichtige 
Analysen und Studien zu allen gesell¬ 
schaftlichen Belangen. 

Otto Bruckner, Vorsitzender der 
Partei der Arbeit Österreichs (PdA) 


Gegen das Kapital und seine Regierung - Block der PdA auf der Demo in Wien 
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Über zehntausend Menschen nahmen an der 
Demonstration zum Gedenken an die Ermordung 
Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts in Berlin teil 

Foto:Tom Brenner 
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Immer einen Schritt schneller 

mä 

als die DKP: Der Jugendblock 

der SDAJ. Foto:Johannes Hörmann 


Wieder bei Marx 

Auszug aus der Rede von Patrik Köbele, Vorsitzender der 
Deutschen Kommunistischen Partei, beim LLL-Treffen 
am 13. Januar in Berlin 



ndung der KPD zur Neukonstituierung 
der DKP: Erich Schaffner und Georg Klemp auf 
dem LLL-Treffen der DKP. 


Foto: Tom Brenner 


Mit einer Stimme: Abschluss des LLL-Treffen mit internationalen Gästen auf dem Podium. Foto:Tom Brenner 


Wir haben viel vor 2018. Einen Parteitag, keinen einfachen und dann noch das Pressefest - es ist aber auch 
ein besonderes Jahr. Vor hundert Jahren wurde die KPD gegründet, vor 50 Jahren DKP und SDAJ. (...) 

Zu unserer Tradition gehört die Wiedererringung der Legalität durch die Gründung der SDAJ und die 
Neukonstituierung der DKP genauso, wie der Aufbau des Sozialismus in der DDR - wir sind stolz, dass 
Genossen, wie Kurt Bachmann, Herbert Mies und Erich Honecker zur Tradition der DKP gehören. Nicht 
vergessen dürfen wir Genossen wie Willi Gerns, Robert Steigerwald und Hans Heinz Holz. 

Ja, die Konterrevolution in den europäischen Ländern des Sozialismus war eine tiefe, eine für uns, 
aber auch für den Frieden, die Befreiung aus dem neokolonialen Joch, dem sozialen Fortschritt eine tiefe, 
schlimme Niederlage - auch sie gehört zu unserer Geschichte. 

Zu unserer Geschichte gehört aber eben auch, dass wir es gewagt haben nach dieser Niederlage da¬ 
ran festzuhalten, dass in diesem hochentwickelten imperialistischen Land eine kommunistische Partei 
notwendig ist. 

Und liebe Genossinnen und Genossen, wir zeigen das doch auch aktuell. Unser Sofortprogramm war 
und ist das einzige, das nicht beim notwendigen moralischen Appell „Refugees Welcome“ stehen blieb 
und einen Weg aufzeigt, wie die soziale Demagogie der rassistischen, nationalistischen AFD durchkreuzt 
werden kann. Indem der völlig berechtigten Perspektivangst der Menschen ein Weg des gemeinsamen 
Kampfes aufgezeigt wird. Nehmt die Verursacher von Kriegen, Flucht und Armut ins Visier - sie müssen 
zahlen für Forderungen, die sich der Verschärfung der Konkurrenz unter den Ausgebeuteten entgegenstel¬ 
len. Die Monopole, die Reichen, der Rüstungshaushalt - dort ist ein besseres Leben zu holen - aber nur 
im Kampf. Ja, das ist Abwehrkampf, das ist Reformkampf. Aber wo soll die Arbeiterklasse, die Intelligenz, 
die Mittelschicht, Bauern und kleine Selbstständige denn lernen, dass ihre Interessen einen gemeinsamen 
Gegner und damit Übereinstimmung haben, wenn nicht in Abwehr- und Reformkämpfen. Wo sollen sie 
lernen, dass dieser Kampf mit dem Kampf um die grundsätzliche Veränderung der gesellschaftlichen Ei¬ 
gentums- und Machtverhältnisse verbunden werden muss, wenn nicht in Abwehr- und Reformkämpfen. 

Wo sollen sie lernen, dass das bedeutet, dass die Arbeiterklasse die politische Macht ergreifen muss 
und dass man sich mit ihr verbünden muss, wenn nicht in Abwehr- und Reformkämpfen. (...) 

Die KPD begann ihre Existenz vor 100 Jahren mit dem Satz: „Wir sind wieder bei Marx unter seinem 
Banner.“ Die DKP kann von sich sagen: „Wir bleiben bei Marx, Engels und Lenin unter ihrem Banner.“ 
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Ulla Jelpke zur Diffamierung des Antifaschismus 

Vom Kapitalismus sprechen 


W er aber vom Kapitalismus 
nicht reden will, sollte auch 
vom Faschismus schweigen“ 
schrieb der renommierte Philosoph Max 
Horkheimer am Vorabend des Zweiten 
Weltkrieges. Als eine Reaktion auf die 
Krise des Kapitalismus versuche der 
Faschismus, den Kapitalismus mit des¬ 
potischen Mitteln aufrechtzuerhalten, 
warnte der Vordenker des als Frank¬ 
furter Schule bekanntgewordenen und 
nach seiner Schließung durch die Nazis 
im New Yorker Exil weiterexistierenden 
Institutes für Sozialforschung. 

Aufgrund dieser Erkenntnis würde 
Horkheimer heute als vermeintlicher 
Extremist in das Fadenkreuz des Ver¬ 
fassungsschutzes geraten. Das macht die 
Anfang des Jahres vorgelegte Antwort 
der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Linksfraktion zu „Konfor¬ 
mität von Antifaschismus und Antika¬ 
pitalismus mit der freiheitlichen demo¬ 
kratischen Grundordnung“ (FDGO) 
deutlich. 


Sowohl die Ablehnung und Be¬ 
kämpfung von Faschismus und Rechts¬ 
extremismus als auch die Kritik an der 
bestehenden Wirtschaftsordnung seien 
zwar „grundsätzlich und per se nicht 
extremistisch“, heißt es darin. Doch 
die Grenzen zum „Extremismus“ sind 
eng. Denn FDGO-konform ist Kapita¬ 
lismuskritik nach Auffassung der Bun¬ 
desregierung nur dann, „wenn sie sich 
ausschließlich an den Kapitalismus als 
Wirtschaftssystem richtet“. Eine Kritik, 
„die darüber hinaus den Kapitalismus 
als Gesellschaftsform ansieht, die es z.B. 
mit dem Ziel der Errichtung einer sozia¬ 
listisch-kommunistischen Diktatur oder 
mit Gewaltanwendung zu überwinden 
gilt, ist dagegen nicht mit der freiheit¬ 


lichen demokratischen Grundordnung 
vereinbar.“ 

Die Zulässigkeit von antifaschisti¬ 
schem oder antikapitalistischem Enga¬ 
gement ist für die Bundesregierung vor 
allem eine Frage der Gesinnung der Be¬ 
teiligten. Denn die Beteiligung von Per¬ 
sonen, die der Verfassungsschutz als so¬ 
genannte „Linksextremisten“ verortet, 
an gesellschaftlichen und politischen 
Debatten und Protestaktionen etwa ge¬ 
gen Rechtsextremismus richte sich näm¬ 
lich „direkt oder indirekt auch gegen die 
Normen und Regeln des demokratischen 
Verfassungsstaates und somit auch gegen 
die parlamentarische Demokratie“, be¬ 
hauptet die Bundesregierung. Zur Be¬ 
gründung für diese erstaunliche Feststel¬ 


lung heißt es, „für Linksextremisten ist 
der Kapitalismus ... mehr als eine bloße 
Wirtschaftsordnung, sondern eine im Sin¬ 
ne von Karl Marx durch eine Revolution 
zu überwindende Gesellschaftsordnung. 
Bei ihrer Begriffsdefinition des Antifa¬ 
schismus 4 gehen Linksextremisten zu¬ 
meist weit über die bloße Ablehnung 
des Rechtsextremismus hinaus. Sie be¬ 
haupten, dass ein kapitalistischer 4 Staat 
den Faschismus hervorbringe und tole¬ 
riere.“ Der Antifaschismus von „Links¬ 
extremisten“ richte sich damit nicht nur 
gegen Rechtsextremisten „sondern im¬ 
mer gegen das politische System der der 
Bundesrepublik Deutschland bzw. kon¬ 
kret gegen den Staat und seine Vertre¬ 
ter“, schlussfolgert die Bundesregierung. 


Nach dieser Logik kann nicht nur 
Horkheimer, sondern auch die Beru¬ 
fung auf den Schwur der Überlebenden 
von Buchenwald aus dem Jahr 1945 als 
linksextremistisch und damit außerhalb 
des vom Grundgesetz garantierten Mei¬ 
nungsspektrums gelten. Schließlich heißt 
es darin, „die Vernichtung des Nazismus 
mit seinen Wurzeln ist unsere Losung“. 
Das Landesamt für Verfassungsschutz 
im schwarz-grün regierten Hessen hat¬ 
te die weitere Beobachtung der Lehre¬ 
rin und Antifaschistin Silvia Gingold im 
vergangenen Jahr unter anderem damit 
gerechtfertigt. 

Geht es nach der Bundesregierung, 
dann darf sich FDGO-konformer An¬ 
tifaschismus nur als „Aufstand der An¬ 
ständigen“ an Symptomen abarbeiten. 
Demgegenüber sollten wir das Diktum 
des Dichters Erich Fried wachhalten: 
„Ein Faschist, der nichts ist als ein Fa¬ 
schist, ist ein Faschist. Ein Antifaschist, 
der nichts ist als ein Antifaschist, ist kein 
Antifaschist.“ 



Donald Trump weist eine biologische 
Besonderheit auf: Bei ihm hat das Aus¬ 
scheidungsorgan seinen Platz in jener 
Problemzone, die üblicherweise als 
Gesicht bezeichnet wird. Jedenfalls wei¬ 
sen die Ausscheidungen, die regelmäßig 
dieser Schallloch-Kloake entweichen, 
darauf hin. Darunter eine der jüngsten 
zerebralen Verdauungsstörungen, die 
Bezeichnung aller afrikanischen und 
einiger lateinamerikanischer Staaten 
als „Shithole Countries“. Die deutsche 
Presse wagte nicht, davon eine korrekte 
Übersetzung zu liefern und flüchtete 
sich in die diskretere Übertragung 
„Drecksloch-Länder“. Recht so. Auch 
wenn sie den Ersten Mann der Freien 
Welt für eine Fehlbesetzung halten, 
macht dessen Wortwahl doch allzu 
deutlich, wie die ausgeplünderten 
Länderdes Südens in Herrenmenschen¬ 
kreisen gesehen werden. Das exakt zu 
übersetzen hieße doch, ins eigene Nest 
zu scheißen. Und das tut man nicht. 


Digitalkapitalismus 

Woher der Gewinn der großen Internet-Konzerne stammt 
Kolumne von Lucas Zeise 


Melina Deymann zur Einschränkung des Streikrechts in Griechenland 

Von Schweinerei 
zu Schweinerei 


Seit es das Internet gibt, scheint sich 
der gute alte Kapitalismus noch einmal 
verändert zu haben. Er heißt jetzt „di¬ 
gitaler Kapitalismus“. In ihm scheinen 
früher gültige ökonomische Gesetze 
nicht mehr zu gelten. Zum Beispiel das 
Wertgesetz. Es besagt, dass Waren (und 
Dienstleistungen) der Tendenz nach 
gemäß der zu ihrer Herstellung erfor¬ 
derlichen Arbeitszeit getauscht werden. 
Auch der bürgerlichen Ökonomie zu¬ 
folge gibt es (im Regelfall) nichts um¬ 
sonst, sondern es müssen die Kosten 
zur Produktion und Bereitstellung der 
Waren und ein kleiner, aber wichtiger 
Aufschlag (der Gewinn) dazu hereinge¬ 
spielt werden. 

Seit den 90er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts scheinen die Grundre¬ 
geln der Warenproduktion nicht mehr 
durchweg zu gelten. Dienstleistungen 
rund um das Internet werden umsonst 
feilgeboten. Der E-Mail-Account, der 
schon Teil meiner Identität als Mensch 
und Autor geworden ist, wird gratis für 
mich auf dem Laufenden gehalten, und 
die Jungunternehmen „Twitter“ und 
„Facebook“ stellen Netzwerke zum all¬ 
gemeinen Austausch von Nettigkeiten 
zur Verfügung. Im digitalen Kapitalis¬ 
mus fällt noch etwas anderes auf. Die 
„Wertschöpfung“ hängt scheinbar nicht 
mehr mit der Arbeit zusammen. Der 
Umsatz von Google und Facebook ist 
nur ein klein wenig höher als der Ge¬ 
winn. Er wird mit ganz wenigen Ange¬ 
stellten produziert, die ohnehin nur in 
der Entwicklungs- oder der Marketing- 
Abteilung arbeiten, also dem verkauf¬ 
ten Produkt keinerlei Verarbeitung oder 
Wert zusetzen. Die Internet-Konzerne 
beuten also nicht mehr Arbeitskräfte 
aus wie die gemeinen Kapitalisten son¬ 
dern beuten statt dessen wie Rohstof¬ 
fe die Daten aus, die wir ihnen als Nut¬ 


zer bereitwillig zur Verfügung stellen. 
So lautet eine gelegentlich formulierte 
kühne These zur Wirkungsweise der Di¬ 
gitalökonomie. 

Die sieben wertvollsten Unterneh¬ 
men an der Börse sind allesamt solche 
Internet- oder Digitalunternehmen. 
Nur eines - Apple - verkauft auch 
Hardware. Ein anderes - Microsoft - 



Lucas Zeise 


ist der weltweite Software-Monopolist 
schlechthin. Die anderen fünf - Alpha¬ 
bet/Google, Amazon, Facebook und die 
beiden chinesischen Alibaba und Ten- 
cent Holding - sind in erster Linie nicht 
Produzenten und Entwickler der Tech¬ 
nik, sondern Anwender. 

Das Gemeinsame dieser sieben ist, 
dass sie außerordentlich hohe Gewinne 
aufweisen und dass die Spekulanten die¬ 
ser Welt ihnen Zutrauen, auch in Zukunft 
stolze Gewinne einzufahren. Der Satz ist 
trivial, aber er führt direkt zum nächs¬ 
ten: Die hohen Profite sind - vielleicht ist 
auch das trivial - Ergebnis eines Mono¬ 


pols. Das Wort Monopol ist hier im Sinne 
der bürgerlichen Ökonomie gemeint: der 
(fast) einzige Anbieter in einem Markt 
zu sein, der deshalb besonders hohe 
Preise verlangen kann. Das ist bei Mi¬ 
crosoft besonders offensichtlich. Alibaba 
und Tencent, Facebook und Google sind 
Unternehmen der Werbebranche. Auch 
ihre enorm hohe Profitabilität entstammt 
ihrer Monopolstellung. Das Monopol ist 
von der Art, wie es vormals die einzige 
Tageszeitung in einer deutschen Provinz¬ 
stadt innehatte. Wer in der Stadt eine In¬ 
formation unter die Leute bringen woll¬ 
te, kam an der lokalen Tageszeitung nicht 
vorbei. Er musste dort inserieren. Goog¬ 
le und Facebook sind solche Werbemo¬ 
nopole. Ihre kostenlose Dienstleistung 
entspricht dem, was früher die lokale 
Tageszeitung an Information bereithielt 
und was in den Anzeigenblättchen auch 
heute noch kostenlos mitgeliefert wird. 
Nur umfasst das Monopol von Google 
und Facebook heute statt einer Provinz¬ 
stadt den Globus. 

Der Extragewinn, der sich aus der 
klassischen Monopolstellung ableitet, 
speist sich auch aus dem Mehrwert, aber 
typischerweise aus dem, den andere Ka¬ 
pitalisten den von ihnen ausgebeuteten 
Arbeitskräften abpressen. Alle sieben 
Börsenriesen verfügen außerdem min¬ 
destens über eine weitere Profitquelle. 
Es ist ihre schiere finanzielle Potenz. Wir 
haben es bei ihnen mit einer Art Fonds 
zu tun, die das in Hülle und Fülle he¬ 
reinkommende Geld dazu verwenden, 
andere Unternehmen oder Teile davon 
zu erwerben. Es ist diese Geschäftstätig¬ 
keit, die Rudolf Hilferding und Wladi¬ 
mir Lenin dazu veranlasst hat, vom Fi¬ 
nanzkapital als Form des Monopols zu 
sprechen. Apple und die anderen sechs 
Börsenwunder sind Monopole im bür¬ 
gerlichen und im Leninschen Sinn. 


Die Hoffnung war groß, als im Janu¬ 
ar 2015 die „Koalition der radikalen 
Linken“ bei den Parlamentswahlen 
in Griechenland stärkste Kraft wurde, 
mit deutlichem Abstand vor den zweit¬ 
platzierten Konservativen von der Nea 
Dimokratia. Getragen von den gewal¬ 
tigen Protesten gegen die Austeritäts- 
politik der EU war Syriza angetreten, 
um dieser Politik ein Ende zu bereiten. 
Im Forderungsprogramm für die Wahl 
ging es um nichts weniger als um die 
Verstaatlichung der Banken und da¬ 
rum, privatisierte Unternehmen der 
Daseins Vorsorge wieder in öffentliche 
Hand zu geben. Gehofft haben nicht 
nur die Griechen, sondern Linke in 
ganz Europa. 

Als die KKE ankündigte, mit Syri¬ 
za kein Regierungsbündnis eingehen zu 
wollen, erntete sie heftige Kritik. Die 
Kritik an der KKE wurde noch größer, 
als die Regierung unter Tsipras dann 
tatsächlich ein Referendum über die 
Ablehnung oder Annahme der von den 
„Institutionen“ vorgeschlagenen Maß¬ 
nahmen abhalten ließ. Das „Oxi“ war 
überwältigend, die Ernüchterung aller¬ 
dings auch. Die „Gegenvorschläge“, die 
Tsipras bei der Euro-Gruppe einreich¬ 


te, stimmten zum großen Teil mit denen, 
die im Referendum abgelehnt wurden, 
überein. Und die „Koalition der radi¬ 
kalen Linken“ setzte eine Schweinerei 
nach der anderen um: Rentenkürzun¬ 
gen, Mehrwertsteuererhöhungen, Ver¬ 
schachern staatlichen Eigentums an 
private Investoren, die Liste ist endlos. 
Alles wie von der EU diktiert. Unter 
dem Deckmäntelchen der Alternativlo- 
sigkeit und des Sachzwangs, die Kredit¬ 
geber von EU und Deutschland zufrie¬ 
den zu stellen, versucht Syriza dies der 
Bevölkerung zu verkaufen. Mit keiner 
anderen Regierung wäre es gelungen, 
diese Austeritätspolitik durchzusetzen. 
Aber dafür sind Sozialdemokraten ja 
da, erinnern wir uns nur an die Agen¬ 
da 2010. 

Jetzt hat Syriza sich auch noch das 
Streikrecht vorgeknöpft. Welcher Sach¬ 
zwang Tsipras diktiert, den Arbeitern 
ihr einziges wirksames Instrument zur 
Gegenwehr zu erschweren, werden wir 
wohl erst sehen, wenn die nächsten 
Schweinereien auf den Tisch kommen. 
Dass die Verkrüppelung des Streik¬ 
rechts nötig ist, um Griechenland vor 
der Staatspleite zu retten, glaubt ihm 
keiner. 


Dokomentiert 


Berliner Erklärung 

Solidarität mit Venezuela bleibt unsere Sache 

Die XXIII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz verabschiedete die 
Erklärung „Solidarität mit Venezuela bleibt unsere Sache“. Eine neunköpfige 
Delegation aus Venezuela, zu der der stellvertretende Außenminister William 
Castillo und der Internationale Sekretär der Kommunistischen Partei Vene¬ 
zuelas, Carolus Wimmer, gehörten, nahm an der Konferenz teil und berichtete 
über die Situation in ihrem Land. 


Die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer der XXIII. Internationalen 
Rosa-Luxemburg-Konferenz am 
13. Januar 2018 in Berlin bekräfti¬ 
gen ihre Solidarität mit dem revo¬ 
lutionären bolivarischen Prozess in 
Venezuela. Wir fordern ein Ende 
der ausländischen Einmischung 
insbesondere der USA und der Eu¬ 
ropäischen Union - einschließlich 
der deutschen Bundesregierung - 
in die inneren Angelegenheiten der 
Bolivarischen Republik Venezuela. 
Venezuela hat seit dem Regie¬ 
rungsantritt von Hugo Chävez 1999 
einen Weg eingeschlagen, das Land 
unabhängig vom Einfluss der im¬ 
perialistischen Mächte zu machen 
und sich mit den anderen Ländern 
Lateinamerikas und der „Dritten 
Welt 44 zu verbünden. Das prokla¬ 
mierte Ziel der revolutionären 
Kräfte ist der Aufbau des Sozialis- 


Es ist die Aufgabe des Volkes und der 
Regierung Venezuelas, die auf die¬ 
sem Weg auftauchenden Probleme 
und Hindernisse zu überwinden und 
Differenzen selbstbestimmt zu lösen. 
Wir vertrauen darauf, dass sie weiter 
dieses Ziel verfolgen und werden uns 
für den Erfolg der Bolivarischen Re¬ 
volution einsetzen. Unsere Aufgabe 
hier ist es deshalb, für die Aufhebung 
der durch die EU gegen Venezuela 
verhängten Sanktionen einzutreten. 
Wir wenden uns gegen die Kampag¬ 
ne der meisten Medien, in denen die 
Realitäten Venezuelas einseitig und 
verzerrt dargestellt werden. Zudem 
fordern wir ein Ende der Unterstüt¬ 
zung der reaktionären Opposition 
Venezuelas durch die Bundesregie¬ 
rung, die EU und die USA. 

Es lebe der revolutionäre bolivarische 
Prozess in Venezuela! 

Hoch die internationale Solidarität! 

Berlin, den 13. Januar 2018 
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Mehr Thatcher als Spengler 

Alexander Dobrindt und die Neocon-Revolte • Von Phillip Becher 


D as mediale Echo war groß, als 
der CSU-Landesgruppenchef 
Alexander Dobrindt als Begleit¬ 
text für die Klausurtagung seiner Partei 
zu Jahresbeginn in Springers Welt eine 
„bürgerlich-konservative Wende“ for¬ 
derte (die UZ berichtete in ihrer letzten 
Ausgabe). So ziemlich alles, was in die¬ 
sem Land schiefgeht, lässt sich, so Do¬ 
brindt, ultimativ auf einen mythischen 
Gesamtnenner bringen: 1968. Die durch 
den damals ausgerufenen „Marsch 
durch die Institutionen“ zu „Schlüssel¬ 
positionen [...] in Kunst, Kultur, Medi¬ 
en und Politik“ gelangten abgehobe¬ 
nen linken Eliten hätten, so Dobrindt, 
einen „ideologische[n] Feldzug gegen 
das Bürgertum, mit dem Ziel der Um¬ 
erziehung der bürgerlichen Mitte“ ent¬ 
facht. Doch die Rettung naht - und trägt 
blau-weißes Karomuster: Dobrindt läu¬ 
tet die Totenglocke für „linke Ideologie, 
sozialdemokratische [n] Etatismus und 
grüne[n] Verbotismus“ Zyklischer Ge¬ 
schichtsauffassung verpflichtet verkün¬ 
det Dobrindt die Gewissheit: „Auf die 
linke Revolution der Eliten folgt eine 
konservative Revolution der Bürger.“ 
Seine Partei kürt der Spezi der Auto- 
mobilindustrie zur Unterstützerin und 
Stimme dieser „Revolution“ So weit 
also die Kernsentenzen der gesellschaft¬ 
lichen Zustandsanalyse und den politi¬ 
schen Absichtserklärungen in dem von 
Dobrindt gezeichneten Elaborat. 

Konservative Revolution? 

Da war doch was. Und selbst oberfläch¬ 
lichen Beobachtern war es aufgefallen: 
Das Oxymoron „Konservative Revolu¬ 
tion“ ist der nicht unumstrittene, weil 
in mehrerlei Hinsicht eine Selbstkenn¬ 
zeichnung aufgreifende, Sammelbegriff 
für eine durchaus heterogene Grup¬ 
pe von Schriftstellern, Staatsrechtlern, 
Philosophen, Ökonomen, Wirtschafts¬ 
kapitänen, Militärs und Politikern, mit¬ 
hin also Angehörigen der „Elite“, die 
in der Weimarer Republik unter dem 
Eindruck des zurzeit seinen hunderts¬ 
ten Jahrestag feiernden Revolutionszy¬ 
klus und des durch diesen angetriebe¬ 
nen Fortschritts demokratischer Bewe¬ 
gungen eine vor allem mit dem Chiffre 
„Dekadenz“ verbundene Zeitdiagno¬ 
se vertraten. Als prominente Vertreter 
dieser Strömung gelten unter anderem 
die Juristen Carl Schmitt und Edgar Ju¬ 
lius Jung, der Kulturhistoriker Oswald 
Spengler und der Schriftsteller Ernst 
Jünger. Man heftete sich zwar das Sig¬ 
net der Revolution an, meinte aber das 
Gegenteil. „Die Errungenschaften der 
Novemberrevolution sollten wieder zu¬ 
nichte gemacht und die bürgerlich-par¬ 
lamentarischen Regierungsmethoden 
beseitigt werden“, fasst der Historiker 
Joachim Petzold das konterrevolutionä¬ 
re Programm der selbsternannten kon¬ 
servativen Revolutionäre zusammen. 
Die Wiederherstellung der als beein¬ 
trächtigt erachteten Stärke von Staat 
und Nation war das Leitmotiv des Un¬ 
terfangens. 

Ob die Person Alexander Dobrindt 
sich tatsächlich in vollem Umfang be¬ 
wusst ist, welche Geister er oder die et¬ 
waigen Ghostwriter seines Essays mit 
dieser rhetorischen Reminiszenz an 
deutschnationale Herrenrunden der 
Zwischenkriegszeit beschwören, mag 
man zwar - nicht zu Unrecht - als uner¬ 
heblich für die Bewertung des Schrift¬ 
stücks und der sich an ihm entzünden¬ 
den Diskussion betrachten. Dobrindts 
unübersehbare Grobschlächtigkeit ei¬ 
nerseits korrespondiert allerdings an¬ 
dererseits damit, dass er, wie beim kri¬ 
tischen Nachhaken der ZDF-Journalis- 
tin Marietta Slomka im heute-journal 
am 5. Januar zu den konkreten Aus¬ 
maßen der anvisierten konservativen 
Revolution ersichtlich wurde, inhalt¬ 
lich ziemlich schwach auf der Brust ist. 
Seine Antworten auf ihre nun wahrlich 
nicht radikalen Fragen bestanden aus 
sterilen Stehsätzen. Diese wurden zwar 
angedickt um ein falsch wiedergegebe¬ 
nes Zitat Franz Josef Strauß 4 („Kon¬ 
servativ sein, heißt an der Spitze der 
Bewegung zu marschieren“ laut Dob¬ 
rindt, statt des Originals: „Konservativ 


sein heißt an der Spitze des Fortschritts 
zu marschieren“), das die, allerdings 
selbst schon zur Stand-Up-Comedy- 
Einlage geratene, notorisch bayern¬ 
patriotische Note des CSU-Politikers 
darstellen sollte. Zugleich kam keine 
von Dobrindts im ZDF dargebotenen 
Reizreaktionen - diese als „Antwor¬ 
ten“ im engeren Sinne zu bezeichnen, 


würde den Sinngehalt des Begriffs ent¬ 
stellen - über den Politsprech hinaus, 
den kaum ein Mensch in diesem Land 
noch hören kann. Simplen Hinwei¬ 
sen Slomkas auf logische Widersprü¬ 
che wie derjenige zwischen dem Kon¬ 
statieren einer 50-jährigen „linken“ 
Meinungsherrschaft im Nachgang von 
’68 einerseits und der Tatsache an¬ 
dererseits, dass schon 15 Jahre nach 
dem Schlüsseljahr ein Bundeskanzler 
Kohl in Westdeutschland die „geistig- 
moralische Wende“ ausrief, begegne¬ 
te Dobrindt mit Allgemeinplätzen der 
Sorte: „Es ist wichtig, mal drüber zu 
sprechen! 44 Dobrindt, in diesem Lich¬ 
te betrachtet, begründet eine gewisse, 
sagen wir, Einfachheit zu unterstellen, 
sollte nicht mit einer etwaigen Ver¬ 
harmlosung seiner Figur verwechselt 
werden. 

Legt sich die CSU das 
Instrumentarium der 
faschistischen Option bereit? 

Dass Dobrindt den bundesdeut¬ 
schen Konservatismus tatsächlich ger¬ 
ne tendenziell dem Reaktionären an¬ 
nähern möchte, hat er zu zahlreichen 
Gelegenheiten unter Beweis gestellt. 
Genannt sei hier beispielhaft für eine 
lange Reihe von Positionierungen, die 
man nur brutalstmöglich-euphemis- 
tisch als „Entgleisungen“ bezeichnen 
kann, da sie in Wahrheit eine klare Li¬ 
nie offenbaren, sein Vorstoß, ein Ver¬ 
botsverfahren gegen die linkssozial- 
demokratische Partei „Die Linke“ zu 
erwägen. Dieses Ansinnen zeigt, was 
Demokraten von diesem Mann erwar¬ 
ten können: Nichts Gutes. Doch quali¬ 
fiziert sich Dobrindt nun mit seiner An¬ 
rufung eines Topos der Alten Rechten 
als Spiritus Rector der Neuen? Zeigt 
sich anhand des von Dobrindt veröf¬ 
fentlichen Essays, dass sich die CSU, 


wie manche Beobachter glauben, das 
Instrumentarium der faschistischen 
Option bereitlegt? 

In der Tat gehörten Exponenten 
der Konservativen Revolution zu den 
„Wegbereitern des deutschen Faschis¬ 
mus“ ( erneut Joachim Petzold). Zahl¬ 
reiche von ihnen schlossen sich nach 
der Machtübertragung im Januar 1933 


den Nazis an, bereits zuvor hatten sie 
Gefallen am Mussolini-Regime in Ita¬ 
lien als „Leitbildfaschismus“ ( Kurt 
Gossweiler) der 1920er Jahre gefun¬ 
den und die dort von den Schwarz¬ 
hemden hergestellte gesellschaftliche 
Friedhofsruhe als Ordnungsideal ver¬ 
brämt. Andere ihrer Vertreter gerieten 
im Sommer 1934 während der offenen 
Austragung des Richtungskampfes im 
deutschen Faschismus unter die Rä¬ 
der. Faschismus aber war und ist mehr 
als eine Ideologie oder ein Diskurs, in 
den man mit einem Zeitungsartikel 
eingreift, wie es Dobrindt nun jüngst 
getan hat. Natürlich kann die Verbrei¬ 
tung bestimmter Ideologien oder Ideo- 
logeme, herrschender oder noch nicht 
herrschender Gedanken, die Anwen¬ 
dung faschistischer Praktiken mehr 
oder weniger angeraten scheinen las¬ 
sen. Sie alleine diktieren aber nicht 
den Lauf der Geschichte - sie sind für 
diesen freilich auch nicht unerheblich. 
Den Faschismus jedoch einzig und al¬ 
lein oder zuvorderst als Ideologie zu 
begreifen, führt weg vom Problem und 
seiner Lösung. Was sich unter Faschis¬ 
mus sinnvollerweise verstehen lässt, 
kann anhand eines Textes von Rein¬ 
hard Opitz aus dem Jahre 1972, der in 
diesen Tagen auf dem Webauftritt der 
VVN-BdA NRW erneut veröffentlicht 
wurde, nachvollzogen werden: „Fa¬ 
schismus bedeutet Ablösung der bür- 
gerlich-formaldemokratischen Staats¬ 
form durch ein Gewalt- und Willkürre¬ 
gime zur terroristischen Durchsetzung 
der innen- und außenpolitischen Inte¬ 
ressen und Ziele der führenden Kreise 
des Monopolkapitals; bedeutet insbe¬ 
sondere die Unterdrückung und Zer¬ 
schlagung jeglicher Opposition, vor al¬ 
lem der Arbeiterbewegung, bis hin zur 
physischen Vernichtung ihrer Kader 44 
Eine faschistische Bewegung arbeitet 


bewusst und in der Regel in, frei nach 
Gramsci, reaktionär-subversiver Weise 
auf die Errichtung eines solches Regi¬ 
mes hin. 

1928, das heißt zu einer Zeit, als 
unter Marxisten hingegen nicht immer 
Klarheit über das Wesen der mit Fa¬ 
schismus beschriebenen politischen Er¬ 
scheinungen herrschte und der Begriff 


einstweilen einer inflationären Ver¬ 
wendung anheimfiel, schrieb der itali¬ 
enische Revolutionär Palmiro Togliatti, 
dessen 125. Geburtstag in wenigen Wo¬ 
chen wohl zu den weniger beachteten 
progressiven Jubiläen in diesem Jahr 
gehören wird: „Es ist zur Gewohnheit 
geworden, jede Form der Reaktion mit 
diesem Ausdruck zu bezeichnen. Ein 
Genosse wird verhaftet, eine Arbeiter¬ 
kundgebung wird von der Polizei bru¬ 
tal zerschlagen, ein Gericht verurteilt 
Aktivisten der Arbeiterbewegung zu 
harten Strafen, die Rechte einer kom¬ 
munistischen Parlamentsfraktion wer¬ 
den verletzt oder aufgehoben, kurz, bei 
jedem Angriff oder Übergriff auf die 
sogenannten demokratischen Freihei¬ 
ten, die von den bürgerlichen Verfas¬ 
sungen sanktioniert werden, hört man 
den Aufschrei: ,Das ist der Faschismus! 
Jetzt ist der Faschismus ausgebrochen! 4 
[...] Die Wirklichkeit sieht anders aus. 
Der Faschismus stellt eine besondere, 
spezifische Form der Reaktion dar, und 
es ist notwendig, dass wir genau erken¬ 
nen, was diese seine Besonderheit aus¬ 
macht. Man braucht nicht zu meinen, 
dass diese Untersuchung nur notwen¬ 
dig ist, um zu einer objektiven und wis¬ 
senschaftlichen Unterscheidung zu ge¬ 
langen. Sie ist ebenso unerlässlich, um 
ein politisches Ziel zu erreichen, um 
genau zu bestimmen, welche Haltung 
wir gegenüber der gegenwärtigen Form 
des Faschismus einnehmen müssen und 
vor allem, wie wir uns in Zukunft, wäh¬ 
rend der Periode der Vorbereitung und 
Entfaltung einer faschistischen Bewe¬ 
gung, zu verhalten haben.“ Soweit der 
Freund und Genosse Antonio Grams- 
cis. Die Klarheit seiner Ausführungen 
und ihre Übertragbarkeit auf die poli¬ 
tische Situation unserer Tage rechtfer¬ 
tigen die Ausführlichkeit des Zitates an 
dieser Stelle. 


Wie sieht es also, in diesem Lich¬ 
te betrachtet, aus mit Dobrindts Es¬ 
say? Parallelen zu Topoi der histori¬ 
schen Konservativen Revolution sind 
vorhanden. In Dobrindts Zeichnung 
der von der Bevölkerung Galaxi¬ 
en entfernten linken Meinungsdes¬ 
poten finden sich sanfte Anklänge 
an die „Herrschaft der Minderwer¬ 
tigen“, über die Edgar Julius Jung in 
den 1920er Jahren fabulierte. Dessen 
scharfe antiparlamentarische Kon¬ 
sequenzen will der Berufspolitiker 
Alexander Dobrindt jedoch sicher¬ 
lich nicht mitgehen. Es nimmt daher 
kaum Wunder, dass die authentischen 
Erben der Konservativen Revolution 
in Deutschland heute, das insbesonde¬ 
re um die neurechte Zeitschrift „Se¬ 
zession“ und das „Institut für Staats¬ 
politik“ gruppierte Netzwerk, das das 
intellektuelle Hinterland der AfD be¬ 
völkert, Dobrindts Essay für ein reich¬ 
lich lasches Dokument halten. Echos 
des von Zivilisationsekel geprägten 
Lamentos Oswald Spenglers über den 
„Untergang des Abendlandes“ findet 
man heutzutage eher bei Thilo Sar¬ 
razin und seinen periodisch auf den 
Markt geworfenen „Skandalbüchern“ 
und weniger in Dobrindts Aufruf zur 
„Wende“. Sein bürgerliches Manifest 
liest sich mehr wie ein bajuwarischer 
Aufguss des Neokonservatismus einer 
Lady Margaret Thatcher. Als Haupt¬ 
bezugseinheiten des sozialen Lebens 
figurieren bei Dobrindt das Individu¬ 
um und die Familie - etwas anderes 
gibt es laut Meistersoziologin That¬ 
cher ja auch gar nicht. Der Einzelne 
als Leistungsträger muss sich, so Do¬ 
brindt, entfalten können. Das dürfte 
weitere staatliche Massageeinheiten 
für die starken Schultern der Kapital¬ 
seite verheißen - und Schläge in den 
Nacken für alle anderen. Eingebettet 
wird dieses vermeintliche Freiheitsge¬ 
löbnis in ein Sicherheitsversprechen, 
das wohl eher einer Drohung gleich 
kommt. Das Ganze wird umrahmt von 
den Referenzsystemen „Marktwirt¬ 
schaft 44 , „Patriotismus 44 und „christ¬ 
lich-abendländische Leitkultur“. Wie 
Letztere dazu beigetragen haben soll, 
dass Mädchen den Sportunterricht 
besuchen dürfen - genau diesen Zu¬ 
sammenhang stellt der ehemalige Ver¬ 
kehrsminister nämlich allen Ernstes 
her -, wird vorerst Dobrindts Geheim¬ 
nis bleiben. Es sei denn, Slomka oder 
jemand anderes fragt mal bei Gele¬ 
genheit nach. 

Der rhetorische Trick, autoritäre 
Bestrebungen als Ausfluss von Volkes 
Wille zu verkaufen, ist ein alter bür¬ 
gerlicher Hut - und zugleich für sich 
genommen noch nichts spezifisch Fa¬ 
schistisches oder „Konservativ-Revo¬ 
lutionäres“. 

Grund zum Zurücklehnen gibt es 
deshalb noch lange nicht. Mit dem von 
der CSU auf ihrer Jahresklausur be¬ 
schlossenen Vorschlag, die seit dem 
G20-Gipfel im Juli durch den Äther 
geisternde Idee einer „europäische [n] 
„Extremistendatei - auch für Linksra¬ 
dikale“ tatsächlich praktisch anzuge¬ 
hen, zeigt sich, wohin Dobrindt und 
die Seinen möchten. Ob der media¬ 
le Schwung des Dobrindt-Papiers das 
Gewicht der „erkennbare[n] Volks¬ 
partei Deutschlands“ in den GroKo- 
Verhandlungen erhöhen wird, muss 
sich noch erweisen. Zumindest um¬ 
fragetechnisch hat sich seit der Bun¬ 
destagswahl für die Christsozialen we¬ 
nig getan. Derweil steht mit der AfD 
allerdings eine Oppositionspartei in 
den Startlöchern, die Dobrindts Stich¬ 
worte erfreut aufgreifen und ihn bei 
nächster Gelegenheit an diese erin¬ 
nern wird, um die Regierung vor sich 
her zu treiben - weiter nach rechts. 
Jenseits von Wahlterminen und Re¬ 
gierungsbildungen zeigt sich daher: 
die einzig vernünftige Antwort auf 
Dobrindts Ansinnen einer „bürger¬ 
lich-konservativen Wende“ bleibt als 
Ausbruch aus der Spirale der Stamo- 
kap-Dilemmata das Ringen um eine 
Wende zu sozialem und demokrati¬ 
schem Fortschritt. 



Alexander Dobrindt: Mit der AfD steht mittlerweile „eine Oppositionspartei in den Startlöchern, die Dobrindts Stichworte 
erfreut aufgreifen und ihn bei nächster Gelegenheit an diese erinnern wird, um die Regierung vor sich her zu treiben - wei¬ 
ter nach rechts.“ 
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Rassistisch 

Nach Demonstrationen gegen H&M in 
Südafrika hat die Modekette alle ihre 
Läden in dem Land vorübergehend 
geschlossen. Demonstranten protes¬ 
tierten vor etlichen H&M-Läden, an¬ 
geführt wurden die Aktionen von der 
Partei der „Econamic Freedom Figh¬ 
ters“. Die Partei ist drittstärkste Kraft 
im Parlament, und steht in vielen Pro¬ 
vinzen in Opposition zum ANC. H&M 
sei ein „rassistischer“ Laden, sagte 
Benjamin Disoloane von der Partei. 
Das schwedische Unternehmen hat¬ 
te für einen Kapuzenpullover mit der 
Aufschrift „Coolster Affe im Dschun¬ 
gel“ einen dunkelhäutigen Jungen mo¬ 
deln lassen und vergangene Woche da¬ 
für scharfe Kritik geerntet. Zwar hat 
sich H&M entschuldigt und das Bild 
zurückgezogen, aber die Provokation 
hat ein Medienspektakel gebracht, das 
übliche Werbung nicht erreicht hätte. 
Modehäuser und Modelabels geraten 
immer wieder mal mit Werbung in die 
Schlagzeilen, man denke an Benet¬ 
tons-Schockwerbung, an magersüchti¬ 
ge Mädchen, an eklige Baby-Fotos, but 
shock sells. 

Provokationen 

Auf der Frankfurter Buchmesse hat der 
Auftritt rechter Verlage zu Protesten ge¬ 
führt, nun haben sich mit Blick auf die 
Buchmesse in Leipzig Mitte März 45 
unabhängige Verlage unter dem Hash- 
tag #verlagegegenrechts zusammenge¬ 
schlossen. Mittlerweile gibt der Messe¬ 
katalog für Leipzig genügend Informa¬ 
tionen her, welche rechtspopulistischen 
Verlage sich für Leipzig angemeldet ha¬ 
ben. Auch wenn es Verlagen und Auto¬ 
ren nicht gefalle, dass die rechten Ver¬ 
lage sich auf den Buchmessen präsen¬ 
tieren, die Messeleitung meint, sie habe 
sich neutral zu verhalten. Unter den 45 
Verlagen, die sich in der Initiative soli¬ 
darisieren, ist kein einziger großer Ver¬ 
lag. Namen wie Suhrkamp, Rowohlt, 
Fischer oder die Bertelsmann-Gruppe 
sind nicht vertreten. „Wir haben durch¬ 
aus das Gespräch gesucht, die Verlage 
haben sich nicht angeschlossen“, heißt es 
von Seiten der Initiatoren. Geplant sind 
Diskussionsrunden auf der Messe über 
Meinungsfreiheit und darüber, wie weit 
Literatur als Kulturvermittler fungieren 
kann. Mit solch unverbindlichem Gere¬ 
de bedient man dann den Mainstream, 
die Rattenfänger und Demagogen wird 
das kaum beeindrucken. 

Agenda 

Zu den unerträglichen „Ergebnissen“ 
der Sondierungsgespräche von Uni¬ 
on und SPD gehört auch eine „Agen¬ 
da für Kultur und Zukunft“. Man will 
mehr Menschen den Zugang zu Kultur 
ermöglichen, unabhängig von Einkom¬ 
men und Herkunft, egal ob in Stadt oder 
Land. Das ist der Kernpunkt des Pa¬ 
piers im Bereich Kunst und Kultur, auf 
das sich beide Seiten in der Nacht zum 
Freitag verständigten. Zudem will sich 
eine mögliche große Koalition für den 
Erhalt von Meinungsfreiheit und Medi¬ 
envielfalt einsetzen. Den freischaffen¬ 
den Künstlern und Kreativen wird wei¬ 
terer sozialer Schutz zugesagt. „Mit ei¬ 
ner fortschrittlichen Kulturpolitik nach 
Innen und Außen fördern wir Dialog, 
Austausch, Verständigung und Koope¬ 
ration und stärken den Zusammenhalt 
in einer offenen und demokratischen 
Gesellschaft“, heißt es in dem insgesamt 
28-seitigen Papier. Trotz der Kulturho¬ 
heit der Länder soll ein „gesamtstaat¬ 
liches Bündnis“ helfen, den Zugang zu 
Kunst, Kultur, Bildung und Medien zu 
stärken und mehr Verteilungsgerechtig¬ 
keit zu erreichen. Die fast gleichen Sätze 
finden sich bereits im letzten Koalitions¬ 
vertrag von 2014, heißt also nichts ande¬ 
res als weiter zu wursteln, irgendwelche 
Leuchttürme zu finanzieren, die klam¬ 
men Kommunen mit ihren Büchereien, 
Theatern und Museen weiterhin alleine 
zu lassen. Schließungen also nicht ausge¬ 
schlossen und die Debatte über die Öf¬ 
fentlich-Rechtlichen Anstalten und ihre 
Umwandlung wird an Fahrt zunehmen. 
An den Hochschulbibliotheken geht die 
Private-Public-Partnership ungebremst 
weiter, der Zugang für Studierende und 
Wissenschaftler wird teurer und regle¬ 
mentiert. Herbert Becker 


Eine Kleinstadt am Pranger 

Martin McDonagh hat ein Soziogramm des „Bible Belt“ geschaffen 



V iel Aufmerk¬ 

samkeit haben 
die drei großen, 
schon arg zerfledderten 
Plakatwände am Rande 
einer Landstraße auch 
in ihren besseren Zei¬ 
ten kaum gehabt. Seit 
dem Bau des Highways 
ist der Verkehr auf der 
kaum noch befahrenen 
Straße zum Rinnsal ge¬ 
schrumpft - wer will 
schon nach Ebbing? Sie¬ 
ben Monate zuvor ist an 
genau dieser Stelle eine 
junge Bewohnerin von 
Ebbing von mehreren 
Männern vergewaltigt 
und lebendig verbrannt 
worden. Viel geredet 
wird darüber nicht in 
Ebbing. Die Tat blieb 
unaufgeklärt, aber auch 
das scheint niemanden 
im Ort mehr aufzuregen. Doch ur¬ 
plötzlich ist alles anders, und die drei 
Billboards (Werbeträger) sind in der 
Kleinstadt im US-Bundesstaat Missou¬ 
ri zum Gesprächsstoff Nr. 1 geworden. 
Mildred Hayes, die Mutter der Ermor¬ 
deten, hat sie für ein ganzes Jahr ge¬ 
mietet, um darauf ihre dreigeteilte Bot¬ 
schaft an nur einen einzigen Menschen 
zu richten: „Im Sterben vergewaltigt“ 
„Noch immer keine Festnahmen“ und 
„Wie kommt das, Sheriff Willoughby?“ 
Welch einen Stich ins Wespennest ihre 
Aktion für die Menschen in Ebbing 
bedeutet, davon handelt ein Film, der 
trotz seines sperrigen Titels „Three 
Billboards outside Ebbing, Missouri“ 
die Festivalpreise im Dutzend abge¬ 
räumt hat und nach dem vierfachen 
Triumph bei den Golden Globes auch 
als erster Anwärter bei der kommen¬ 
den Oscar-Verleihung gilt. 

Das zuvor verschlafen wirkende 
Ebbing erwacht mit Macht, und je hef¬ 
tiger sich Sheriff Willoughby und seine 
Truppe gegen Mildreds Plakataktion 
zur Wehr setzen, umso verbissener be¬ 
steht sie darauf, wenigstens bohrende 
Fragen zu stellen. Willoughbys Assis¬ 
tent, ein schlichtes, aber verschlagenes 
Gemüt namens Dixon, sieht in Mild¬ 


reds Plakaten gleich nichts Geringeres 
als eine Kriegserklärung und will ent¬ 
sprechend dagegen tätig werden. Wil¬ 
loughby selber, schon unheilbar vom 
Krebs gezeichnet und kurz vor der 
Pensionierung, versucht es mit Druck 
auf den Reklame-Verkäufer, der den 
Vertrag mit Mildred widerrufen soll, 
und selbst der katholische Priester des 
Ortes redet der wild entschlossenen 
Rebellin ins Gewissen - mit wenig Er¬ 
folg, denn die fragt ihn nur schnippisch, 
ob er nicht selber einer der Täter war. 
Was folgt, sind die üblichen Manöver 
und Gegenmanöver. Bald bleibt es 
nicht mehr bei harten Worten, es flie¬ 
gen Brandsätze und Molotow-Cock- 
tails, und mit jeder Steigerung der Ge¬ 
walt wird spürbarer, dass etwas faul ist 
in Ebbing, Missouri - und dass hinter 
der Bibelgläubigkeit und Rechtschaf¬ 
fenheit seiner Bürger ein Geheimnis 
steckt, dem Mildreds Plakatwände be¬ 
drohlich nahe kommen. 

Man könnte es für perfektes Ti¬ 
ming halten, denn Martin McDonaghs 
„Three Billboards ...“ kommt nun just 
zu einer Zeit in die Kinos in den USA 
und Europa, da der Skandal um Studio¬ 
mogul Harvey Weinstein jene Lawine 
von Missbrauchsvorwürfen, erzwunge¬ 


nen Rücktritten, vagen Dementis und 
weltweiten Kampagnen losgetreten 
hat, die nun seit Wochen die Traum¬ 
fabrik erschüttert. Allerdings hatte 
der britische Regisseur, Bühnen- und 
Drehbuchautor da seinen Film längst 
fertig. Der Ort der Handlung könnte 
dazu verführen, in ihm eine Art Spät¬ 
western zu sehen, komplett mit Cow¬ 
boy-Schurken und edler Rächerin. 
Aber McDonaghs Figuren passen so 
gar nicht in die Rollenklischees des 
Genres, dafür umso besser in ein sub¬ 
tiles Soziogramm des als „Bible Belt“ 
bekannten Südwesten der USA. Al¬ 
lesamt scheinen sie gebrochene, vom 
Leben gezeichnete Charaktere, für 
deren Seelenzustand die herunterge¬ 
kommenen Billboards zu Filmbeginn 
ein subtiles Symbol sein könnten und 
deren tiefere Beweggründe der Film 
höchstens andeutet. Der vom Schick¬ 
sal gebeutelten Mildred (die großartige 
Frances McDormand in ihrer größten 
Rolle) ist ihr gewalttätiger Mann mit 
einer 19-Jährigen davongelaufen, auch 
ihr Sohn hat den Schicksalsschlag nie 
verkraftet. Sheriff Willoughby (Rau¬ 
bein Woody Harrelson hier einmal fast 
sanft) wird bald der Krebs dahinraffen. 
Sein verklemmter Assistent Dixon 


(vielschichtig dargestellt 
von Sam Rockwell), der 
noch bei seiner Mutter 
lebt, ist selbst das Zerr¬ 
bild jener „White Supre- 
macy“ die mehr noch als 
der Alkohol seine Sinne 
vernebelt. 

Bei solch ernster 
Thematik mag man ein 
reißerisches Rachedra¬ 
ma oder ein existenzia- 
listisch drapiertes Me¬ 
lodram erwarten. Aber 
McDonagh hat schon 
in seinen beiden vorhe¬ 
rigen Filmen („In Bru- 
ges“ und „Seven Psy- 
chopaths“) gezeigt, wie 
man auch ernste Stoffe 
mit einer gehörigen Por¬ 
tion Witz und Humor 
erträglich macht. Seiner 
Hauptdarstellerin Fran¬ 
ces McDormand, die 
bislang eher durch kleinere Rollen in 
den Filmen der Coen-Brüder auf sich 
aufmerksam machte, hat er hier end¬ 
lich die große, in aller Tragik auch ko¬ 
mische Rolle geschrieben, auf die man 
schon lange wartete. Ihr Witz und ihre 
Schlagfertigkeit sind die Würze seiner 
Dialoge, die für eine gelungene Poin¬ 
te auch gerne mal die Grenzen der 
Political Correctness frech ignorie¬ 
ren. Darum hat man McDonaghs Fil¬ 
me gelegentlich in die Nähe der Filme 
von Quentin Tarantino gerückt. Doch 
mit dessen Zynismen und Gewaltor¬ 
gien haben seine Filme nichts zu tun, 
schon gar nicht dieses jüngste Meister¬ 
werk. Zwar bedient sich auch „Three 
Billboards ...“ mancher Versatzstücke 
des Genrekinos, so wenn die drei Bill¬ 
boards plötzlich in Flammen stehen 
und die verzweifelte Mildred nun auch 
von verbalen Vorwürfen zu ganz realen 
Flammenwürfen übergeht. Doch Mc¬ 
Donaghs Regie hält immer die Balan¬ 
ce der Stimmungen. Ein reifes Meister¬ 
werk des 48-jährigen Briten, dem die 
bisherigen (und die künftigen) Preise 
und Auszeichnungen hoffentlich das 
verdiente große Publikum bescheren 
werden. (Kinostart hierzulande ist am 
25. Januar) Hans-Günther Dicks 


Marijke liest Krimis 


Dauerregen im Kopf 

ln „Beton Rouge“ wird Scheiße immer von oben nach unten durchgereicht 


Hamburg im Regen. Eine junge Frau 
liegt verdreht auf der Fahrbahn. Die 
Haare, ein See um ihren Kopf, Blut 
fließt aus ihrer Seite, das Fahrrad liegt 
auf dem Grünstreifen. Chastity Riley, 
Staatsanwältin auf dem Abstellgleis, 
spricht mit einem Streifenpolizisten. 
Fahrerflucht. Der Mond sieht aus, als 
wäre ihm schlecht 

Ich weiß nicht warum Chastity auf 
dem Abstellgleis gelandet ist und ärge¬ 
re mich schon nach zweieinhalb Seiten, 
dass „Beton Rouge“ mein erster Krimi 
von Simone Buchholz ist. Da habe ich 
einiges nachzuholen, will ich ihre Hel¬ 
din besser kennenlernen. Jetzt aber lese 
ich den siebten Fall. Der, gelinde ge¬ 
sagt, absonderlich beginnt. 

Am Morgen nach der Fahrerflucht 
steht vor dem Gebäude des größten 
Hamburger Zeitschriftenverlages ein 
Käfig. Darin ein Mann, nackt und of¬ 
fensichtlich misshandelt. Auf dem Weg 
zu ihren Arbeitsplätzen gehen die Ver¬ 
lagsleute daran vorbei. Gaffend, spu¬ 
ckend. Es ist ihr Personalchef. Das gan¬ 
ze Szenario hat etwas Mittelalterliches 
und wiederholt sich drei Tage später. 
Diesmal hockt der Verlagsleiter drin. 
Riley wird mit den Ermittlungen be¬ 
traut. Kommissar Ivo Stepanovic ge¬ 
hört zur funky Spezialistentruppe vom 
LKA 44. Zuständig für alles Unübliche, 
Rätselhafte. Ein fast gutaussehender 
und extrem undurchsichtiger Typ. Mit 
dem wird sie Zusammenarbeiten. 

Simone Buchholz wählt eine für 
einen Krimi ungewöhnliche Erzähl¬ 


position. Ihre Heldin Chastity Riley. 
Ihr Ton ist ruppig und direkt. Lako¬ 
nisch, schnoddrig, kein Wort zu viel. 
Sehr norddeutsch hält sie alle auf Di¬ 
stanz. Sie raucht, säuft, schläft schon 
mal mit einer Kneipenbekanntschaft 
und ähnelt damit Doris Gerckes „Bel¬ 
la Block“. Nur, dass Chas sich mit Ge¬ 
fühlen, besonders ihren eigenen, nicht 


SIMONE 

BUCHHOLZ 



KRIMINALROMAN 


Simone Buchholz:„Beton Rouge“,Suhr¬ 
kamp Verlag, kart., 227 Seiten, 14,95 
Euro 

auskennt. Was sie leicht schwermütig 
macht und dennoch ziemlich schroff 
wirken lässt. Möwen greifen mir ans 
Herz . Ein paar Freunde geben ih¬ 
rem Leben das bisschen Halt, das sie 


braucht. Sind aber zur Zeit nicht son¬ 
derlich hilfreich, haben gerade selbst 
nicht unerhebliche Probleme. In Ri- 
leys Welt gerät einiges ins Wanken. Ein 
Barhocker ist auch nur ein Rollator. 
Stepanovic ist sozusagen ihr Spiegel¬ 
bild. Wie das Wetter auf St. Pauli, das 
ihr Innenleben spiegelt. Er: „Ich kom¬ 
me nicht aus der Gegenwart heraus.“ 
Sie:„Ich komme nicht mal dann einen 
Moment ran, wenn ich gerade drinste¬ 
cke. Ich bin immer weg von allem.“ 

Zunächst sieht für beide alles nach 
einem Racheakt der Beschäftigten aus. 
Gründe genug hätten sie. Seit Jahren 
löst eine Entlassungswelle die ande¬ 
re ab, werden Redakteure durch pre¬ 
kär arbeitende, „Freie“ ersetzt, weite¬ 
re Synergieeffekte gesucht, die die Be¬ 
legschaft selber finden soll. Die Bosse 
stopfen sich derweil die Taschen voll. 
Und die nächste Runde ist gerade ein¬ 
geläutet worden. Doch dann stellt sich 
heraus, die beiden „Opfer“ verbindet 
eine gemeinsame Vergangenheit, zu 
der auch der Vorstandsvorsitzende ge¬ 
hört. Der alsbald spurlos verschwin¬ 
det. 

Riley und Stepanovic erkunden 
Kindheit und Jugend der drei in ei¬ 
ner der Kaderschmieden der selbster¬ 
nannten Eliten. Hier wissen schon die 
Jungs, dass ihre ökonomische Besser¬ 
stellung Macht verleiht. Die sie weid¬ 
lich ausüben. Die Anderen lernen ihre 
eigenen Interessen nicht zu kennen. 
Sie werden versuchen durch Leistung 
ein Stück vom Kuchen abzubekom¬ 


men. Was schiefgehen muss. Schei¬ 
ße wird immer von oben nach unten 
durchgereicht. Das kennt Riley gut. Sie 
ist meist die, die sie entgegennehmen 
muss. Den eh schon Privilegierten hel¬ 
fen in der Internatszeit geschlossenen 
Freundschaften auf der Karriereleiter 
Sprosse um Sprosse nach oben. 

Was wie eine persönliche Rache¬ 
geschichte daherkommt ist in Chas- 
titys Augen Ausdruck des modernen 
Raubtierkapitalismus. Sie weiß, diese 
Gesellschaftsordnung bedeutet nicht 
nur ungebremste Profitmaximierung 
und Ausbeutung. Sie produziert auch 
Wohlstandsverwahrlosung. Eine Bour¬ 
geoisie, die glaubt sich alles herausneh¬ 
men zu können und damit nicht falsch 
liegt. Und sie muss erleben, dass die 
Wut deren Opfer sich in dem Versuch 
entlädt, es ihren Schindern gleichzu¬ 
tun. Sie rächen sich, sie kämpfen nicht. 

Simone Buchholz schreibt knapp, 
prägnant und immer auf den Punkt. 
Sie erzeugt Sprachbilder, die ebenso 
präzise wie poetisch sind. Sie bilden 
einen guten Kontrast zum unterkühlt 
trockenen Humor der Dialoge. Sie 
verehrt Raymond Chandler, würde 
gerne ihren Figuren etwas von seinen 
mitgeben. Den viel zu früh gestorbe¬ 
nen Jakob Arjouni bewundert sie des¬ 
halb für seinen Frankfurter Detektiv 
Kayankaya. In „Beton Rouge“ ist die 
Staatsanwältin Chastity Riley eine 
würdige Nachfolgerin von Philip Mar¬ 
lowe. Bee 
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Abgedreht und beigedreht 

Trump, das erste Jahr • Von Klaus Wagener 



US-Präsident Donald J. Trump feiert die mit der Verabschiedung des „Tax Cuts Act“ durchgesetzten Steuersenkungen für 
Superreiche mit Vize-Präsident Mike Pence, dem Mehrheitsführer der Republikaner im Senat, Mitch McConnell und dem 
Sprecher des Repräsentantenhauses, Paul Ryan (20. Dezember 2017) 


S hithole-Countries“ Es dürfte 
wohl nicht viele geben, die Do¬ 
nald Trump in der eigenwilligen 
Disziplin überlegen sind, die sich Auf¬ 
merksamkeitsökonomie nennt. Mit mi¬ 
nimalem Einsatz eine maximale Propa¬ 
gandawirkung zu erzielen. Trump dürf¬ 
te schon früh die Erfahrung gemacht 
haben, dass es im Geschäftsleben nicht 
auf distinguierte Zurückhaltung an¬ 
kommt, sondern darauf laut, aggressiv, 
großkotzig zu sein. Auffallen um jeden 
Preis, auch wenn nur heiße Luft dahin¬ 
ter steckt. Trump ist der typische aufge¬ 
blasene Blender. 

Man kann allerdings nicht sagen, 
dass er erfolglos ist. Er hat es immer¬ 
hin zu einem Milliardenvermögen 
und ins Weiße Haus geschafft. Wäh¬ 
rend sich die etablierten Gegner noch 
empört abmühen zu belegen, war¬ 
um die „Shithole-Countries“ gar kei¬ 
ne „Shithole-Countries“ sind, dürfte 
Trump bei jenen, denen das anmaßen¬ 
de Washingtoner Establishment schon 
immer zuwider war und denen jene un¬ 
bekannten Staaten herzlich egal sind, 
zu deren „Demokratisierung“ Billio¬ 
nensummen verbraten werden, nicht 
schlecht gepunktet haben. Man muss 
nicht „Everybody’s Darling“ sein wol¬ 
len. 

Es dürfte wohl keinen US-Präsi- 
denten gegeben haben, der sich eines 
so breiten und so massiven Unwertur¬ 
teils von linken Aktivisten bis rechten 
Atlantikern, von linker Antifa über 
die „liberalen“ Mainstream-Medien 
bis zum mächtigen US-Geheimdienst- 
komplex erfreut. Wenn es denn real 
eine Querfront gibt, dann ist es die ge¬ 
gen Donald Trump. Mit dieser Nega¬ 
tivfigur lässt sich sowohl die deutsche 
Aufrüstung wie auch das Einschwen¬ 
ken vormals sich links Wähnender auf 
marktradikale Positionen begründen. 
Dennoch, er wurde nicht nur gewählt, 
er hat auch das erste Jahr im Amt über¬ 
standen. 

Das war zu Beginn keineswegs si¬ 
cher und es gilt auch jetzt nicht als aus¬ 
gemacht, dass er seine Amtszeit auch 
zu Ende bringt. Wobei seine Chancen 
dadurch gestiegen sind, dass er sich (s. 
Nationale Sicherheitsstrategie (NSS 
2017)) weitgehend dem bellizistischen, 
geostrategischen und wirtschaftslibera¬ 
len Washingtoner Mainstream angenä¬ 
hert hat. Trump hat gelernt, was geht 
und was nicht. 

Globalisierung 

Die US-Ingenieursvereinigung 
(ASCE) hat in ihrem 2017-Report 
eine Investitionslücke von 1,5 Bio. 
Dollar für den Zeitraum bis 2025 al¬ 
lein für die US-Infrastruktur festge¬ 
stellt. Allein die Verluste, verursacht 
durch Verspätungen im maroden und 
überlastetenVerkehr werden mit 120 
Mrd. Dollar jährlich beziffert. Ähn¬ 
lich katastrophale Werte gibt es für 
das Gesundheits- und das Bildungs¬ 
system. 43 Mio. Amerikaner leben of¬ 
fiziell in Armut. Seit 2001 haben die 
USA 42 000 Fabriken und 5,5 Mio. 
Industriearbeitsplätze verloren. Nur 
noch ein Zehntel des US-BIP wird in 
der Industrie produziert. 

Der (relative) Wohlstand der US- 
Mittelschicht war zuletzt auf einer 
spekulativ abgesicherten Schulden¬ 
blase aufgebaut. Mit dem Platzen der 
Spekulation wurden die Schulden real 
und zig Millionen stürzten in die Ar¬ 
mut, verloren alles. Während die Ban¬ 
ken gerettet wurden, stellten die Ge¬ 
richte Zwangsvollstreckungsurteile 
am Fließband aus. 

Der „Globalisierungsprozess“ 
kennt auch in den USA Gewinner 
und Verlieren. Während Wall Street 
sich große Teile der globalen Mehr¬ 
wertproduktion aneignen konnte und 
glänzend verdiente, verarmte der Mit¬ 
telstand, verrottete die Infrastruktur, 
überschuldete sich der Staat. Trump 
hatte sich im Wahlkampf zum Sprach¬ 
rohr der Verlierer gemacht: „Ich bin 
eure Stimme“, hämmerte er ihnen im¬ 
mer wieder ein. „Ich bin bei euch! 
Ich kämpfe für euch! Ich gewinne für 


euch! Wir werden Amerika stark ma¬ 
chen! Wir werden Amerika stolz ma¬ 
chen! Wir werden Amerika sicher ma¬ 
chen! “ Und dann: „We make America 
great again.“ 

Barack Obama hatte den Wechsel 
versprochen. Er war ausgeblieben. 
Die Reichen wurden noch reicher, 
die Armen noch ärmer, die Kriege 
noch mehr und Guantänamo blieb. 
Seit 1987 akkumulierten die USA 
ein Leistungsbilanzdefizit von 13,5 
Billionen Dollar. Allein im Handel 
mit China ein Defizit von rund 5 Bio. 
Dollar. Entsprechend stieg notwendig 
die Verschuldung. Die USA als end¬ 
los kreditschöpfender, globaler Kon¬ 
sument, das ist die „Zukunftsvision“ 
der Merkantilisten und Freihandels¬ 
fanatiker rund um den Globus. Trump, 
als „Stimme der Vergessenen“, hat das 
Problem benannt, was ihn nicht be¬ 
liebter gemacht hat, allerdings ohne 
die Fähigkeit zu haben, es strukturell 
lösen zu können. Als hilfloser, intrin¬ 
sischer Ausweg bleiben Steuersenkun¬ 
gen, Deregulierungen, und die De¬ 
montage des Umweltschutzes. 

Russia-Gate 

„Ein gutes Verhältnis zu Russland ist 
eine gute Sache, keine schlechte. Nur 
dumme Menschen, oder Idioten wür¬ 
den denken, dass es etwas Schlechtes 
ist“, twitterte der neu gewählte Präsi¬ 
dent vor einem Jahr, „Wir haben ge¬ 
nügend Probleme in der Welt, ohne 
noch ein zusätzliches.“ Und als rei¬ 
che das noch nicht: „Beide Länder 
werden, möglicherweise, Zusammen¬ 
arbeiten, um einige der größten und 
drückendsten Probleme der Welt zu 
lösen.“ 

Was sich plausibel anhört war et¬ 
was fundamental anderes als der ver¬ 
schärfte Konfrontationskurs, den der 
geheimdienstlich-militärisch-industri- 
elle Komplex mit Hilfe der Kampf¬ 
medien und der Obama-Regierung 
durchgesetzt hatte und was mit Hilla¬ 
ry Clinton fortgeführt werden sollte. 
Trump gilt in den Mainstream-Medien 


seitdem als so etwas wie ein Einfluss¬ 
agent des Ultrabösewichtes Wladimir 
Putin. Da nicht zugegeben werden 
kann, dass sich der Wahlerfolg Donald 
Trumps in erster Linie auf die katas¬ 
trophale sozio-ökonomische Bilanz 
der vom Partei-Establisment beider 
Parteien vorangetriebenen neolibe¬ 
ralen Gegenreformation beruht, muss 
der Kreml, die üble Hinterlist finsterer 
russischer Hacker, im Spiel gewesen 
sein. Die arme, so aufrichtige Hillary 
(„We came, we saw, he died“) ist ein 
Opfer. Trump ein Betrüger und Putin 
der Puppenspieler. Obwohl trotz ihrer 
globalen Totalüberwachung die NSA 
auch nach mehr als einem Jahr kei¬ 
nen Beleg für diese These geliefert hat 
und „Russia-Gate“ folglich auch nicht 
existiert, wird diese gewissermaßen 
staatlich verordnete Verschwörungs¬ 
theorie ungerührt in verschiedenen 
Varianten bis hin zu einem Sonderer¬ 
mittler am Kochen gehalten. 

Die Trump-Regierung stand von 
Anfang an unter gewaltigem Druck. 
Ein Druck, der auch durch die Infra¬ 
gestellung seiner mentalen Fähigkei¬ 
ten forciert wird. Die neueste Vari¬ 
ante ist das Werk des Skandalautors 
Michael Wolf, „Fire and Fury“. Zwar 
liefen bislang alle Impeachment-An¬ 
strengungen ins Leere, die letzte Ab¬ 
stimmung im Repräsentantenhaus 
scheiterte im Dezember 2017. Aber 
die Werkzeuge liegen bereit, sollte 
die Regierung substantiell gegen die 
Interessen des geheimdienstlich-mili- 
tärisch-industriellen Komplexes und 
von „Big Oil“ und „Big Money“ vor¬ 
zugehen versuchen. Und das dürfte 
Donald Trump und seiner Mannschaft 
auch durchaus klar sein. 

Geostrategie 

„Wir haben 6 Billionen im Nahen Os¬ 
ten ausgegeben“, sagte Trump, „wir ha¬ 
ben nichts bekommen. Wir haben uns 
nicht ein bisschen Öl gesichert.(...) 
„und derweil zerfällt unsere Infra¬ 
struktur.“ Das war nicht aus der Luft 
gegriffen. Das „Cost-of-War-Project“ 


des Watson Institute for Internatio¬ 
nal and Public Affairs an der Brown 
(Elite-)Universität, Rhode Island, 
beziffert die akkumulierten Kriegs¬ 
kosten für die US-Steuerzahler von 
2001 bis 2018 in einer detaillierten 
Untersuchung auf 5,6 Billionen Dol¬ 
lar. Gesamtkosten pro Steuerzahler 
also 23 386 Dollar. Dazu kommen 
die Budget-relevanten Zinskosten 
bis 2056 des nun 17 Jahre dauernden 
und kreditfinanzierten „Global War 
on Terror“ (GWOT), die mit mehr als 
7,9 Billionen Dollar beziffert werden. 
Alles bei konservativer Schätzung, es 
gibt auch weit höhere Zahlen. 

Die Niederlage der US- und Golf- 
staaten-unterstützten Halsabschnei¬ 
der im Syrienkrieg hat die - im impe¬ 
rialen Sinne - kontraproduktiven Wir¬ 
kungen des GWOT mehr als deutlich 
hervortreten lassen. Das Imperium ist 
dabei, das „Great Game“ im Nahen 
und Mittleren Osten zu verlieren. Die 
chinesische Initiative einer „Neuen 
Seidenstraße“ dürfte für die betroffe¬ 
nen Staaten ungleich attraktiver sein 
als die Destruktions- und Kriegspoli¬ 
tik des Imperiums. Inzwischen hat der 
GWOT laut „Cost of War“ 76 Staa¬ 
ten erreicht. Laut US-Special Opera¬ 
tion Command (SOCOM) operierten 
2017 in 149 Staaten US-Spezialeinhei- 
ten. In 75 Prozent aller Staaten welt¬ 
weit. Tendenz steigend. „Wir operie¬ 
ren und kämpfen in jeder Ecke der 
Welt“, prahlte SOCOM-Chef Ray¬ 
mond Thomas. Notwendiges Pendant 
des GWOT ist die Militarisierung des 
Imperiums selbst. 

Der permanente globale Krieg ist 
für die krebsartig gewachsene US- 
Kriegsmaschine natürlich eine unver¬ 
zichtbare Profitquelle, ein Arbeits¬ 
platz- und Karrieregarant für Millio¬ 
nen. Trump trug dem durch Aufnahme 
des Pentagon in die erste Reihe seines 
Kabinetts Rechnung und durch eine 
Aufstockung des Militärbudgets. Die¬ 
se wurde allerdings vom Kongress, der 
sich vom Präsidenten in Sachen Mi¬ 
litarismus nicht hatte ausstechen las¬ 


sen wollen, noch einmal deutlich auf 
824,6 Mrd. Dollar in 2018 gesteigert. 
Alles in allem kostet der US-Überwa- 
chungs- und Repressionsapparat deut¬ 
lich über eine Billion Dollar pro Jahr. 
Mehr als ein Viertel des mit 693 Mrd. 
Dollar (2017) zum großen Teil kredit¬ 
finanzierten Gesamtbudgets von 4,1 
Bio. Dollar. 

Zum Vergleich: Die Kosten für die 
medial gehypte Grenzmauer zu Me¬ 
xiko schwanken zwischen 8 und 40 
Mrd. Dollar. Schon heute gibt es dort 
ja schwer befestigte Grenzanlagen aus 
der Clinton-Ära. Die Zahl der Todes¬ 
opfer seit 1994 wird mit etwa 10 000 
ähnlich hoch beziffert, wie die der er¬ 
trunkenen Flüchtlinge im Mittelmeer. 
Es ist bezeichnend für die grassieren¬ 
de Bigotterie, dass genau jene, die für 
die real existierende unmenschliche 
Grenzmauer und ihre Opfer verant¬ 
wortlich waren, sich nun über Trumps 
zukünftige Mauer echauffieren. Glei¬ 
ches gilt natürlich für die Deutsch-EU, 
die mit dem Finger auf Trump zeigt, 
um ihre Toten im Mittelmeer und ihre 
Flüchtlings-Konzentrationslager in 
der Türkei vergessen zu machen. 

Trump hatte die Notwendigkeit 
zur Korrektur dieser strukturellen 
Überdehnung des imperialen An¬ 
spruchs deutlich markiert. Er ist bei 
der Realisierung klar gescheitert. 
Russland und China werden in der 
NSS wieder als strategische Heraus¬ 
forderer markiert. Auch die Liste der 
Schurkenstaaten von Venezuela über 
Kuba, Iran bis Nordkorea wurde wie¬ 
der mobilisiert. Festzuhalten ist aber 
auch, dass eine substantielle Auswei¬ 
tung der US-Kriegseinsätze, wie unter 
Bush und Obama, trotz aller Verbal¬ 
radikalität bislang noch nicht stattge¬ 
funden hat. 

Gescheiterter Korrekturversuch 

Die veränderte und sich rasch verän¬ 
dernde polit-ökonomische und geostra- 
tegische Lage erforderte schon längst 
eine Korrektur- bzw. eine Anpassungs¬ 
bewegung des Imperiums, will es nicht 
durch Überdehnung seiner Kräfte sei¬ 
nen Niedergang zusätzlich beschleu¬ 
nigen. Ein Korrekturversuch wie er 
traditionell von Links, von Seiten des 
Reformismus, oder von Rechts, sozial- 
paternalistisch (Bismarck), von Sei¬ 
ten der etablierten Eliten vorgetragen 
wird. Obwohl die bisherigen geostrate¬ 
gischen Konzepte gescheitert und die 
politökonomische Bilanz katastrophal 
ist, sind beide Seiten dazu erkennbar 
außerstande. 

Die Republikaner sind zu einer 
konzeptionslosen Partei des geostra¬ 
tegischen Bellizismus, einer perma¬ 
nenten Kriegsführung (GWOT) und 
einer neoliberalen Austeritätspolitik, 
der Bereicherung der Reichen und Su¬ 
perreichen verkommen. Die Demo¬ 
kraten waren sogar bereit, ihren aus¬ 
sichtsreichsten Kandidaten, Bernhard 
Sanders, zu demontieren, um nicht ein 
politökonomisches Reformprogramm 
unterstützen zu müssen. Stattdessen 
wurde mit Hillary Clinton eine durch 
Krieg, Korruption und Arroganz der¬ 
artig desavouierte Kandidatin - Dar¬ 
ling der Kriegsmaschine und des Gro¬ 
ßen Geldes - auf den Schild gehoben, 
dass nicht einmal das von den Medien 
barock ausgemalte Negativbild des Do¬ 
nald Trump ausreichte, um sie ins Wei¬ 
ße Haus zu hieven. 

Wie kaum anders zu erwarten, ver¬ 
fügt die bürgerlich-bornierte Trump- 
Regierung kaum über realistische Kon¬ 
zepte, noch über die gesellschaftliche 
Verankerung und die Möglichkeiten 
sie durchzusetzen. In ähnlicher Weise 
wie Sanders, von seiner eigenen Par¬ 
tei sabotiert, gelingen Donald Trump 
nur diejenigen Projekte, die sich der 
Zustimmung des Establishments er¬ 
freuen. Der Versuch, vermittels Twit- 
ter so etwas wie eine moderne Form 
von Bonapartismus zu installieren, hat 
zum einen im erkennbaren Dilettantis¬ 
mus und zum anderen an der enormen 
Macht der Mainstream-Medien seine 
Grenzen gefunden. 
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Neue deutsche Kolonialpolitik 

Die UZ im Gespräch mit Jörg Kronauer über die deutschen Interessen in Afrika 


Der Soziologe und Journalist Jörg Kronauer ist Redaktionsmitglied bei www.ger- 
man-foreign-policy.com und hielt auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz der Tages¬ 
zeitung „junge Welt“ in Berlin am vergangenen Wochenende einen Vortrag über 
„Deutscher Imperialismus von 1871 bis 2017, alte und neue Widersprüche bei den 
imperialistischen Hauptkräften. Und warum Fluchtursachen bekämpfen heißt: 
den Imperialismus bekämpfen“. 


UZ: Was sind die Interessen des deut¬ 
schen Monopolkapitals in Afrika heute? 

Kronauer: Es gibt unterschiedliche 
Ebenen. Es gibt nach wie vor an zen¬ 
traler Stelle die ökonomischen Inter¬ 
essen in Afrika. Die beziehen sich, wie 
das schon immer in kolonialen und 
neokolonialen Verhältnissen war, auf 
den Bezug von Rohstoffen auf der ei¬ 
nen Seite und auf der anderen Seite auf 
die Nutzung der Länder Afrikas als Ab¬ 
satzmarkt. Man muss dazu sagen, dass 
in den Gesamtbilanzen der deutschen 
Wirtschaft die Bedeutung Afrikas zu¬ 
rückgegangen ist. Im Export lag sie bei 
6 Prozent in den 1950er Jahren, heute 
liegt sie nur noch bei 2 Prozent. Zum 
Beispiel kommen 14,7 Prozent der Me¬ 
tallerze aus Afrika, nicht mehr. Das be¬ 
deutet, dass Afrika weiterhin eine Be¬ 
deutung hat als Rohstofflieferant und 
Absatzmarkt. Es hat allerdings an Be¬ 
deutung gegenüber anderen Gebieten 
verloren, was zu dem Desinteresse an 
Afrika in Deutschland beiträgt. Gleich¬ 
wohl ist es so, dass die Auswirkungen 
für die afrikanischen Staaten gleich ge¬ 
blieben sind, denn es findet nach wie 
vor, wenn auch von nicht ganz so hoher 
Bedeutung, eben die Ausbeutung der 
afrikanischen Länder statt. 

UZ: In den 1990 er Jahren wehrte sich 
Deutschland immer gegen einen Afri¬ 
ka-Einsatz des Eurokorps. Heute ist die 
Bundeswehr in Afrika aktiv. Was hat 
sich geändert? 

Kronauer: Ich denke, was sich geän¬ 
dert hat sind die innereuropäischen 
Verhältnisse. Das ist ein bisschen wie 
Bismarck gesagt hat, „Meine Karte 
von Afrika liegt hier in Europa“, und 
so ist es auch heute. In den 1990er 
Jahren war die Vormacht in Europa 
noch nicht endgültig geklärt. Frank¬ 
reich wollte das Eurokorps nach Afri¬ 
ka schicken, um dort für seine Interes¬ 
sen eine Verstärkung zu kriegen. Das 
hat damals das Auswärtige Amt immer 
ganz konsequent verhindert. Selbst die 
Kongo-Einsätze in den 2000er Jahren 
sind nach einem halben Jahr pünkt- 
lichst beendet worden, was man sonst 
von keinem Bundeswehreinsatz sagen 
kann. Geändert hat sich seit 2010/11, 
als die Machtfrage in Europa geklärt 



Jörg Kronauer 


war, dass Deutschland die Vormacht 
innehat und Frankreich allenfalls die 
Nummer zwei ist. Vor diesem Hinter¬ 
grund versucht die Bundesregierung 
deutsche Soldaten nach Afrika zu schi¬ 
cken, allerdings nicht um für französi¬ 
sche Interessen zu kämpfen, sondern 
um auf der Basis der gestiegenen eige¬ 
nen Macht jetzt die eigene Machtposi¬ 
tion in Afrika auszubauen. 

UZ: Die Bundesregierung hat mehrere 
Projekte angeschohen, Pro-Afrika und 
Marshallplan für Afrika zum Beispiel. 
Was steckt dahinter? 


Kronauer: Da steckt eigentlich ein 
doppeltes Bemühen dahinter. Auf 
der einen Seite versucht man, in Afri¬ 
ka insgesamt wieder stärker aktiv zu 
werden, um die eigene Rolle zu stär¬ 
ken, um die Fluchtbewegungen nach 
Europa einzudämmen, das ist der eine 
Punkt. Und der zweite Punkt ist, dass 
Deutschland bei der Nutzung Afrikas 
als Niedriglohnstandort im internati¬ 
onalen Vergleich stark zurückgefallen 


ist. Vor allem China wird immer stär¬ 
ker in Afrika. Und die Bundesregie¬ 
rung fürchtet, dass ihr in Afrika die 
Felle davonschwimmen. Was für eine 
Regierung, die Weltmachtpolitik be¬ 
treiben will, ein schwerer Rückschlag 
wäre. Insofern versucht sie im Moment 
dort wieder Boden gutzumachen, deut¬ 
sche Investitionen zu stärken. Das ist 
der erklärte Hintergrund dieser ver¬ 
schiedenen Programme. 

UZ: Das trifft in Europa nicht nur auf 
Gegenliebe, wie man am Beispiel der El¬ 
fenbeinküste sieht. 

Kronauer: Genau. Es ist in der Elfen¬ 
beinküste so, dass Frankreich nach wie 
vor sehr starken Einfluss hat. Dazu 
greift es auf seine neokolonialen Netz¬ 
werke zurück, wie das in vielen Län¬ 
dern der Frangafrique (Begriff, der 
die Politik Frankreichs gegenüber sei¬ 
nen ehemaligen Kolonien in Afrika seit 
Charles de Gaulle beschreibt, Anm. d. 
Red.) der Fall ist. Frankreich hat immer 
versucht, das Erstarken des deutschen 
Einflusses in der Elfenbeinküste, die ei¬ 
nes der Wirtschaftszentren Westafrikas 
ist, zu verhindern. Darüber hat sich die 
deutsche Industrie immer beschwert 
und Frankreich wird sicherlich auch 
weiterhin versuchen, seinen Einfluss 
in der Elfenbeinküste aufrecht zu er¬ 
halten auch gegen die deutschen Ver¬ 
suche, da stärker zu werden. 

UZ: Wie geht der deutsche Imperialis¬ 
mus damit um, dass China immer stär¬ 
ker wird in Afrika und dort ein anderes 
Konzept fährt? 

Kronauer: China wird erst mal natür¬ 
lich als Konkurrenz gesehen, dann auch 
als Gefahr in Afrika, einfach weil der 
chinesische Einfluss in Afrika immer 


stärker wird. China wird deswegen pro¬ 
pagandistisch angegangen. Es wird hier 
in diesem alten kolonialen Zentrum 
immer China als Kolonialmacht in Af¬ 
rika beschimpft, was wirklich bemer¬ 
kenswert ist. Dann gibt es eben auch 
Versuche, wie jetzt die jüngsten Initiati¬ 
ven der Bundesregierung, selbst wieder 
stärker in Afrika aktiv zu werden. Die 
eigene Wirtschaft soll besser unterge¬ 
bracht werden, um die eigenen Positi¬ 
onen gegenüber China zu stärken. Es 
ist inzwischen punktuell auch so, dass 
Deutschland sogar mit China zusam¬ 
menarbeitet, um die eigenen Positio¬ 
nen zu stärken. Es gibt Initiativen im 
entwicklungspolitischen Bereich, wo es 
deutsch-chinesische Absprachen gibt. 


Deutschland hängt sich an China dran. 

UZ: Deutschland war ja auch in Chi¬ 
na als Kolonialmacht aktiv und hat dort 
ähnliche Verbrechen begangen wie in 
seinen afrikanischen Kolonien. Hindert 
das die Zusammenarbeit? 

Kronauer: In China hat niemand ver¬ 
gessen, welche Rolle die europäischen 
Kolonialmächte gespielt haben. Und 
ich denke auch, den Verantwortlichen 
in China ist völlig klar, wie das Deut¬ 
sche Reich damals in Qingdao (Tsing- 
tao) gewütet hat und was für ein Ras¬ 
senregime es dort errichtet hat. Ich 
würde die chinesische Politik so ein¬ 
schätzen, dass sie eine pragmatische, 
klar auf heute gerichtete ist, aber mit 
einem historischen Bewusstsein. Man 
macht sich nichts vor, welches Gewalt¬ 
potenzial in den kolonialen oder neo¬ 
kolonialen Mächten Europas steckt. 
Aber man arbeitet, wo es nötig ist, 
durchaus mit ihnen zusammen. 

UZ: Was waren denn die besonderen 
Merkmale dieser Kolonialherrschaft in 
Afrika? 

Kronauer: Es war ein brutales rassisti¬ 
sches Regime, das dort errichtet wor¬ 
den ist. Ein gewalttätiges Alltagsregime 
mit Prügelstrafen, das die Leute hart 
bestrafte und die Menschen in Ketten 
zur Zwangsarbeit schickte. Daneben ist 
es so gewesen, dass sehr brutale Krie¬ 
ge geführt worden sind. Der noch be¬ 
kannteste ist der Herero-Aufstand und 
seine Niederschlagung ab 1904, die 
dann in den Genozid an den Herero 
und Nama mündete. Das war der erste 
Genozid des 20. Jahrhunderts, den die 
Deutschen begangen haben. Weniger 
bekannt, aber auch fürchterlich verhee¬ 
rend ist die Kriegführung in Ostafrika. 


Die Deutschen haben seit den 1890er 
Jahren vor allem im Maji-Maji-Krieg 
ab 1905 eine Strategie der verbrannten 
Erde betrieben. Das heißt: zivile Dör¬ 
fer überfallen, beschossen, abgebrannt, 
Männer ermordet, Frauen und Kinder 
zur Zwangsarbeit verschleppt und in 
die Sexsklaverei getrieben. Dinge, bei 
denen man schon so ein bisschen eine 
Vorahnung kriegt von der Partisanen¬ 
bekämpfung im 2. Weltkrieg, wenn man 
so will. 

UZ: Wie geht die Bundesrepublik mit 
ihrem Erbe heute um? 

Kronauer: Sie versucht es zu vergessen, 
so weit wie möglich. Das ist nicht allzu 


schwierig, denn die Öffentlichkeit weiß 
es nicht und die afrikanischen Staaten 
haben nicht die Macht, die notwendig 
wäre, um Deutschland zu irgendetwas 
zu zwingen. Es gibt Klagen aus Nami¬ 
bia von den Herero, aber die Bundesre¬ 


gierung versucht diese einfach auszuhe¬ 
beln. Der Berliner Justizsenator nimmt 
die Prozessunterlagen einfach nicht an, 
weil nach Auffassung der Bundesregie¬ 
rung Zivilisten nicht bei ausländischen 
Gerichten gegen den deutschen Staat 
klagen dürfen. 

Daneben gibt es das Projekt, eine 
Zukunftsstiftung zu errichten. Ähnlich 
wie den deutsch-griechischen Zukunfts¬ 
fonds, wo kleine Entwicklungsprojekte 
gestartet werden, deutsche Solarener¬ 
gie für Herero-Dörfer und Ähnliches, 
und wo ein bisschen Erinnerungskultur 
betrieben wird. Man fördert Gedenk¬ 
stätten und Buchpublikationen über die 
deutsche Kolonialzeit, bringt ein paar 
deutsche Historiker und Historikerin¬ 


nen in Lohn und Brot, aber die Nach¬ 
fahren der Opfer haben faktisch nichts 
davon, außer ein paar warmen Worten 
und vielleicht einer Tasse Kaffee bei der 
Eröffnung der Gedenkstätte. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Too old to rock’n Roll 
Tooyoung to die. 

Jethro Tüll 

Hiermit tun wir unseren geneigten Lesern Kund, 
dass unser Genosse 

Manfred Idler 

am 23. Januar das 

70. 

Lebensjahr vollendet. 

Lieber Manfred, dein Wunsch war es, im Alter in der 
Küche zu sitzen und Recht zu haben. Nun sitzt du aber 
immer noch in der UZ-Redaktion und hast Recht. 
Das freut uns, unsere Leserinnen und Leser 
und dich hoffentlich auch ein wenig. 

Alles erdenklich Gute wünschen dir 
die Redakteurinnen und Redakteure der UZ 



Foto: Bundeswehr 


Soldaten der Bundeswehr patroullieren in Mali 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Gerda Mies 

die am 6. Januar im Alter von 88 Jahren verstorben ist 

Nach der Neukonstituierung der DKP im Oktober 1968 
kam Gerda mit Ihrem Mann Herbert und ihren drei Kin¬ 
dern von Berlin (DDR) nach Mannheim. 

Obwohl für sie als DDR-Bürgerin hier alles fremd war, 
beteiligte sie sich sofort aktiv an der Arbeit der Partei in 
Mannheim. Gerda war erst im Gruppenvorstand Wald¬ 
hof/Gartenstadt, dann auch im Kreisvorstand als Verant¬ 
wortliche für Öffentlichkeitsarbeit tätig. 

Als ihr Mann Herbert im Jahr 1973 zum Vorsitzenden der 
DKP gewählt wurde, war ein Umzug nach Düsseldorf un¬ 
vermeidlich, wo sie sich natürlich sofort wieder an der 
Parteiarbeit beteiligte. 

Im Jahr 1990 kehrten Gerda und Herbert zurück nach 
Mannheim-Schönau. Auch wenn es ihr Heimatland, die 
DDR, nicht mehr gab, war sie trotzdem vom Sieg des 
Sozialismus überzeugt und kämpfte weiterhin für die 
Partei sowohl im Gruppenvorstand als auch bei der Kul¬ 
tur- und Interessengemeinschaft Schönau und der AWO. 

Gerda wird uns immer als kluge, aber auch emotional 
kämpferische Genossin in Erinnerung bleiben. 

Unsere Anteilnahme gilt ihren Kindern Helga, Doris und 
Frank und ihren Enkelkindern und Urenkeln. 

Wir nehmen Abschied von Gerda am Dienstag, dem 23. 
Januar um 13 Uhr, auf dem Friedhof Mannheim-Sand¬ 
hofen. 

DKP-Kreisvorstand Mannheim 
DKP-Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
DKP Parteivorstand 


Ein Traum ist unerlässlich, 
wenn man die Zukunft gestalten will 
Victor Hugo 

GERDA MIES 

geb. Eichler 

* 18. 4. 1929 + 6. 1. 2018 

Wir sind sehr traurig, ln großer Dankbarkeit. 

Deine Kinder, Enkel und Urenkel 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung 
findet am 23.1. 2018 um 13 Uhr in der Trauerhalle des 
Friedhofs Mannheim-Sandhofen statt. 


„Alle Erinnerung ist Gegenwart... 

Wir trauern um Gerda, 
unsere Oma 

die mit ihrem Humor 
und all ihrer Herzlichkeit, 
ihrem Lachen und ihrer Liebe 
uns unvergessen bleibt. 

Anja Mletschkowsky mit 
deinen Enkeln Nele und Hanna 


Für das neue Jahr 2018 

wünschen wir unserer DKP 

Einheit - Geschlossenheit - Solidarität 

DKP Unterfranken 



Wo Ferien noch Ferien sind - 

auf dem Hollerhof 


Die Stiftung kultureller Förderung und Bewahrung 
des Lebenswerkes von Dietrich und Christel Kittner 

betreibt den Hollerhof im Sinne der Kittners weiter. Sie för¬ 
dert kulturelle Initiativen und vermietet die Ferien wohn uri¬ 
gen an der slowenischen Grenze in der Südoststeiermark. 
Rundum Natur pur - viel Ruhe * Radlerparadies * zwei 
Thermalbäder 4 km entfernt * 3 komfortable Ferienwoh¬ 
nungen (93 bzw, 63 qm) für 2-5 Personen mit Kittners 
Bibliothek von etwa 10000 Büchern 

Anfragen, Buchungen und Nachrichten: 

Christel und Dietrich Kittner-Stiftung 
Dedenitz 6, A-849Q 8ad Radkersburg (Österreich) 
Telefon: (0043)3476 20525 
E-Mail: hollerhof@hollerhof.at 
Internet: https://hollerhof.at 




Als sie nun aus war, ließ man in die Erde sie 
Blumen wachsen, Falter gaukeln darüber hin ... 

Sie, die Leichte, drückte die Erde kaum 

Wieviel Schmerz brauchte es, bis sie so leicht ward! B. Brecht 

Wirtrauern um 

Gerda Mies 

18.4.1929-6.1.2018 

deren Kampf um Frieden, Gerechtigkeit und eine 
Welt ohne Ausbeutung nicht umsonst war. 

Denn so wie es ist , kann es nicht bleiben! 

Helga Mies und Mathias Reichert 
gemeinsam mit Angehörigen und 
Freunden 

Die Beerdigung findet am Dienstag, den 23.1.2018, 
um 13 Uhr auf dem Friedhof Mannheim-Sandhofen statt. 
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Monatlich authentische 
Informationen aus Kuba 
und Lateinamerika! 


nDie Schlechten fürchten deine Klaue 
Die Guten freuen sich der Grazie 
Derlei 

Hörte ich gern 
Von meinen Werken " 

Frei nach B. Brecht 

Lieber Zingerl 

zu deinem 85.Geburtstag schicken wir Dir herzlich 
rote Grüße nach FFB ! 

Wir wünschen Dir an der Seite Deiner lieben Ingrid allzeit 
gute Gesundheit, kreative Schaffenskraft und weiterhin 
den klaren Blick auf die Ungerechtigkeiten dieser Welt 
und ihre Hintergründe - und Erfolg bei der Suche nach 
dem „winzigen Stein der Hoffnung!" 

Deine Freundinnen und Freunde, Genossinnen und 
Genossen der dkp München, Südbayern und darüber hinaus 



Manfred Idler 

wird 70 

Manfred, obwohl er ein Schwab ist, ist aus der politischen 
Arbeit im Rheinland und der ganzen Welt nicht wegzu¬ 
denken. 

Es war ein großer Schritt für ihn, erst aus Schwaben weg, 
dann die Arbeit bei Plambeck und zuletzt bei der UZ. Wir 
wünschen ihm noch viele interessante und schöne Rei¬ 
sen als Mitglied der internationalen Kommission der DKP, 
damit wir dann seine aufschlussreichen Berichte hören 
können. 

Wir wünschen ihm viele Besuche von kulturellen Veran¬ 
staltungen und Ereignissen, damit wir seinen Rat und sei¬ 
ne Hilfe in der Kulturarbeit und in der Vorbereitung des 
UZ-Pressefestes nutzen können. 

Wir wünschen ihm Zeit für die Kleinarbeit in der Gruppe, 
wo er sich immer aktiv einbringt. 

Wir wünschen ihm Gesundheit, damit er noch lange mit 
seiner Familie, besonders mit seiner Frau Walli und seinen 
Enkeln, eine schöne Zeit verbringen kann. 

Also, alles Gute, viel Spaß am Leben und mach weiter so! 

DKP Kreis Neuss 
DKP Parteivorstand 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
vwvw.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

wflw.tai4ni4ttM.df i; um. am. wm 


Ökofaof im Oliv^entiBm» 
weiter Bück, Stille; 
große Kelle Zimmer, 
viele gute Glichen 
Hau* oder Häuschen; 
Kinderparadies, 



DER NEUE UZ SHOP! uzshop.de 
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Schaut mal rein. 

Es ist wirklich 
schrecklich einfach! 
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Leserbriefe / Termine / Kommunalpolitik 


Freitag, 19. Januar 2018 


Straßenbeiträge beschlossen 

Die Umverteilung in Mörfelden-Walldorf geht weiter 



Die Bürgeraktion „Gemeinsam gegen Straßenbeiträge“ in Mörfelden-Walldorf 
übergab fast 2 600 Unterschriften im Rathaus Walldorf an Bürgermeister Heinz- 
Peter Becker und den Ersten Stadtrat Burkhard Ziegler. 


Termine @unsere-zeit.de 


Am 19. Dezember 2017, kurz vor Weih¬ 
nachten, gab es eine Stadtverordne¬ 
tenversammlung, deren Ergebnisse 
wir spüren werden. Neben den in der 
Bevölkerung breit abgelehnten Stra¬ 
ßenbeiträgen kam die Erhöhung der 
Abwassergebühren auf die Tagesord¬ 
nung. Der erneute Griff in die Taschen 
der Einwohner wurde mit der Mehr¬ 
heit der Stadtkoalition beschlossen. 

In der „großen“ Politik wird seit 
Jahren beklagt, dass wir in einem rei¬ 
chen Land leben, sich aber immer¬ 
zu die Schere zwischen Arm und 
Reich weiter öffnet. Man nennt es 
auch Elmverteilung von unten nach 
oben. Vor Ort wird die gleiche Poli¬ 
tik vollzogen. Viele Stadtverordnete, 
auch Sozialdemokraten, wissen von 
dieser EFmVerteilung. Als es um den 
sogenannten Schutzschirm ging, hat 
es die SPD-Spitze richtig formuliert 
und wir wiederholen es gern: „Der 
Schutzschirm ist ein mieses und er¬ 
presserisches Spiel der Landesre¬ 
gierung“, meinte Thorsten Schäfer- 
Gümbel, und Gerold Reichenbach 
(damals SPD-MdB) sagte: „Praktisch 
wird beim Schutzschirm nur Geld von 
unten nach oben verschoben.“ Das al¬ 
les stimmt und es gilt auch für die ge¬ 
samte Entwicklung in unserer Stadt 
in den letzten Jahren. Dazu gehören 
die Einführung der Straßenbeiträge 
und die ständigen Erhöhungen kom¬ 
munaler Abgaben, die im Parlament 
unserer Stadt erfolgten. 

Wir meinen: Es reicht! Die Stadt 
hat noch keinen neuen „Sozialbericht“ 
vorgelegt. Er wird aber belegen: Die 


Nach Auffassung der DKP haben SPD 
und Grüne nicht ernsthaft die Möglich¬ 
keit eines späteren Haushaltsausgleichs, 
ohne Anhebung der Grundsteuer, ge¬ 
prüft. Die DKP wirft dem Kämmerer 
vor, die Parteien über die Möglichkei¬ 
ten eines Aufschubs des Haushaltsaus¬ 
gleichs falsch informiert zu haben. 

Herr Loeven hat stets behauptet, 
dass es bisher keiner Kommune, die 
dem Stärkungspakt beigetreten ist, 
eine Verschiebung des Haushaltsaus¬ 
gleichs gestattet wurde. In diesem Zu¬ 
sammenhang hat Herr Loeven stets 
auf das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Arnsberg gegen die Stadt Altena hin¬ 
gewiesen. 

In dem Urteil verweist das Gericht 
auf andere Kommunen, indem es im 
Urteil ausführt: „Soweit anderen Stär¬ 
kungspaktkommunen seitens der jewei¬ 
ligen Bezirksregierungen ein Aufschub 


Armut macht um unsere Stadt keinen 
Bogen. Wer die Berichte aus der hie¬ 
sigen „Speisekammer“ zur Kenntnis 
nimmt, wer weiß, wie die Stimmung in 
unserer Stadt ist, hätte als Abgeord¬ 
neter, der seinen Wählern verpflichtet 
sein sollte, zu dem neuen Griff in die 
Taschen der Bürgerinnen und Bürger 
nur „Nein“ sagen dürfen. Die Bürger¬ 
aktion „Gemeinsam gegen Straßen¬ 
beiträge“ in Mörfelden-Walldorf hat 
fast 2 600 Unterschriften gesammelt 
und übergeben. Es gab Proteste im 
großen Saal des Bürgerhauses. Seit 
den Zeiten, als es um die Startbahn- 
West ging, gab es kein Thema, das den 
Saal so füllte. 


des Haushaltsausgleichs ... zugebilligt 
bzw. in Aussicht gestellt wurde ...“ Die¬ 
se Ausnahmen hat es also gegeben! An 
anderer Stelle führt das Gericht selbst 
aus: „Darüber hinaus lässt der § 8 Abs. 
2 Stärkungspakt Gesetz ausdrücklich 
Raum dafür, bei nicht absehbaren und 
von der Gemeinde nicht zu beeinflus¬ 
senden erheblichen Veränderungen 
der finanziellen Situation der Gemein¬ 
de eine Anpassung des Haushaltssanie¬ 
rungsplanes zu genehmigen, so dass die 
... normierten Pflichten zum terminge¬ 
rechten Haushaltsausgleich nicht aus¬ 
nahmslos bestehen und eine Über¬ 
schreitung der vorgesehenen Fristen 
nicht ohne jede Rücksicht auf die kon¬ 
kreten Umstände stets die Bestellung 
eines Beauftragten (Sparkommissars) 
zur Folge hat.“ 

Auch die Darstellung des Kämme¬ 
rers in der Pressemitteilung der Stadt, 


Gelernt haben die Verantwortli¬ 
chen nichts. Sie ignorierten die Unter¬ 
schriften und drückten die Straßenbei¬ 
träge durch. Und obendrauf noch die 
Kanalgebührenerhöhung. Es gab nicht 
ein entgegenkommendes Zeichen an 
die Bürgerinnen und Bürger. Es gab 
keinen Versuch, auf die Vorschläge 
der Bürgeraktion einzugehen. Auch 
keinen Gedanken, mit der Rüssels- 
heimer SPD solidarisch zu sein. Man 
hat neue Abgaben beschlossen, von 
denen keiner weiß, wie hoch sie aus- 
fallen werden. 

Aus „blickpunkt“ Zeitung der DKP 
für Mörfelden-Walldorf Januar 2018 


erst nach Bestellung eines Sparkom¬ 
missars könne eine Klage gegen die 
Bezirksregierung eingereicht werden, 
entspricht nicht den Tatsachen. Die 
Möglichkeit des § 8 Abs. 2 des Stär¬ 
kungspakt Gesetzes sieht ausdrücklich 
keinen Sparkommissar vor. 

DKP-Ratsherr Michael Gerber: 
„Verwaltungsspitze, SPD und Grüne 
handeln nach dem Motto: Angst essen 
Seele auf! Statt sich als Anwalt der Bür¬ 
ger zu verstehen und auch einen Kon¬ 
flikt mit der Bezirksregierung nicht zu 
scheuen, wird der bequeme Weg be¬ 
schritten und den Bürgern tief in die 
Taschen gegriffen. Die Stadt muss die 
Fessel des Stärkungspakts beenden. Die 
Ignorierung des Bürgerwillens mit über 
10 000 Unterschriften gegen die Steuer¬ 
erhöhung wird der SPD und den Grü¬ 
nen noch auf die Füße fallen.“ 

DKP Bottrop 


Würzburg: Ehrung von Karl Liebknecht, der 
1897 an der Uni Würzburg seine Doktor¬ 
würde erlangte, Frankoniabrunnen vor der 
Residenz, 10.30 Uhr_ 

Lübeck: Demo „Hafenstraße '96 - Geden¬ 
ken & Anklagen“, Konrad-Adenauer-Platz, 
13 Uhr_ 

Lübeck: Gruppenabend der DKP Lübeck/ 
Südost-Holstein, Interkulturelle Begeg¬ 
nungsstätte e.V. (IKB) „Haus der Kulturen“, 
Parade 12,18.30 Uhr_ 

Solingen: Neujahrstreffen der DKP So¬ 
lingen, Naturfreundehaus Holzerbachtal, 
Eipaßstraße 25 b, 19 Uhr 


SO ★ 21 JAN 


Hamburg: Fluchtperspektiven - Hach- 
schara, Die Vorbereitung jüdischer Jugend¬ 
licher zur Auswanderung nach Palästina, 
Veranstaltung des Auschwitz-Komitees mit 
u.a. Esther Bejarano, Dr. Erika Hirsch, Rü¬ 
diger Pohlmann, Margalith Pozniak, Michael 
K. Nathan und Michael Weber, Polittbüro, 
Steindamm 45,12 Uhr 


MO ★ 22 JAN 


Dortmund: Gruppenabend der DKP Dort¬ 
mund-Süd, Gildenstraße 20,19 Uhr 


Dl ★ 23 JAN 


Dortmund: Gruppenabend der DKP Dort¬ 
mund-Ost, Haus Gobrecht, Körner Hellweg 
42,19 Uhr 


Ml ★ 24 JAN 


Fellbach: Kuba im 60. Jahr der Revolution, 
DKP Rems-Murr, Lokal Gerokstüble, Bruck- 
straße 7,18 Uhr_ 

Hamburg: Ungleichheit macht krank - Ge¬ 
sundheitszentren gegen Ärztemangel und 
soziale Spaltung, Bürgerhaus Wilhelms- 
burg, Mengestraße 20,18.30 Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Jahresauftaktver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land, Flora¬ 
heim, Siedlerstraße 10,19 Uhr 


DO ★ 25 JAN 


Nürnberg: AntiFa und Stadtratsarbeit, DKP 
Nürnberg mit den Stadträtinnen der LINKEN 
LISTE, Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 19 
Uhr_ 

Dortmund: Arbeitsplan des Kreises und 
Antrag II zum Parteitag, DKP Dortmund, Z, 
Oesterholzstraße 27,19 Uhr 


FR ★ 26 JAN 


Augsburg: Gruppenabend der DKP Augs¬ 
burg, Hans-Beimler-Zentrum, Manlichstra- 
ße 3,19 Uhr_ 

Chemnitz: Vortrag Kriegsverbrechen in der 
Auto-Union Chemnitz und im Außenlager 


Politisches Vorbild 

„Butter bei die Fische“, UZ v. 

22.12.2017, S.18 

Mit großem Interesse habe ich das In¬ 
terview mit Willi Gerns gelesen. Kenne 
Willi seit 1956, als ich in Niedersachsen 
verhaftet wurde und ins Gefängnis in 
Wolfenbüttel kam. Drei Tage vor Weih- 


des KZ Flossenbürg in Siegmar-Schönau 
mit Dr. Hans Brenner, WN-BdA Chemnitz, 
Bürgerschaftliche Initiative „Historischer 
Atlas Sachsen 1933-1945“, VHS Chemnitz, 
HETZ, Moritzstr. 20,19 Uhr 


SA ★ 27JAN 


Jagel: Mahnwache „Drei vor Zwölf“ vor 
dem Drohnen- und Tornadostandort mit 
Pastor Christoph Touche von der St.-Petri- 
Gemeinde zu Flensburg, 11.57 Uhr_ 

Wuppertal: Festveranstaltung zum 200. 
Geburtstag von Karl Marx mit Prof. Georg 
Fülberth und der Uraufführung des Musik¬ 
theaterspiels „Frau Kapital und Dr. Marx“, 
Marx-Engels-Stiftung, Historisches Zen¬ 
trum Wuppertal, Museum für Frühindustria- 
lisierung-Engels-Haus, Engelsstraße 10/18, 
13.30 Uhr_ 

Hamburg: Wir fordern Reine! Luft! mit Man¬ 
fred Braasch (BUND), Malte Siegert (NABU) 
u.a. Moderation: Norbert Hackbusch (Links¬ 
fraktion Hamburg), Bürgerhaus Altona- 
Nord, Gefionsstraße 3,14 Uhr_ 

Berlin: November 1918 - Brüder, nicht 
schießen!, Ernst-Busch-Chor Berlin e.V., 
Russisches Haus der Wissenschaft und Kul¬ 
tur, Friedrichstraße 176-179,15 Uhr 


Dl ★ 30JAN 


Hamburg: Kundgebung für einen Gedenk¬ 
ort in den Stadthöfen, WN-BdA Hamburg, 
Stadthöfe, Stadthausbrücke, 17 Uhr_ 

Solingen: Was geht im Iran ab?, Inititativen- 
Cafe, Klemens-Horn-Straße 3,19.30 Uhr 


Ml ★ 31 JAN 


München: Gewerkschafts- und Betriebsbe¬ 
richte, DKP-Betriebsaktiv, KommTreff, Holz¬ 
apfelstraße 3,19 Uhr 


SA ★ 3. FEB 


Hannover: Jahresauftakt der DKP Hanno¬ 
ver, DKP-Büro, Göttinger Str. 58,18 Uhr 


Dl ★ 23. FEB 


Recklinghausen: „Die DKP stärken“, Tref¬ 
fen der DKP mit Diskussion über den Antrag 
an den Parteitag und der Arbeitsplanung 
2018. Ladenlokal Kellerstraße 7, Reckling¬ 
hausen-Innenstadt, 19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. Die Termine erscheinen 
online auch auf news.dkp.de. 


nachten. Dort kümmerte sich Willi sehr 
um mich und ich konnte zu den Feier¬ 
tagen in der Gemeinschaftszelle mit 20 
inhaftierten Kommunisten verbringen, 
bis ich ins Gefängnis nach Nordrhein- 
Westfalen abgeschoben wurde. Er war 
und ist immer mein politisches Vorbild. 

Erich Schreier ; Röthenbach/Pegnitz 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Peaky BHnders 

Wer die bisherigen Staffeln der briti¬ 
schen Serie verpasst hat, wird Schwie¬ 
rigkeiten haben, der Handlung und 
den Personen zu folgen, die die ersten 
drei Staffeln beherrschten. (Lässt sich 
bei Netflix nachholen oder die DVD’s 
besorgen). Diese Gangsterfamilie aus 
Birmingham, angesiedelt in den Jahren 
nach dem 1. Weltkrieg, geht brutal und 
rücksichtslos vor, um ihre legalen und 
mehr noch die illegalen „Geschäfte“ zu 
sichern. Mittlerweile rückt ihr die Ma¬ 
fia an den Hals, eine Vendetta und der 
Einfluss auf profitable Quellen machen 
den großen Teil der neuen Staffel aus. 
Fr., 19.01., 21.45-00.45 Uhr, arte 

Kommissarin Heller 

Mittlerweile ist die spröde, wenig zu¬ 
gängliche Kommissarin (gespielt von 
der hervorragenden Lisa Wagner) al¬ 
lein mit der Aufklärung von Mord¬ 
fällen im Taunus. Ihr Kollege über 
viele Folgen (Schauspieler Hans-Jo¬ 


chen Wagner) ermittelt nun in Frei¬ 
burg und Umland, dadurch fehlt der 
Konterpart für die Rolle. Prompt ge¬ 
rät Heller in eine persönliche Kata¬ 
strophe, denn ihre Therapeutin wird 
schwer verletzt in ihrer Praxis aufge¬ 
funden, wer von den männlichen Pa¬ 
tienten könnte der Täter sein? 

Sa., 20.01., 20.15 Uhr, ZDF 

Wenn die Gondeln Trauer tragen 

Wer nicht ins Bett will (oder kann), 
sollte sich einen der besten Thriller 
der Filmgeschichte - noch mal - anse- 
hen. Julie Christie und Donald Suther¬ 
land spielen in diesem Film von 1973 
ein Ehepaar, das in Venedig über den 
Tod ihrer Tochter hinwegkommen will. 
Mysteriöse Vorfälle häufen sich, an¬ 
scheinend nimmt die Tochter aus dem 
Jenseits Kontakt mit ihnen auf, aber 
natürlich klärt sich alles irdisch auf. Im¬ 
mer noch spannend, gut gespielt und 
mit hervorragender Musik begleitet. 
So., 21.01., 00.40 Uhr, RBB 


Ohne Hauptperson 

Die Biografie „Deutschland für eine Saison“ 


Eine Sportlerbiografie, wie sie Christoph 
Ribbat mit seinem Buch „Deutschland 
für eine Saison - Die wahre Geschich¬ 
te des Wilbert Olinde Jr.“ vorgelegt hat, 
ist keine, die das Massenpublikum inte¬ 
ressieren dürfte. Es geht zwar um einen 
(Profi-)Sportler, aber Olinde hat Bas¬ 
ketball gespielt und nicht Fußball, dazu 
war er nicht in der NBA aktiv, sondern 
in der deutschen Bundesliga und das 
nicht heute, sondern Ende der 1970er. 
Zudem spielte er in Göttingen beim 
SSC, nicht schlecht, aber auch nicht ge¬ 
rade das Zentrum des deutschen Bas¬ 
ketballs. Basketball ist für die meisten 
im SSC eher ein netter Zeitvertreib, 
mehr nicht. Damals sieht das auch das 
Göttinger DKP-Mitglied Ecki Siefert so, 
ein „2,05 Meter großes Talent“. Er will 
sich „stärker seiner Arbeit in der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei wid¬ 
men“, wie Ribbat schreibt, und verlässt 
deshalb den Verein. Vielleicht ist es die¬ 
sem Abgang zu verdanken, dass sich der 
SSC Göttingen nach einem Spieler aus 
den USA umsieht. Und so wird Olin¬ 
de von der Kaderschmiede UCLA ins 
niedersächsische Universitätsdorf Göt¬ 
tingen geholt, um den örtlichen Basket¬ 
ballklub erstklassig zu machen. 

SSC (heute ASC) steht übrigens für 
„Schwimmsportclub“. Diesem fehlten 
Badeanstalten, in denen die aktiven 


Vereinsmitglieder ihren Sport ausüben 
konnten. So fingen die nichtschwim¬ 
menden Schwimmer aus der Not her¬ 
aus an, Basketball zu zocken. 

Christoph Ribbats Buch hält viele 
solcher kleinen und interessanten In¬ 
formationen parat: Über die Politsze- 
ne Göttingens, die als Universitätsstadt 
noch stark von den 68ern geprägt wur¬ 
de, von Kuriositäten aus einer Zeit, als 
Basketball in Deutschland noch kein 
Profisport war, und aus der Familienge¬ 
schichte von Wilbert Olinde Jr., der aus 
Louisiana stammt. Dabei erfährt man 
erstaunlich wenig über die Person und 
den Basketballer und viel über die Ge¬ 
schichte der Rassentrennung und Ge¬ 
walt in den USA. 

Vielleicht ist es der zurückhalten¬ 
den Art von Olinde selbst zu verdan¬ 
ken, dass er es nicht schafft, zur Haupt¬ 
person einer Biografie zu werden, die 
doch eigentlich seinen Namen trägt. 
Vielleicht ist es aber auch dem Auto¬ 
ren geschuldet, denn Christoph Ribbat 
ist Professor für Amerikanistik an der 
Universität Paderborn. 

Friedhelm Vermeulen 

Christoph Ribbat: Deutschland für 
eine Saison - Die wahre Geschichte 
des Wilbert Olinde Jr.“ 272 Seiten, er¬ 
schienen bei Suhrkamp 2017 


Nullnummer mit Kippen 

Rückrundenstart der Fußball-Bundesliga 



Nichts als heiße Luft 


D ISTELÖL!“ schreit mir meine 
Banknachbarin ins linke Ohr. 
Das Wort dreht sich durch mein 
Gehirn (Sind wir hier nicht beim Fuß¬ 
ball gucken?) und fällt aus dem rech¬ 
ten Ohr wieder heraus Richtung Fra¬ 
gesteller. Jener, welcher am gänzlich 
anderen Ende des Biertisches sitzt, 
wollte wissen, warum des Hundes 
Pelz so hübsch ist. Während ich ver¬ 
zweifelt versuche, die gerade einge¬ 
blendete Mannschaftsaufstellung des 
BVB zu analysieren, folgt ein „INS 
NASSFUTTER GEBEN!? Jetzt gebe 
ich, und zwar auf, folge einfach dem 
Gespräch, da ich ihm eh nicht ent¬ 
kommen kann. Fußball gucken bei 
uns heißt: Gespräche über Hunde und 
Autounfälle, GroKo und D 0 K 0 , Tequi¬ 
la-Abende und Falafeltee. Mehr Bier 
hilft ein wenig und ganz am Ende der 
Skala kommt dann der Fußball. Nun 
denn. 

Beim BVB läuft vorne der 18-jäh¬ 
rige Isaak auf (Warum, wird nun auf 
13 Handys gleichzeitig gegoogelt, weil 
zugehört hat keine/r) und links der 
17-jährige Sancho. Mutig. Und sie spie¬ 
len auch beide sehr ordentlich, machen 
aber die Hütte nicht, ebenso wie Yar- 


molenko, der sie eigentlich machen 
MUSS. So bleibt der Kick ein „Konn- 
ten-noch-nie-besser“ (Wolfsburg) ge¬ 
gen „Heute-geht-nicht-mehr“ (Dort¬ 
mund). Ermüdend. Meine Banknach¬ 
barin zur Linken kompensiert dies, 
indem sie einfach dermaßen Kette 
raucht, dass ich sie gerne fragen möch¬ 
te, warum sie nicht einfach die neue Zi¬ 
garette mit der alten anzündet, es wür¬ 
de doch Feuerzeugbenzin sparen. Ich 
trau mich aber dann nicht. 

Und sonst so? Frankfurt - Freiburg 
1:1, Augsburg - Hamburg 1:0, Stutt¬ 
gart - Berlin 1:0, Bremen - Hoffen- 
heim 1:1, Köln - Gladbach 2:1 und bei 
diesem Spiel fallen auch nur deshalb 
mehr als zwei Tore, weil der Schieds¬ 
richter den Kölnern 95 Minuten gönnt, 
bis das Siegtor endlich drinne ist. Puh, 
schöne Spiele, viele Tore und echte 
Spannung klingen anders und sehen 
auch sicher anders aus. Die Bundesli¬ 
ga wird augenscheinlich zur Grauen- 
Maus-Liga. 

Und noch? Auf die geliebten Gel- 
senkirchener ist Verlass. Wenn es um 
die Wurst geht (und es ging ja nicht 
nur um ihre, sondern auch ein wenig 
um unsere) hauen sie in den Sack und 


vergeigen das Spiel. Gegen die Marke¬ 
tingabteilung von Red Bull, die sich als 
Fußballclub getarnt hat. Toll. Hannover 
dreht ein Spiel gegen Mainz, es fallen 
fünf Tore, immerhin. Leverkusen ver¬ 
liert, gefühlt wie seit 3 786 Jahren, ge¬ 
gen die Bauern aus München. Ein gro¬ 
ßes Gähnen geht durchs Land. 

Aber doch: die Plätze 2 bis 10 lie¬ 
gen nur fünf Punkte auseinander, wer 
Meister im Fach „die Liga ohne Bay¬ 
ern“ wird, ist völlig offen. Und da un¬ 
ten die Kölner einen Dreier gemacht 
haben, sind sie immerhin 6 Punkte an 
die grottenschlechten Hamburger her¬ 
angekommen. Und genau da fahren sie 
am nächsten Spieltag hin. Also die Köl¬ 
ner. Zu den Hamburgern. Da bekommt 
der Begriff „6-Punkte-Spiel“ eine ganz 
neue Bedeutung. 

Abpfiff beim BVB, 0:0, meine Bank¬ 
nachbarin drückt die 167. Kippe in den 
Aschenbecher und hustet ein: „Datt 
war ja mal gar nix“ in die Wolken¬ 
wand. Stimmt so ziemlich. Wir verlas¬ 
sen die Räucherkammer hinein in die 
klare Dortmunder Abendluft gen hei¬ 
misches Sofa. Gleich kommt noch ein 
Tatort. Aber der soll auch schlecht sein. 
Passt ja. Karl Rehnagel 
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